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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 .1.

(Ausgegeben am 20. Jannar 1910.)

1. Gesindeordnung
für das

Fürstentum Reuß Aelterer Linie
vom 15. Jannar 1910.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Beinrich XXIV.
Neuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Deinrich der Siebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

I. Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

81.
Der Gesindevertrag ist ein Dienstvertrag, durch den der eine Teil (Dienst=

bote, Gesinde) zur fortlaufenden Verrichlung von häuslichen oder wirtschaftlichen vuertant.
1
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Diensten auf einen längeren ununterbrochenen Zeitraum, der andere Teil (Dienst-
herrschaft) zur Gewährung einer bestimmten Vergütung und beide Teile sich zu
einem gegenseitigen persönlichen Verhalten verpflichten, wie es den Bestimmungen
dieses Gesetzes entspricht.

Für die Frage, ob ein Dienstvertrag als ein Gesindevertrag im Sinne dieses
Gesetzes anzusehen ist, ist es ohne Velang, ob die nach Absatz 1 zu entrichtende
Vergütung für einen längeren Zeitraum oder nach Tagen oder Wochen bemessen ist.

62.

Vonsehung. Als ein Geindeuertrag. im Sinne dieses Gesetzes ist ein Vertrag nicht anzu-sehen, der zum Gegenstandhaa. die Leistungen Werrer eine wissenschaftliche oder sonstige höhere Aus-
bildung voranesetzender Dienste, wie z. B. Dienste von Erziehern, Er-

3 Hausdamen, Privatbeamten, Gesellschafterinnen, Inspektoren,Verwalt
Dienstleistungen vorübergehender Art oder solche Dienstleistungen, die
vertragsmäßig nur mit zeitlichen 1nterbrechungen geleistet werden, wiedie Dienste von Wartefrauen, Koch=undWaschsrauen, Aufwärtern,Aufwärterinnen (sogenannte Unsiir#nhe:

. die Leistungen gewerblicher Arbeiten, selbst wenn der zur Dienstleistung
Verpflichtete nebenher zu häuslichen Diensten und Arbeiten herange-
zogen wird.

S

#

83.
Berhällnts der Auf den Gesindevertrag finden, soweit in diesem Gesetz Bestimmungen nicht
anenunskeum getroffen sind, die Vorschristen des Bürgerlichen Gesetzbuches, insbesondere die Vor-

r*itl. schriften über den Dienstvertrag, Anwendung.a Von den gesetlichen Bestimmungen können, insoweit sie nicht zwingender
sn Art sind, Nöweichlrr vereinbart werden.

2 467.
H. Abschnitt.

Eingehung des Oesinderertrage.
Eingehun Wer minderjährig ist, bedarf zur uachung eines Gesindedienstverhältnisses

ze Fois der Genehmigung seines gesetzlichen Vertreters. Es dürfen sich daher Minderjährige,
unsessthne die unter elterlicher Gewalt stehen, nicht ohne Einwilligung des Vaters und, sofern
Denstboten, die elterliche Gewalt der Mutter zusteht oder von ihr ausgeübt wird, nicht ohne

Einwilligung der Mutter, Bevormundete nicht ohne Einwilligung des Vormundes
als Gesinde vermieten.

Ermächtigt der gesetzliche Vertreter den Minderjährigen, in Gesindedienst zu
treten, so ist der Minderjährige für solche Rechtsgeschäfte unbeschränkt geschäftsfähig,
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welche die Eingehung oder die Aufhebung des Dienstverhältnisses oder die Erfüllung
der sich aus dem Diensteerhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen; nur wenner bevormundet ist und sich für längere Zeit als ein Jahr vermieten will, bedarf
er dazu außerdem der Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes.

Die für einen einzeluen Fall erteilte Ermächtigung gilt im Zweifel als all-

gemeine GErschtumgh zur Eingehung von Gesindedienstverhältnissen.ie Ermächtigung kann von dem gesetzlichen Vertreter zurückgenommen oderungesärh werden.
Wird einem Mündel die Ermächtigung, sich als Gesinde zu vermieten, ver-

weigert, so kann sie auf Antrag des Mündels durch das Vormundschaftsgericht
ersetzt werden. Das Vormundschaftsgericht hat die Ermächtigung zu ersetzen, wenn

sie im —s des Mündels liegt.
weit ein Minderjähriger nach den vorstehenden Bestimmungen unbeschränktrnrr ist, ist er auch prozeßfähig. 5 ben unbesc

86.
Die Vorschriften des 8 4 gelten auch für Personen, die wegen Geistes- Fhes.

schwäche, wegen Verschwendung oder wegen Trunksucht entmündigt oder nach Stellung
des Entmündigungsantrages unter vorläufige Vormundschaft gestellt sind. n hn«

Wer wegen Geisteskrankheit entmündigt ist, kann sich nicht selbst vermieten. g47#
h
Pone-IS

Kinder, die noch zum Besuch der Voltsschule. verpflichtet sind, dürfen nicht, Veniung
in Gesindedieust gegeben oder genommen werden. r n

8 7.
Eine Ehefrau ist berechtigt, innerhalb ihres hünslichen Wirkungskreises Ge-Aer

sinde zu häuslichen oder wirtschaftlichen Verrichtungen anzunehmen. Gesindeverträge, " Cbelran.
die sie innerhalb dieses Wirkungskreises abschließt, gelten als im Namen des Mannes

abbelclesen wenn nicht aus den Umständen sich etwas anderes ergibt.
e Vorschriften des 8 1357 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches findenculspreen. Anwendung. * !

Anmerkung zu § 7.

s 1367 Abs. 2 des 8 Gesetzbbuches lautet:
Der Mann kann dos der Frau beschränlen oder ausschließen. Stellt sich die

Beschränkung oder die uuschleguns“ a Mißbrauch des Rechtes des Mannes dar, so kann sie
auf Antcag der Frau durch das Vormundschaftsgericht aufgehobenwerden. Dritten gehenüber ist
die Beschränlung oder die Ausschließung nur nach Maßgabe des 8 1435 wirlsam.

1



868.
r# Der Abschluß des Gesindeverkrages ist au keine Form gebunden. Wird bei

aits# dessen Eingehung eine Draufgabe (Mietgeld, Dienstgeld, sogen. Diensttaler oder
Mietgeld. Mieltaler) gegeben, so gilt dies alsZeichen des Abschlusses des Vertrags.

b und in welchem Betrag ein Mietgeld gegeben werden soll, hängt ledig-
lich von der freien Vereinbarung zwischen der Dienstherrschasft und dem Gesinde ab.
Das Mietgeld ist, soweit nichts anderes vereinbart wird, auf den Lohn nicht anzu-
rechnen. Wird der Vertrag vor Antritt des Dienstes wieder aufgehoben, so ist das
Mietgeld, wenn nichts anderes vereinbart oder durch dieses Gesetz bestimmt ist,
zurückzugeben.

Einseiige Zurückgabe des Mietgeldes seitens des Dienstboten löst den Ver-trag nicht auf.
§5 V.

Annlitezen. Als Antrittstag gilt, soweit nichts auderes vereinbart ist, bei häuslichem
Gesinde der erste Tag des auf den Abschluß des Gesindevertrages folgenden Monats,

bei landwirtschaftlichem Gesinde der 2. Januar.
t der gesetzliche Antrittstag auf einen Sonntag oder einen staatlich an-

erkannten allgemeinen Feiertag, so hat das Gesinde am nächstfolgenden Werktage
unzutreten.

Der gesetzliche Antrittstag des neuen Gesindes ist zugleich der Abzugstag
für das abziehende.

8 10.

De ## Ist bei Abschluß des Gesindevertrages 7 esen Daner nichts vereinbart,verhlenises, so gilt der Vertrag als auf unbestimmte Zeit geschlossen.
Eine Vereinbarung, durch welche die Höhe * Lohnes nach bestimmten Zeit-

abschnitten bemessen wird, gilt nicht gleichzeitig ale Vereinbarung über die Dauer
des Dienstverhältnisses.

81uchu Ist der Gesindevertrag cbsescheen so hat zur bestimmten Zeit das Gesinde
aedesden Dienst anzutreten und die Herrschaft das Gesinde anzunehmen, es sei denn,F daß für die eine oder andere Parlei ein wichtiger Grund vorliegt, vor Beginn des

Dienwerhältasen vom Vertrag zurückzutreten.Die Partei, die von diesem Recht Gebrauch machen will, hat dies dem
anderen Teil unverzüglich zu erklären, nachdem sie Kenntnis von dem sie zum

Rücktritt berechtigenden wichtigenGrund erlangt hat.
Als einen wichtigen Grund, die Annahme des gemieteten Dienstboten zu

verweigern, kann die Herrschaft nicht anführen, daß siesich mit dem bisherigen
Dienstboten über die Fortsetzung des Dienstverhältnisses geeinigt habe.

Ebensowenig kann ein Dienstbote seine Weigerung zum Dienstantritt damit
begründen, daß er das Dienstverhältnis mit seiner bisherigen Herrschaft fortsetze.



8 12.
Für die Dienstherrschaft ist es, sofern nicht besondere Umstände eine ander- Fnshutte-

weite Beurleilung rechtferligen, als ein wichtiger, den Rücktritt vom Vertrag recht= selten der
fertigender Grund namentlich anzusehen: XL

1. wenn der Dienstbote sich für dieselbe Zeit an mehrere Herrschaften
vermietet hat,

2. wenn der Dienstbote den Antrikt des Dienstes verweigert,
3. wenn der Dienstbote krankheitshalber oder aus anderen Ursachen zu

den übernommenen Diensten unfähig ist,
4. wenn der Dienstbote an einer austeckenden oder abschreckenden Krank-

heit leidet,
5. wenn der Dienstbote im Zustande der Schwangerschaft ist,
6. wenn der Dienstbote der Herrschaft wahrheitswidrige Angaben gemacht,

wichtige Tatsachen, 3. B. erlittene Strasen, absichtlich verschwiegen oder
falsche. oder gefälschte Zeugnisse vorgelegt hat.

In allen diesen Fällen hat der Dienstbote das Mietgeld zurückzugeben.

613.
Für den Dienstboten ist es, sofern nicht besondere Umstände eine anderweite Racuus=

Beurteiluug rechtfertigen, als ein wichtiger, den Rücktritt vom Vertrag rechtfertigen= zubd
der Grund namentlich anzusehen: lindes.

1. wenn die Dienstherrschaft die Annahme des Dienstboten verweigert,
oder über eine Woche hinaus verzögert,

2. wenn die Dienstherrschaft, ohne dies dem Dienstboten bei Abschluß
des Vertrages mitgeteilt zu haben, ihren Wohnsitz verlegen oder den
Dienstboten auf längere Reisen in entfernte Gegenden mitnehmen will,

3. wenn der Dienstbote durch Krankheit oder aus anderen Ursachen zu
den übernommenen Diensten unfähig wird,

4. wenn der Dienstbote durch Umstände, die erst nach Abschluß des Ver-
trages eingetreten oder ihm bekannt geworden sind, seinen Eltern in
deren Hauswesen, zur Pflege oder zur Unterstützung in ihrem Ge-
werbe unentbehrlich wird, oder ein Kind des Dienstboten dessen persön-
licher Wartung nicht entbehren kann,

5. wenn der Dienstbote inzwischen durch Heirat oder sonstige Umstände
in die Lage kommt, einen selbständigen Haushalt zu gründen.

In den Fällen der Ziffer 1 und 2 darf der Dienstbote das Mietgeld be-
halten, in den Fällen der Ziffer 3, 4 und 5 hat er es zurückzugeben.

.. §14- ·. -

NimmtdteDtcnsthcrrfchaftdanicnltbotcnnichtan,ohncdaßstekmcn"M«-«Fk«s
wichtiqethrund(§§ll,12)fütsichgeltendmachenkannJobehålkdck Wust-RIEdeII -
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bote das etwa empfangene Mietgeld und hat Anspruch auf die vereinbarte Ver-
gütung nach Maßgabe des § 615 des Bürgerlichen Gesethbuches. Anstatt diese
Vergütung zu beanspruchen, kann er jedoch vom Vertrag zurücktreten (6 13 Ziffer 1)
und Ersaß des ihm durch die Annahmeweigerung erwachsenen Schadens fordern.

Hierbei steht es ihm frei, die geforderte Eutschädigung, ohne das Vorhanden-
sein oder den Betrag eines Schadens nachzuweisen, nach der Höhe des vereinbarten
Lohnes in der Weise zu bemessen, daß sie bei einem Dienstverhältnis, das entweder
auf kürzere Zeit als ein Vierteljahr eingegangen oder nach kürzeren Zeiträumen
als von Vierteljahr zu Vierleljahr kündbar ist, die Hälste des für die Dienstzeit
vereinbarten oder des auf den Zeilraum von einem Kündigungstermin zum anderen
entfallenden Lohnes, im übrigen die Hälfte des Vierteljahrslohnes beträgt. Bei
den auf ein Jahr gemieteten landwirtschaftlichen Dienstboten tritt in diesem Falle
an die Stelle des halben Vierteljahrslohnes ein voller Vierteljahrslohn dann, wenn
sie von der Dienstherrschaft in der Zeit vom 1. Okkober bis Ende Februar nicht
angenommen werden.

Anmerkung zu 8 14:
§ 615 des Bürgerlichen Gesetzbuchs lautet:

Kom er Dietberchtige mit der Annahme der Dienste in Verzug, so kann der
Verpflichteic für die infolge des ugs ah geleileien Dieuste die vercinbarte Vergütungverlangen, ene zur Nachleistung pinn zu sein. ich Wert desjenige
anrechnen lassen, was er insolge des Umnerhleldens #Dienstleistung m oder durch ander-
weilige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt.

| 15.
Weigert sich der Dienstbote, ohne einen wichtigen Grund (§9 11, 13) den

Dienst anzutreten, so kann die Dienstherischaft vom Vertrag zurücktreien 12
Ziffer 2) und außer der Rückgabe des Mietgeldes Ersatz des ihr durch die Weiger-
ung erwachsenen Schadens fordern.Hierbei steht es ihr frei, lie geforderte Entschädigung, ohne das Vorhanden=
sein oder den Betrag eines Schadens nachzuweisen, nach derHöhe des vereinbarten
Lohnes in der Weise zu bemessen, daß die Entschädigung bei einem Dienstverhältnis,
das entweder auf kürzere Zeit als ein Vierteljahr eingegangen oder nach kürzeren
Zeiträumen als von Vierteljahr zu Vierteljahr kündbar ist, die Hälfte des für die
Dienstzeit vereinbarten, oder des auf den Zeitraum von einem Kündigungstermin
zum anderen entfallenden Lohnes, im übrigen die Hälfte des Vierteljahrslohnes be-
trägt. Bei den auf ein Jahr gemieteten landwirtschaftlichen Dienstboten triit in
diesem Fall an die Stelle des halben Vierteljahrslohnes ein voller Vierteljahrslohn
dann, wenn sie bei der Dienstherrschaft in der Zeit vom 1. Juni bis 31. Oktober
den Dienst. nicht antreten.

Die gleiche Entschädigung kann von der Hersschaft im Falle des § 12 Ziffer
1 beansprucht werden.



ß 16.

Konnte der Dienstbote in das Dienstverhältuis erst nach dem vereinbarten ris?
Zeilpunkt eintreten, weil die Herrschaft seine Annahme verzögert hat, so hat er für S
diesen Zeitraum die gesamte vertragsmäßige Vergütung zu fordern. An Stelle der i
vereinbarten, aber nicht gewährten Naturalbezüge (z. B. an Stelle von Kost und ·
Wohnung) tritt solchenfalls eine Geldentschädigung. Auf die Bemessung der Geld-
entschädigung finden die Vorschriften des § 24 entsprechende Anwendung. Hat der
Dienstbote den Dienst nicht rechtzeitig angetreten, weil er daran durch einen in
seiner Person liegenden Grund, jedoch ohne sein Verschulden verhindert war, so hat
er für den betreffenden Zeitraum zwar auf Lohn, aber nicht auf sonstige vertrags-
mäßige Vergülung (Kost, Wohnung 2c.) Anspruch. Hat der Dienstbote seinen Dienst-
antritt schuldhafterweise verzögert, so hat er für den betreffenden Zeitraum auf

i i vertragsmäßigen Vergütung Anspruch.

Die Geltendmachung weitergehender Schadensansprüche bleibt in allen Fällen
eines verzögerten Beginns des Dienstverhältnisses beiden Teilen vorbehulten.

§5 ä17.
Wenn ein Dienstbote sich an mehrere Dienstherrschaften für dieselbe Zeit.—.

vermietct, so ist er verpflichtet, bei der Herrschaft auf deren Verlangen einzutreten.
mit der er den Dienstvertrag zuerst abgeschlossen hat. Den übrigen Dienstherr- bs
schaften ist er zum Schadenersatz verpflichtet, wenn ihnen die frühere Vermietung de «
unbekannt wan Wegen der Geltendmachung des Schadenersatzanspruches findet 8
15 Ubs. 2 entsprechende Anwendung.

 

Wer Gesinde verleitel, widerrechtlich einen Dienst zu verlassen oder nicht anzutreten, eh
oder wer Gesinde, obwohl er weiß, oder den Umständen nach annehmen muß, daß rsindes.
es sich für die gleiche Zeit bereits an eine andere Herrschaft vermietet hat, in Dienst
nimmt, hat der geschädigten Dienstherrschaft den erwachsenen Schaden zu ersetzen
und haftet neben dem Gesiude als Gesamtschuldner für den von diesem zu leistenden

adenersatz.— Geltendmachung des Schadenersatzanspruches findet 8 15 Abl. 2
entsprechende Anwendung.

Al. Abschnitt.
Rechte und Pflichten der Dieustherrschast und des Gesindes während der Dienstzeit.

A. Pflichten des Ge sindes.
emelne819. rx

Der Dienstbote ist der Herrschaft Treuc, Ehrerbietung und Gehorsam, deren wi



Umsang der
Dlens=

lelllungen.
Veriretungen.

Verpllichiung

8

Angehörigen Achtung schuldig; er hat sich der bestehenden häuslichen Ordnung zu
unterwerfen, seine Geschäste mit Fleiß und Aufmerksamkeit zu verrichten und sich
der Wahrhastigkeit, der Ordnung und Reinlichkeit, sowic vor allem einer gesitteten
und anständigen Aufführung zu befleißigen.

Der Dienstbote muß Befehle und Verbote, Zurechtweisungen und Verweise
von der Herrschaft bescheiden annehmen und ohne Widerrede befolgen; ebenso muß
er Entschuldigungs= und Verteidigungsgrinde mit Bescheidenheit vorbringen.

Der Dienstbote muß den Nutzen und das Beste der Herrschaft möglichst zu
befördern, Schaden und Nachteil aber abzuwenden suchen. Er ist verbunden, Wahr-
nehmungen über Diebstahl, Unterschlagung oder Betrug seines Mitgesindes der Herr-
schaft anzuzeigen. Ueber Vorgänge in der Familic der Herrschaft hat er pflicht-
mäßige Verschwiegenheit zu beobachten.

Mit dem Nebengesinde hat der Dienstbote verträglich zu leben und sich bei
kleineren Zwistigkeiten der Entscheidung der Dienstherrschaft zu unterwerfen.

Ohne Erlaubnis der Herrschaft darf sich der Dienslbote nicht aus dem Hause
entfernen, ebensowenig darf er über die ihm erlaubte Zeit ausbleiben.

8 20.
Dienstboten, die nicht ausschließlich für einen bestimmten Kreis von Dienst-

verrichtungen gemietet worden sind, haben alle von der Herrschaft ihnen Übertragenen,
für Dienstboten ihrer Art geeigneten und ihren Kräften entsprechenden Dienste
nicht nur dieser selbst und deren Angehörigen, sondern auch etwaigen, als Gäste oder
sonst im Hause der Herrschaft lebenden Personen zu leisten.

Alle Dienstboten, auch die zu besonderen Dienstverrichtungen gemietelen,
sofern nicht ausdrücklich etwas Gegenteiliges mit ihnen vereinbart ist, müssen in
Notfällen, zu denen auch ein Mangel an Arbeitskräften zur Verrichtung dringender,
uUnaufsschiebbarer Erntearbeiten zu rechnen ist, vorlbergehend alle ihren Kräften und
ihrer Stellung angemessenen Dienste verrichten.

Entsteht unter den Dienstboten Streit darüber, wer von ihnen eine gewisse
Arbeit zu vemichten hat, so entscheidet die Herrschaft.

Ohne Genchmigung der Herrschaft darf der Dienstbote sich bei den ihm auf-
getragenen Geschäften nicht durch andere vertreten lassen. ·

Der Bienstbote niuß der Herrschast den Aufwand ersehen, den sie für An-
nahme eines Stellvertreters während der Verbüßung einer Freiheitsstrafe durch den
Dienstboten gehabt hat.

6 21.
Der Dienstbote muß der Herrschaft allen vorsählich oder durch grobe Fahr=

 eehn lässigkeit verursachten Schaden erse
We

ben.
gen geringerer Versehen ist der Dienstbote zum Schadensersah nur dann

verpflichtet, wenn ihm dasselbe Verschulden wiederholt zur Last fiel, oder wenn er
dabei gegen den auddrücklichen Befehl der Herrschaft gehandelt oder wenn er sich
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zu solchen Geschäften hat annehmen lassen, die einen besonderen Grad von Geschick-
lichkeit oder Sorgfalt voraussetzen.

Die Dienstherrschaft kann ihre Ansprüche auf Schadensersatzleistung gegen-
über dem Dienstboten gegen dessen Lohnforderung unbeschränkt aufrechnen.

8 22.
Ueber die sittliche Aufführung der Dienstboten steht der Dienstherrschaft das dassu#o

Recht der Aufsicht zu; sie ist berechtigt, dem Dienstboten solchen Aufwand zu unter= teuschall.
sagen, der seinen Verhältnissen nicht angemessen ist.

B. Pflichten der Dienstherrschaft.

§ 23.
Die Dienstherrschaft hat den Dienstboten ohne Härte zu behandeln, ihn gegen augemelne

Schaden und unrechtmäßige Zumutungen dritter Personen nach Kräften zu schützen resirhteg.
und für sein leibliches und sittliches Wohl Sorge zu tragen. Sie darf von ihm beuschal.
nur solche Arbeiten verlangen, die seinen Kräften angemessen sind.

8 24.
Ist über die zu gewährende Vergütung oder über ihre Art oder ihren Um= Entchung

fang nichts Bestimmtes vereinbart, so muß die Dienstherrschast dem Dienstboten eine —m
Vergütung an Lohn, Kost oder Kostgeld sowie an sonstigen Naturalbezügen (Wohnung,

nerung, Nahrungemittel, Landnutung, Kleidung) gewähren, wie sic unter Be-
rücksichtigung der Ortsüblichkeit den Verhältnissen entspricht.

Ist über die Fälligkeit der Vergütung nicht etwas anderes vereinbart worden,
so hat die Dienstherrschaft den baren Lohn bei Ablauf der Dienstzeit, bei Dienst-
verhältnissen aber, die auf länger als einen Monat abgeschlossen sind, monatlich in
Nachzahlungen zu entrichten. Alle Naturalbezüge und ebenso die an deren Stelle
tretenden Geldentschädigungen sind im voraus zu gewähren. Ist die Höhe dieser
Geldentschädigungen nicht vereinbart, so ist sie nach dem ortsüblichen Wert der
einzelnen Naturalbezüge, an deren Stelle sie tritt, zu berechnen. 4

Wenn männliche Dienstboten besondere Dienstkleidung erhalten, so bleiben,
dern nicht etwas anderes vereinbart ist, die dazu gehörigen Stücke Eigentum derHerrschaft

 25.
Weihnachts= Jahrmarkts= und ähnliche Geschenke kann das Gesinde nur auf Laichiale un

Grund eines ausdrücklichen Versprech.nol Sostere 2 daß die Herrschaft ein Tulukgelber.
solches Geschenk aus freiem Willen ein= oder mehrere Male gegeben hat folgt für
sie keine Verpflichtung, es bei Wiederkehr des Anlasses überhaupt oder in gleichem
Umfange wieder zu geben.

2
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Ist als Weihnachtsgeschenk ein bestimmter Geldbetrag vereinbart, so ist
im Zweifel bei Auflösung des Dienstverhältnisses vor Weihnachten ein der Dienst-
zeit im Kalenderjahre enlsprechender Teil dieses Betrages zu gewähren.

Sogenannte Trinkgelder, die das Gesinde von Fremden oder Gästen bekommt,
dürfen ohne Zustimmung des Gesindes nicht auf die vereinbarte Vergütung ange-
rechnet werden.

Die Dienstherrschaft ist berechtigt, sich von dem Gesinde den Betrag erhaltener
Trinkgelder an= und vorzeigen zu lassen, deren Verleilung unter das Gesinde zu
bestiumen, wenn dieses sich nicht darüber einigt, auch dem Gesinde die Annahme
von Trinkgeldern für einzelne Fälle oder überhaupt zu verbieten.

8 26.
Krankenpsiege. Die ständige Pflege von Personen, die an ansteckenden oder abschreckenden

Krankheiten leiden, darf dem Gesinde, das sich nicht zur Pflege solcher Kranker
vermietet hat, wider dessen Willen nicht aufgetragen werden; weigert sich Gesinde,
das vertragsmäßig zu einer solchen Pflege nicht verpflichter ist, die Pflege solcher
Kranker zu übernehmen, so ist, sofern nicht solche Kranke bereils bei Abschluß des
Gesindevertrags vorhanden waren und dieser Umstand dem Gesinde verschwiegen
worden ist, die Dienstherrschaft berechtigt, das Gesinde ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist zu entlassen, um an dessen Stelle eine andere Person zur Pflege
anzunehmen.

Im Falle der Etassing steht dem Dienstboten ein Anspruch auf Schadens-ersatz in Gemäßheit des 8 14 es sei denn daß er bei der Eingehung des Dienst-
verhältnisses wußte oder den unstee mac annehmen mußte, daß ihm cine der-

artige Pflege übertragen werden ur
anten- Gesinde ist nach Maßgabe der n* Vorschriften über die Kranken-

versicherung gegen Krankheit zu versicherrAuf den für die Zeit der Eiltnn#n bis zur Beendigung des Dienstver-
hältnisses dem Gesinde gebührenden Lohn kann das ihm zustehende Krankengeld
angerechnet werden.

Dienstboten, für deren Verpflegung und ärztliche Behandlung auf die Dauer
von 26 Wochen durch eine von der Fürstlichen Landesregierung als gleichwertig
ancrkannte Versicherung oder Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorsorge

getroffen ist, bleiben von der Verpflichtung der Gemeindekrankenversicherung oder
einer nach Maßgabe der reichsgesetzlichen Vorschriften über die Krankenversicherung
der Arbeiter errichteten Krankenkasse anzugehören befrei

Begräbniskosten für das Gesinde hat die nicht zu bezahlen.

 26.
tntn Die Herrschaft muß dem Gesinde Zeit zur Teilnahme an öffentlichen Gottes-
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diensten und zur Besorgung der eigenen Angelegenheiten in angemessenem Umfange
gestatten.

Dringlicher Arbeit, insbesondere dringlicher Erntearbeit, darf sich das Gesinde
auch an Sonn= und Feiertagen nicht entziehen, soweit solche Arbeit nach den über
die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage geltenden Bestimmungen statt-
aft ist.

Nach erfolgter Kündigung des Dienstverhältnisses hat die Herrschaft dem
Dienstboten auf Verlangen angemessene Zeit zum Aufsuchen eines anderen Dienst-
verhältuisses zu gewähren.

W. Abschnitt.
Beendigung des Gesindevertrags.

629.
Das Dienstverhältnis endigt mit dem Ablauf der Zeit, für die es einge-

gangen ist, ohne weiteres nur dann, wenn beim Abschlusse des Gesindevertrags
ausdrücklich vereinbart worden ist, daß der Vertrag mit dem Ablauf der festbestimmten
Dienstzeit von selbst ohne besondere Kündigung sein Ende erreichen soll.

 Ermangelung einer solchen Vereinbarung muß der Vertragsteil, der den
Gesindevertrag nach Ablauf der Dienstzeit nicht weiter fortsetzen will, den Vertrag
unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist (8 30) kündigen.

Wird im Falle des Absatzes 2 ein auf bestimmte Zeit abgeschlossener Gesinde-
vertrag nicht für das vereinbarte Ende der Dienstzeit gekündigt, so tritt eine still-
schweigende Verlängerung des Vertrags bis zum nächsten gesehlichen Abzugstermine

ein.

Wird auch für diesen Zeilpunkt nicht gekündigt, so gilt der Vertrag als
auf unbestimmte Zeit verlängert.

8 30.
Ist der Dienstvertrag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, so kann er, sofern

nichts anderes vereinbart worden ist, von jedem Teil, jedoch nur nach Maßgabe
der nachfolgenden Bestimmungen gekündigt werden.

Dienstverträge über die Leistung häuslicher Dienste können nur für den
Schluß eines Monats, solche über die Leistung landwirtschaftlicher Dienste nur für
das Ende eines Kalenderjahres und alle Verträge beiderlei Art nur unter Einhaltung
einer Kündigungefrist von vier Wochen gekündigt werden, sofern nichts anderes
vereinbart worden ist.

Ist das Dienstverhältnis für die Lebenszeit einer Person oder für längere
Zeit als fünf Jahre Finn in, kann es uen dem Gesinde nach dem Ablauf
von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate.
Im übrigen finden die Vorschriften des Absah 2 entsprechende Anwendung.

r



8 31.
Durch den Tod des Dienstherrn (der Dienstherrin) wird das Dienstverhältnis

dich beendet, den Erben des Dienstherrn wic auch dem Dienstboten steht aber, auch
wenn der Vertrag auf einen längeren bestimten Heiraun eingegangen war, das-fü Kündigungsrecht zu, wie es im § 30 Abs. 2 für die auf unbestimmte Zeit

eingegangenen Verträge festgesetztist.
r Anspruch auf die vertragomiftge Arbeitsleistung des Dienstboten geht

für die Zeit der Vertragsdauer auf die Erben des Dienstherrn über, unbeschadet
des Rechts des Dienstboten auf Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist

wegen kries vorliegenden wichien Grundes (8 37).Die Bestimmung des Absatz 1 findet entsprechende Anwendung, wenn ein
Familienmitglied stirbt, zu dessen besonderer Bedienung der Dienstbote angenommen war.

Folge des
Totes der
Hersschoft.

5 32.
holgeaee Ist die Dienstherrschaft infolge einer wesentlichen Veränderung ihrer Ver-

zauictenVer, hältnisse, so namentlich wegen Vermögensverfalls (vergl. auch § 33), wegen Verlegung
den Der. ihres Wohnsitzes, wegen Aufgabe einer Guksbewirtschaftung, zu der das Gesinde
e angenommen war, dauernd verhindert, von den Diensten eines Dienstboten Gebrauch

zu machen, so kann sie ein auf einen längeren beitimmmten Zeitraum eingegangenes
Dienstverhältnis ebenso kündigen, wie es im § 30 Absatz2für die auf unbestimmte
Zeit eingegangenen Dienstverhältnisse festgesetzt ist.

Im Falle der Aufgabe einer Gutsbewirtschaftung seitens der Dienstherrschaft
muß das landwirtschaftliche Gesinde auf ihr Verlangen die Dienste, zu denen es
gemietet war, auch dem Nachsfolger in der Bewirkschaflung desselben Gutes bis zur
Beendigung des Dienstverhältnisses leisten. Das Gesinde kann jedoch, unbeschadet
des Rechtes auf Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist wegen -vorliegenden wichtigen Grundes (§ 37) dus Dienstverhällnis, auch wenn es auf einlängere bestimmte Zeit eingegangen ist, nach Maßgabe des § 30 Abs. 2 rinisgen

g 33.
asbeig Fällt die Dienstherrschaft in Konkurs, so kann ein in ihrem Haushalt, ihrem

Henschall. Wirtschaftsbetrieb oder ihrem Erwerbsgeschäft angetretenes Dienstverhältnis von jedem
Teil auch dann gekündigt werden, wenn das Dienstverhältnis auf einen längeren

bestimmten Zeitraum abgeschlossen ist. Die Kündigungefrist bestimmt sich nach 8 30Absaatz2
Kündig t der Konkursverwalter, so ist der Dienstbote berechtigt, Ersah des

ihm durch die Austhedung des Dienstverhältnisses entstehenden Schadens zu verlangen.
Die Bestimmung im 8 14 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung.

g 34.
a Würde der Dienstbote durch die rriichm eines auf eine längere bestimmte
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Dauer eingegangenen Dienstverhältnisses verhindert werden, von der ihm durch Heiratrkaunzen in
oder sonstige Umstände gebotenen Gelegenheil zur Gründung eines eigenen Haus= västuusten bes
standes oder zum Eintritt in eine öffentliche Dienststellung mit festen Gehaltsbezügen Gesindes.
Gebrauch zu machen, so kann er das Dienstverhältuis für das Ende eines jeden
Kalendermonats unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Wochen kündigen.

Dasselbe Kündigungsrecht steht dem Dienstboten zu, wenn er durch Umstände,
die erst nach dem Beginn des Dienstverhältuisses eingetreten oder ihm bekannt ge-
worden sind, seinen Eltern in deren Hauswesen zur Pflege oder zur Unterstühung
in ihrem Gewerbe unentbehrlich wird, oder wenn ein Kind des Dienstboten dessen
persönliche Wartung nicht entbehren kann.

8 35.
Durch die Einberufung eines Dienstboten zum Militärdienst erlischt, sofern Einlluß derder Militärdienst länger als 2 Wochen dauert, der Gesindevertrag . Liz etn -

zum Schadensersatz. lindevertkag.
l Im Falle der Einberufung eines Dienstboten zu einer militärischen Uebung

von nicht längerer Dauer als 2 Wochen ist dem Dienstboten der Lohn unverkürzt
weiterzuzahlen; der Dienstbote hat jedoch während der Dauer seiner Abwesenheit
keinen Anspruch auf Kost und etwa sonst noch vereinbarte Naturalbezüge.

Im Falle der Aushebung eines Dienstboten zum Militärdienst steht der
Dienstherrschaft und dem Dienstboten das Recht zu, den Gesindevertrag unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von einer Woche dergestalt zu kündigen, daß das
—. bis zu 2 Wochen vor dem Eintritt des Dienstboten beim Mililär
endigt.

Im Falle des freiwilligen Eintritts eines Dienstboten zum Militärdienst
während der Dauer des Dienstverhältnisses steht der Dienstherrschaft ein Anspruch
auf - zu. Die Vorschriften des § 15 Abs. 2 finden entsprechende An-
wendung.

g 36.
Die Dienstherrschaft kann das Dienstverhältuis ohne Einhaltung einer et

Kündigungsfrist kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; als ein solcher ist dein or
es, sofern nicht besondere Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, nament= ##ne n

lich anzusehen: ballung elner
1. wenn der Dienstbote die Dienstherrschaft bei Eingehung des Dienstvertrages S gene

durch orzeigung eines falschen oder gefälschten Dienstbuches oder
Dienstzeugnisses hintergangen oder sic über das Bestehen eines anderen
ihn gleichzeitig verpfkichtenden Dienstverhältnisses in einen Irrtum
bersetzt hat;

2. wenn der Dienstbote eines Diebstahls, einer Entwendung, einer Unter-
schlagung oder eines Betrugs sich schuldig macht;



3. wenn der Dienstbote einem liederlichen Lebenswandel (Trunk, Spiel,
Unsittlichkeit) sich hingibt;

. wenn der Dienstbote seinen Dienst wiederholt oder während einer den
Umständen nach erheblichen Zeit unbefugt verläßt, oder den ihm ob-
liegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich verweigert;

. wenn der Dienstbote der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht
unvorsichtig umgeht;

. wenn der Dienstbote sich Tätlichkeiten oder Beleidigungen gegen den
Dienstherrn oder seine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen
des Dienstherrn oder seiner Vertreter zu Schulden kommen läßt;
 wenn der Dienstbote sich einer vorsätzlichen, rechtswidrigen Sachbe-

schädigung zum Nachteil der Dienstherrschaft, ihrer Familienangehörigen
oder des Nebengesindes schuldig macht;

8. wenn der Dienstbote Familienangehörige der Dienstherrschaft oder das
Nebengesinde zu Handlungen verleitet oder zu verleiten versucht, oder
mit Familienangehörigen der Dienstherrschaft oder mit dem Nebengesinde
Handlungen begeht, die wider die Gesetze oder die guten Sinen verstoßen;
wenn der Dienstbote zu den übernommenen Diensten unfähig ist oder
wenn er dazu unfähig wird oder wenn er mit einer ansteckenden oder
abschreckenden Krankheit behaftet ist;
 wenn der Dienstbote die Behaufung zur Nachtzeit wiederholt heimlich

verläßt oder jemand zur Nachtzeit heimlich in die Behausung einläßt;
 wenn der Dienstbote die ihm obliegenden Verpflichtungen beharrlich

in grober Weise vernachlässigt, sich gegen die rechtmäßigen Befehle der
Herrschaft wiederholt ungehorsam oder widersetzlich zeigt, die ihm an-
vertrauten Personen schlecht behandelt oder durch Vernachlässigung ge-
fährdet, oder wenn er das ihm zur Aussicht und Pflege anvertraute
Vieh schlecht abwartet, mißhandelt oder schuldhaft gefährdet;

. wenn der Dienstbote trotz wiederholter Verwarnung durch Zänkereien
oder Schlägereien den Hausfrieden stört;

k. wenn der Dienstbote durch anhaltende Krankheit (vergl. jedoch § 27)
oder Abwesenheit, die nicht von der Herrschaft zu vertreten ist, oder
wenn er durch eine die Zeit von einer Woche übersteigende Unter-
suchungshaft oder Freiheitsstrafe an der Verrichtung der ihm obliegenden
Dienste verhindert wird;

14. wenn der Dienstbote sih in Zustande der Schwangerschaft befindet.
In den unter den Ziffern 1, 4 bis 11 aufgeführten Fällen ist dieKündigung wegen Tatsachen, die der iieme länger als eine Woche bekannt

sind, nicht mehr zulässig.

*—
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37.

Der Dienstbote kann das Dienstverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs- Herrtgerg
frist kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; als ein solcher ist es, sofernzur aundigung
nicht besondere Umstände eine andere Beurteilung rechftertigen, namentlich anzu= % Aig
sehen: Kündlgunge-

wenn der Dienstbote zu den ihm obliegenden Verrichtungen unfähig W.4—
wird;

wenn die Dienstherrschaft sich Tätlichkeiten oder schwere Beleidigungen
gegen den Dienstboten zu Schulden kommen läßt oder es verweigert,
den Dienstboten gegen solche Handlungen eines ihrer Familienangehörigen
oder eines anderen Dienstboten oder Angestellten zu schützen;

3. wenn die Dienstherrschaft oder Familienangehörige oder Vertreter der-
selben den Dienstboten zu Handlungen verleiten oder zu verleiten
suchen, die wider die Gesetze oder die guten Sitten laufen;
 wenn die Dienstherrschaft dem Dienstboten dessen Erinnerung unge-
achtet die schuldige Vergütung nicht oder nicht in der schuldigen Art
und Beschaffenheit gewährt, oder wenn sie sich weigert, den ihr nach
5 618 des Bürgerlichen Gesetzbuches obliegenden Verpflichtungen nach-
zukommen;

. wenn bei Fortsetzung der übernommenen Verrichtungen das Leben oder
die Gesundheit des Dienstboten einer erweislichen Gefahr ausgesetzt
sein würde, die ihm bei Eingehung des Dienstverhältnisses nicht be-
kannt war;
wenn die Dienstherrschaft ihren Wohnsitz nach einem entfernten Orte
verlegt oder den Dienstboten auf längere Reisen in entfernte Gegenden
mitnehmen will;

 wenn dem Dienstboten bei Eingehung des Gesindevertrages verschwiegen
worden ist, daß der Dienstherr oder die Dienstherrin unter Polizei-
aussicht steht;
 wenn der unter Ziffer 7 bezeichnete Umstand erst nach Eingehung des

Gesindevertrags eingetreten ist.
In den unter Zisfer 2, 7 und 8 genaunten Fällen ist der Austritt ous

dem Dienst nicht mehr zulässig, wenn die zu Grunde liegenden Tatsachen dem
Gesinde länger als eine Woche bekannt sind.

Anmerkung zu 8 37:
6# 618 des Bürgerlichen Gesetzbuches lautet:Detr Dienslberechtigie Achen Geshbuches le n Geerätschaften, die er zur Verrichtung

der Dienste zu beschaffen hat, so einzurichten und zu unterhalten, und Dienstteistungen, die unter
leiner Auordnung oder Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, daß der Verpflichteie gegen Gefahr
lr Leben und Gesundheit soweit geschützt isl, als die Natur der Dienstleislungen es gestontet.

Ist der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der Dienst-

##
—

—

n
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berechilgte in Ansehung des Wohn= und Schlasraumes, der Verpflegung sowie der Arbeits= und
Erbolungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu tressen, welche mit Rücksicht auf die
Gesundheit, die Sinllichkeil und die Religion des Verpflichteten ersorderlich sind.

Eriüllt der Dienstberechligte die ihm in Anlehung des Lebens und der Gesunoheit des
Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nichl, so sinden auf seine Verpflichlung zum Schaden-
ersatz die lür unerlaubte Handlungen geltenden Vorschriften der §5 842 bis 846 entsprechende
Anwendung.

 38

m“***s Wird das Dienstverhältnis auf Grund der §8§ 36, 37 gekündigt und beendet,
sinnk iso kann der Dienstbote nur einen seinen bisherigen Leistungen entsprechenden Teil

Gigabenn hder Vergütung fordern. Wird die Kündigung aber durch vertragswidriges Verhalten
des anderen Teiles veranlaßt, so ist dieser dem Kündigenden zum Ersatz des ihm
durch die Aufhebung des Dienstverhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet.

Auf die Schadensbemessung finden die Vorschriften des § 14 Abs. 2 und
des 8 15 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

39.

Verhalinla des Was in dem dritten und vierten Abschnitt dieses Gesetzes in Ansehung des
Sotlnde e gegenseitigen Verhältnisses zwischen Dienstherrschaft und Dienstboten und über die

Deensther= Ursachen zur Kündigung des Dienstvertrages bestimmt worden ist, findet auch auf
"1 Personen entsprechende Anwendung, die im Hauswesen oder in der Wirtschaft oder

in einzelnen ihrer Teile die Stelle der Dienstherrschaft vertreten, z. B. Administratoren,
Inspektoren, Verwalter, Wirtschafterinnen, Haushälteriunen usw, insofern nicht einzelne
Bestimmungen der Natur der Sache nach sich ausschließlich auf die Person der
Dienstherrschaft beziehen.

8 40.
Plichten des Abziehendes Gesinde ist verpflichtet, alles, was ihm zum Gebrauch in seinen
esenGeschästen oder sonst zur Ausbewahrung anvertraut worden ist, der Herrschaft oder

deren Stellvertreter zurückzugeben.
muß auch die Sachen, die es als sein Eigentum mit sich nehmen will,

von der Dienstherrschaft auf deren Verlangen in Angenschein nehmen lassen.

V. Abschnitt.
Gesindedienstbücher und Dienstzengnisse.

§ 41.
Jeder Dienstbote ist verpflichtet, ein Gesindedienstbuch zu führen. Das

DersschungDienstbuch ist für die Person, die zum erstenmal in Dienst treten will und im
ben hr Fürstentum wohnt, von dem Gemeindevorstand ihres Wohnorts, für Personen, die

dlensblchem, aus anderen Stanten in das Fürsteutum zuziehen, um in Dienst zu treten und
noch nicht im Besit eines gültigen Dienstbuches sind, ferner für Dienstboten, die
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an Stelle eines vollständig ausgefüllten, verloren gegangenen, vernichteten oder un-
brauchbar gewordenen Dienstbuches ein neues ausgestellt haben wollen, von dem
Gemeindevorstand des Ortes, wo der Dienst angetreten oder fortgesetzt werden soll,
nach vorgeschriebenem Muster auszustellen.

Dienstboten bedürfen eines von einem Gemeindevorstand des Fürstentums
ausgestellten Dienstuches nicht, wenn sie mit einem von der zuständigen Behörde
eines anderen deutschen Bundesstnates rechtsgiltig ausgestellten Gesindedienstbuch
versehen sind. ·-

Für die Ausstellung eines neuen Gesindedienstbuches ist von dem Dienst-
boten, für den es bestimmt ist, der Betrag von 50 Pf. zu bezahlen. Die Er-
hebung weiterer Gebühren oder Kosten ist, auch wenn der Ausstellung des Buches
weitere Eröterungen vorangegangen sind, unzulässig.

Die näheren Bestimmungen über Form, Inhalt und Ausstellung der Ge-
sindedienstbücher sind durch Verordnung Unserer Landesregierung zu treffen.

4.

· JedkrDicnftbotcistvcrpflichtct,scinenEintriltiunndfeinenAnstrittanöFFYZZIJFZ
einem Dienst unter Vorlegung seines Dienstbuches bei dem Gemeindevorstand desnustewabrung
Dirnstorts binnen längstens einer Woche nach dem Dienstan= oder Austritt anzu-
melden.

Die erfolgte An= und Abmeldung ist von dem Gemeindevorstand, unter Be-
nennung der Dienstherrschaft, bei der der Dienst angetreten oder aufgegeben werden
soll, in das Dienstbuch einzutragen. Für den Eintrag hat der Dienstbote unter
Ausschluß aller weiteren Gebühren oder Kosten 10 Pf. zu bezahlen.

Für die Dauer der Dienstzeit ist das Dienstbuch von der Dienstherrschaft
aufzuheben und ihr von dem Dienstboten zu diesem Behufe alsbald nach der
polizeilichen Anmeldung zu übergeben. Die Herrschaft muß das Dienstbuch dem
Dienstboten auch vor beendigter Dienstzeit zur Aussuchung eines anderen Dienstes
vorübergehend aushändigen.

Die Dienstherrschaft ist verpflichtet, den Dienstboten zur Befolgung der
Vorschrift in dem Absatz 1 dieses Paragraphen anzuhalten.

Dienstduches.

l 43.
Bei Kündigung oder sonstiger Aufhebung des Dienstverhältnisses hat die —

Herrschaft dem Diensthoten auf dessen Verlangen einen Kündigungsschein auszustellen,drnce
in dem der Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses angegeben ist.

Bei der Beendigung des Dienswerhälmisses kann der Dienstbote von der
Dienstherschaft ein schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer des Dienstver-
hältnisses fordern. Das Zeugnis ist auf Verlangen auf die Leistungen und die
Führung im Dienste zu erstrecken und in das Dienstbuch einzutragen.

Wer wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit ein unrichtiges Dienstzeugnis
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ausstellt, haftet dem Dienstboten und der nachfolgenden Dienstherrschaft für dendiesen aus den unrichtigen Angaben erwachsenden Schad
Verweigert die Dienstherrschaft das von dem Dernsttoten verlangte Zeugnis

oder stellt sie es unrichtig aus, so hat der Gemeindevorstand des Dienstortes auf
Anrufen des Dienstboten und vorbehaltlich späterer Verhandlung und Entscheidung
im Rechtsweg den Sachverhalt zu erötern und das Ergebnis der Erörterung in das
Dienstbuch einzutragen.

V. Abschnitt.
Strasbestimmungen.

8 44.
Mit Geldstrafe bis zu 18 M. und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu

3 Tagen wird bestraft:
1. wer der Vorschrift im § 41 Absatz 1 zuwider als Dienstbote kein Ge-

sindedienstbuch führt;
 wer der Vorschrift im § 42 Absatz 1 zuwider als Dienstbote die recht-

zeitige Anmeldung seines Dienstantritts oder -Austritis unterläßt;
 wer als Dienstbote der Vorschrift im § 42 Abs. 3 zuwider trotz mehr-maliger Aufforderung der Herrschaft ri unterläßt, ihr sein Dienstbuch

zur Aufbewahrung zu übergeben;
. wer der Vorschrift im § 42 Absatz 4 zuwider es als Dienstherrschaft

unterläßt, einen Dienstboten zur polizeilichen Anmeldung (§ 42 Abs. 1)
anzuhalten;

wer den Vorschriften im § 43 Absatz 1, 2 zuwider als Dienstherr-
schaft sich weigert, einem Dienstboten einen Kündigungsschein oder ein
Dienstzeugnis auszustellen. Die Bestrafung tritt nur auf Antrag des
Dienstboten ein; die Zurücknahme des Antrages ist zulässig;

k wer dem Verbot im § 6 zuwider ein volksschulpflichtiges Kind in Ge-
sindedienst gibt oder nimmt;

 wer sich als Dienstbote beharrlichen Ungehorsam und Widerspenstigkeit
gegen rechtmäßige Befehle der Dienstherrschaft zu Schulden kommen
läßt, oder das Nebengesinde aufwiegelt, oder zu Zänkereien, oder zu
übeler Nachrede gegen die Herrschaft aufhetzt. Die Bestrafung kritt
nur auf Antrag der Dienstherrschaft ein; die Zurücknahme des An-
trages ist zulässig.

*u.

P

1

S

—

ß 46.
Mit Geldstrafe bis zu 30 M. oder mit Haft bis zu 1 Woche wird bestraft,
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wer sich für dieselbe Zeit an mehrere Herrschaften als Dienstbote vermietet, sofern
er nicht deshalb wegen Betrugs zu bestrafen ist.

Die Bestrafung tritt nur auf Antrag ein; der Antrag kann von jeder der
mehreren Dienstherrschaften gestellt werden, an die sich der Dienstbote vermietet hat;
die Zurücknahme des Antrages ist zulässig.

8 46.
Mit Geldstrafe bis zu 160 M. und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu

6 Wochen wird bestraft:
1. wer einen Dienstboten verleitet, widerrechtlich einen Dienst zu verlassen

oder nicht anzutreten, oder wer einen Dienstboten, obwohl er weih,
daß er sich für dieselbe Zeit bereits an eine andere Herrschaft vermictet
hat, in Dienst nimmt;

2. wer als Dienstherrschaft einem Dienstboten wissentlich ein unrichtiges
Zeugnis ausstellt.

8 47.

beltenf Mit Geldstrase bis zu 150 Mk. oder mit Haft bis zu 6 Wochen wirdestraft:
1. wer sich rechtswidrig weigert, einen als Dienstbote eingegangenen Dienst

anzutreten oder fortzusehen;
2. wer als Dienstbote seinen Dienst vor Ablauf der Dienstzeit ohne

Zustimmung der Dienstherrschaft und ohne Kündigung rechtswidrig
verläst.

Die Bestrafung tritt nur auf Antrag der Dienstherrschaft ein; die Zurück-
nahme des Antrags ist zulässig.

 .

Für das Mindestmaß der Strafen, für das Verhältuis der Geldstrase zur
Freiheitsstrafe, sowie für die Verjährung sind die Bestimmungen des Rrichsstraf-
gesetzbuches maßgebend.

VI. Abschnitt.
Uebergangs- und Schlußbestimmungen.

. . §49.

Die Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird durch Regierungs-Verord=
nung bestimmt.

Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere die Gesinde=
ordnung vom 25. März 1828 und die Verordnung vom 1. November 1844, die
Ausführung der Gesindeordnung betreffend, sowie der § 23 der Regierungs-Ver-

rrb
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ordnung vom 14. April 1871,dieAusführung der Gemeindeordnung vom 25. Jannar
1871 betreffend, werden hierdurch aufgehoben.

8 50.
Ein zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehendes Dienstverhältnis

bestimmt sich, wenn nicht die Kündigung nach dem Inkraftreten dieses Gesetzes für
den ersten Termin erfolgt, für den sie nach den bisherigen Vorschriften zulässig ist,
von diesem Zeitpunkte an nach diesem Gesepz.

g 61.

Die Ausführung dieses Gesetzes wird Unserer Landesregierung übertragen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 15. Jannar 1910.

(I. S) (gez) Heinrich XXVII.

(agez.) v. Meding.

2. Regierungs-Verordnung
vom 17. Jannar 1910

zur Ausführung der Gesindeordnung vom 15. Jannar 1910.

Mit Höchster im Namen seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird zur Ausführung der
Gesindcordnung bestimmt, was folgt:

Art. 1.
Die Gesindedienstbücher werden in einer Höhe von 21 cm und in einer Breite,

“ von 14 em hergestellt und mit hartem Einbande versehen. Die Seiten sind durchDruck mit fortlaufenden Zahlen zu versehen. *-*2
Die Seiten 1 und 2 erhalten den aus der Anlage #ersichtlichen Vordruck.
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Hieran schließt sich ein Abdruck der Gesindeordnung und der Landesherrlichen Ver-
ordnung vom 28. März 1900, betreffend die Stistung eines Ehrenzeicheus für An-
gestellte in Privatdiensten, Arbeiter und Dienstboten, sowie die Erteilung von
Diplomen an dieselben. Die folgenden Seiten dienen zur Aufnahme der polizei-
lichen Bescheinigungen und der Dienstzeugnisse.

Art. 2.
Die vor dem Inkrafttreten der neuen Gesindeordnung ausgegebenen alten

Dienstbücher sollen auch weiterhin als gültig anerkannt werden, sobald aber ein
solches Dienstbuch zur Eintragung einer Ab= oder Anmeldung vorgelegt wird, ist
demselben ein Separatabdruck der neuen Gesindeordnung unentgeltlich einzufügen.

Art. 3.

Vor der Ausstellung ist seitens des Gemeindevorstandes zu prüfen, ob die
um Ausstellung nachsuchende Person ihre persönlichen Verhältnisse richtig angibt, ob
sie nach gesetzlicher Vorschrift geimpft ist, ob sie befugt ist, sich zu vermieten und
ob sie bereits im Besitz eines Dienstbuches gewesen ist. Ergeben sich bei dieser
Prüfung Anstände, die von dem Gemeindevorstande nicht, sei es alsbald, sei es nach
Anstellung weiterer Erörterungen, beseitigt werden können, so ist die Ausstellung
des Dienstbuches abzulehnen.

Wird für ein verlorenes oder vemichtetes Dienstbuch die Ausstellung eines
neuen Dienstbuchs nachgesucht, so hat der Gemeindevorstand zu prüfen, ob der
Verlust oder die Vernichtung des Dienstbuches glaubhaft erscheint.

Stellt der Gemeindevorstand ein Dienstbuch als Ersatz für ein abhanden
gekommenes oder unbrauchbar gewordenes Dienstbuch aus, so hat er in das neue
Dienstbuch eine hierauf bezügliche Bemerkung einzutragen. Das unbrauchbar ge-
wordene Dienstbuch ist durch einen amtlichen Vermerk zu schließen.

Art. 4.

Die um Ausstellung eines Gesindedienstbuches nachsuchende Person hat in
der Regel selbst vor dem Gemeindevorstand zu erscheinen und die Richtigkeit der
von ihr über ihre persönlichen Verhältnisse (Geburt, Abstammung, Personenstand) zu
machenden Angaben durch Vorlegung behördlicher Bescheinigungen oder auf andere

Beise Überzeugend darzutun, es sei denn, daß dem Gemeindevorstand diese Ver-
hältnisse ganz oder zum Teil aus eigener Wissenschaft, 3. B. weil er die betreffende
Person von Jugend an kennt, unzweifelhaft bekannt sind.

Itst die nachsuchende Person minderjährig, so muß dem Gemeindevorstand
die Einwilligung des Inhabers der elterlichen Gewalt (Vater, Mutter) oder des
Vormundes durch mündliche oder schriftliche Erklärung derselben erbracht werden.
Daß und in welcher Weise solches geschehen ist, hat der Gemeindevorstand im
Dienstbuch zu vermerken.
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Wenn diese eben erwähnten Unterlagen dem Gemeindevorstand erbracht sind,
so ist das erbetene Dienstbuch auszufertigen. Auf Antrag der Beteiligten kann der
Gemeindevorstand zur Beschaffung der eben erwähnten Unterlagen gegen Erstattung
der dabei entstehenden Auslagen auch selbst die erforderlichen Schritte tun.

Ist die nachsuchende Person Reichsausländer, d. h. nicht im Besitz der Staaks-
angehörigkeit eines deutschen Bundesstaates oder des Reichslandes Elsah-Lothringen,
so soll auch ihr, nachErbringung der erforderlichen Unterlagen, das erbetene Dienst-
buch ausgefertigt werden, es sei denn, daß dem Gemeindevorstund erhebliche polizei-
liche Bedenken degegenbeigehen.

Die von einer reichsausländischen Behörde ausgestellten Gesindedienstbücher
sind für das Fürstentum zwar ungültig, können von den Gemeindevorständen jedoch,
wenn sich nicht besondere Bedenken gegen deren Inhalt oder die ausstellende Behörde
ergeben, als ein amtlicher Nachweis über die persönlichen Verhältnisse des Inhabers
und demgemäß als genügende Unterlage für die Ausstellung eines inländischen Ge-
sindedienstbuches angesehen werden.

Art. 5.

Die Gemeindevorstände haben über die von ihnen ansgestellten und die von
anderen deutschen Behörden ausgestellten, ihnen zur Eintragung einer Bescheinigung
vorgelegten Gesindedienstbücher ein Verzeichnis (Gesinderegister) zu führen.

Dieses Verzeichnis hat dem in der Anlage II beigefügten Muster zu ent-
re

snreqenIn dem Gesinderegister ist für jeden einzelnen Dienstboten hinlänglich Raum

zu lassen, um die mit dessen Diensten im Orte eingetretenen — unter
einer und derselben Nummer hinter einander eintragen zu könner

Wenn ein Dienstbote den Ort verläßt, später aber wicberronnt und daselbst
anderweit in Dienst tritt, so ist mit dem Eintrage in das Verzeichnis unter derselben
Nummer fortzufahren, falls aber hierzu der Raum mangelt, der Eintrag unter
Hinweisung auf die frühere Nummer der Eintragung unter einer neuen Nummer
zu bewirken.

Dem Verzeichnis ist ein alphabetisches Namenregister anzufügen.

Art. 6.

Die An- und Abmeldung der Dienstboten bei dem Gemeindevorstand kaun
mündlich oder schriftlich und sowohl in eigner Person als auch durch die Dienst-
herrschaft oder durch eine dritte Person erfolgen; dem Gemeindevorstand bleibt cs
sederzeit vorbehalten, das persönliche Erscheinen des Dienstboten zu verlangen.

Aus dem Eintrag einer erfolgten Anmeldung in das Dienstbuch muß auch
zu ersehen sein, zu welcher besonderen Art von Dienstleistungen (Hausmädchen,
Köchin, Kammerjungfer, Stubenmädchen, Kindermädchen, Viehmagd, Diener, Kutscher,
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Gärtner, Knecht für landwirtschaftlichen Betrieb usw.) der Dienstbote sich bei der
Dienstherrschafi vermietet hat.

Art. 7.

Dienstboten, welche mit einem von der zuständigen Behörde eines andern
deutschen Bundesstaates rechtsgültig ausgestellten Dienstbuch versehen sind und erst-
malig im Fürstentum in Dienst treten, sind tunlichst bei ihrer Aumeldung vom
Gemeindevorstand darauf hinzuweisen, daß für das angcetretene Dienstverhältnis die
Bestimmungen der hierländischen Gesindeordnung gelten.

Abdrücke der Gesindeordnung sind ihnen auf Wunsch in je einem Exemplar
unentgeltlich abzulassen.

Art. 8.

Die Gemeindevorstände haben die Gesindedienstbücher von Fürstlicher Landes-
kassenverwaltung gegen Entrichtung des ihnen dort bekannt zu gebenden Preises zu
beziehen. Die nach Art. 2 und 7 benötigten Abdrücke der Gesindeordnung werden
daselbst unentgeltlich abgegeben.

Art. 9.
Die Gesindeordnung vom 15. Jannar 1910 und diese Verordnung treten

am 1. Februar (fd. Is. in Kraft.

Greiz, den 17. Januar 1910.

Fürstl. Reuß-Plaui. Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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Bemerkungen des Gemeindevorstands nach Nrt. 3 und 4 der
Aussährungs-Verordnung zur Gesindeordnung.

Warnung
vor falscher Anfertigung, Verfälschung, vor dem Gebrauch falscher oder
gesälschter und vor dem Gebrauch cchter aber für einen Anderen aus-

gestellten Gesindedienstbücher.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 2.

(Ausgegeben am 3. Februar 1910.)

3. Regierungsverordnung
vom 24. Jannar 1910, betreffend den Verkehr mit Mineralölen.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erleilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird folgendes verordnet:

81.
e gegenwärtige Verordnung findet Anwendung auf Rohpetroleum unddessen crn (leicht siedende Oele, Leuchtöle und leichte Schmieröle),

aus Braunkohlenteer oder Steinkohlenteer bereitete flüssige Kohlenwasserstoffe
(Photogen, Solaröl, Benzol u. s. w.) und Schieferöle.

§ 2.

Die im § 1 aufgeführten Flüssigkeiten gehören, wenn sie bei einem Baro-
meterstande von 760 mm entflammbare Dämpfe entwickeln, bei einer Erwärmung
nach dem hundertteiligen Thermometer auf:

a) weniger als 21 Grad zur Lunse l,5) 21 bis 65 Grad zur Klasse1er) 65 bis 140 Grad zur Klasse iu.
Oele mit höherem Entflammungspunkt sind den Bestimmungen dieser Ver-

ordnung nicht unterworfen. Der Inhaber des Lagers hat auf Verlangen der
Polizeibehörde den Nachweis zu liefern, zu welcher Klasse die von ihm gelagerten
Oele gehören.

5



Abschnitt J.

Vorschriften für die Klasse 1.

83.
J. In Wohnräumen, Schlafräumen, Küchen, Korridoren und Kontoren, in

Gast= und Schankstuben dürfen nicht mehr als insgesamt 2 kg der Flüssigkeit auf-
bewahrt werden.

II. Die Aufbewahrung darf in den genannten Näumen nur in dicht ver-
schlossenen oder mit Sicherheilsverschluß versehenen Behältern staltsinden. Das
Umfüllen von einem Gefäß in ein andercs darf nur bei Tageslicht, bei Außen-
beleuchtung, bei elektrischem Glühlicht oder unter Benutung von elektrischen oder
Davyschen Sicherheitslampen erfolgen.

64.
I. In den Verkaufs= und Geschäftsräumen der Klcinhändler dürfen insgesamt

15 kg. der Flüssigkeiten aufbewahrt werden, wenn diese Räume in keiner Verbindung
mit Räumen der im § 3 Stvachten Art stehen oder von ihnen durch rauch= und
seuersichere Türen abgeschlossen sind.

rifft diese Bedingung uicht zu, so gellen auch hier die im § 3 gegebenenVorschriften
II. Die Aufbewahrung mußin hart gelöteten oder verzinkten, mit Sicherheits-

verschluß versehenen Blechgefäßen erfolgen, die zum Abfüllen der Flüssigkeit mit
einem Hahneverschen sein müssen. Hinsichtlich des Umfüllens gelten die Vorschriftendes § 3 Absab II

*5.
I. Mengen von 15 bis 250 kg dürfen nur nach vorausgegangener Anzeige

an die Polizeibehörde gelagert werden.
II. Sie dürfen in Kellern oder zu ebener Erde gelegenen Näumen, die

durch massive Wände und Decken von allen übrigen Räumen geschieden sind, keine
Abflüsse nach außen (Straßen, Höfen u. s. w.), keine Heizvorrichtungen und reichliche
Lüftung haben, gelagert werden, sofern die Aufbewahrung in eisernen Fässern oder
in hartgelöteten und genicteten Metallgesässen mit luftdichtem Verschluß erfolgt.
Kellerräume, die eine unmittelbare Verbindung mit solchen Treppenhäusern besitzen,
welche den einzigen Zugang zu höher liegenden, zum Aufenthalt oder zum Verkehr
von Menschen bestimmten Räumen bilden, sowie Kellerräumc, die zum Lagern von
Zündwaren oder Explosiostoffen dienen, dürfen zur Lagerung nicht benutzt werden.
Der zur Lagerung dienende Teil der Näume muß mit einer aus undurchlässigem
und feuersicherem Baustoff hergestellten Sohle und Umwehrung von solcher Höhe
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umgeben sein, daß der Raum innerhalb der Umwehrung die aufbewahrten Flüssig=
keiten vollständig aufzunehmen vermag. Jeder Lagerraum muß wenigstens zwei
getrenut Türen haben; die Türen müssen nach außen aufschlagen.III. Das Umfüllen der Flüssigkeiten in solchen Lagerräumen darf nur
mittels Hahn oder Pumpe bei Tageslicht, bei Beleuchtung durch unter Luftabschluß
brennende Glühlampen mit dichtschließenden Ueberglocken, die auch die Fassung ein-
schließen, oder bei dicht von dem Raume abgeschlossener Außenbeleuchtung ersolgen.

Schalter und Widerstände dürfen in dem Raume nicht vorhanden sein. Es ist ver-
boten, in dem Lagerraum Feuer oder Licht anzuzünden oder zu rauchen. Diese
Vorschrift ist an den Eingangstüren zum Lagerraum in augenfälliger, dauerhafter

Weise aubringIm Freien oder in besonderen Schuppen dürfen die Flüssigkeiten nurgelagert Pe wenn die Grundstücke zweckmäßig eingefriedigt sind. Das Fort-
fließen der Flüssigkeiten muß durch Tieferlegung der Sohle oder durch eine aus
seuersicherem Baustoff hergestellte Umwehrung verhindert werden. Auf die Schuppen
sinden die Vorschiiften der Absätze I1 und Ill sinngemäß Aunwendung.

Das Betreten der Lagerstätte durch Unbefugte muß in augenfälliger Weise
durch Anschlag verboten, Lagergefäsee im Freien müssen vor mutwilliger Beschädigung
ßeschützt sein.

86.
I. Mengen von 250 bis 2 000 kg dürfen nur mit Erlaubnis der Polizei=

behörde gelagert werden. Diese Erlaubnis ist je nach der Menge der zu lagernden
Flüssigkeiten und der örtlichen Beschaffenheit der Lagerstätte an die Bedingung der
Freilassung einer Schutzzone von 20 bis 30 m zu kuüpfen.

Im übrigen sind die nach den örtlichen Verhältnissen notwendigen Vor-
schriten jn singewäer Anwendung der Bestimmungen des 8 7 festzusetzen.

s besondere Unstänte es als angängig erscheinen lassen, kann diedr, von Mengen bis zu 2000 kg ausnahmsweise nach den Bestimmungen
Absab II und III gestattet werden, sofern die Aufbewahrung der Flüssig=— In enckncn Fässern oder in Melallgefäßen mit Sicherheitsverschluß erfolgt

und sich über dem Lagerraum keine zum Aufenthalt oder Verkehr von Menschen
bestimmten Räume befinden.

87.
Mengen von mehr als 2 000 kg dürsen nur auf besonderen Lagerhöfen und

nur mit Erlaubnis Fürstlicher Landesregierung gelagert werden. Diese Erlaubnis
wird, falls nicht besondere Umstände einzelne Abweichungen als zulässig erscheinen
lassen, von Erfüllung der nachstehenden Bedingungen abhängig gemacht werden:

b·



a) Der zur Aufbewahrung der Flüssigkeiten benutzte Teil des Lagerhofes
muß entweder tiefer als das umliegende Gelände angelegt oder mit
einem kräftigen rasenbelegten Erdwall von mindestens 0,5 m Kronen-
breite umgeben werden. Der durch die Tieferlegung der Lagersohle
oder durch die Umwallung gebildete Naum muh dreiviertel der größten
zu lagernden Menge an Flüssigkeiten aufzunehmen imstande und auf
allen Seiten mit einer Schuzone von 50 m Breite umgeben sein.
Sofern die Schutzzone nicht auf dem eigenen Gelände des Betriebs-
umternehmers liegt, hat er nachzuweisen, daß die Bebauung des außer-

seines Geländes liegenden Teils für die Dauer des Bestehens
des Lagerhofes ausgeschlossen ist.

Als Lagerhof gilt der Raum zwischen den äußeren oberen

Böschungobanten der die Lagerstätte bildenden Erdgrube oder Umwallung
einsalieiich er Schutzzone.e Erdwälle drfen weder durch Ausgänge, noch durch Auslässe

für Tagenasse unterbrochen werden. Uebergänge über die Umwallungen
müssen feuersicher hergestellt werde

b) Werden zur Aufbewahrung der Flüsfigreien innerhalb dos vertieft
angelegten oder umwallten Teils des Lagerhofes Schuppen benutzt, so
müssen diese, soweit sie nach denbanpohiellihen Vorschriften aus Holzerbaut werden dürfen, außen mit guter Dachpappe bekleidet, ferner
mit feuersicherer Bedachung, vrhnungenaßg angelegten und zu unter-
haltenden Blitzschuvorrichtungen und mit genügenden Lüftungsein-
richtungen versehen werden. Die Fenster der Schuppen sind durch
Drahtgitter zu sichern oder mit Drahtglas zu verglasen.

e) d ber Schuthzone des Lagerhofes dürfen weder Bauwerke errichtetässer aus brennbarem Material gelagert werden. Dagegen
8 Abfühschuppen, Wiege= und Pumpenhäuser, letztere auch, wenn
sie mit Benzin-, Petroleum- oder Gasmotoren ausgerüstet sind, unter
denselben Bedingungen wie Lagerschuppen innerhalb des umwallten
Teils des Lagerhofes angelegt werden, Reparatur= und Böticherhaus,
Wiege= und Pumpenhaus auch außerhalb der Umwallung, sofern die
Schutzzone von diesen Häusern abgerechnet wird.

Außerhalb des Lagerhofes sind alle dessen Zwecken dienende Anlagen,
insbesondere auch Dampfkesselanlagen und Gebäude, mit folgenden

Einschränkungen gestattet:1. Sofern auf dem außerhalb des Lagerhofes von seinen Neben-
anlagen in Anspruch genommenen Gelände eine Wohnung für
einen die Aufsicht über den Lagerhof führenden ntalten3. B. für einen besonderen Wächter, angelegt werden soll, so
muß deren Hofraum durch eine 2 m hohe Mauer von den
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übrigen Gebäuden abgetrennt werden. Der Hofraum oder die
Wohnung müssen einen Ausgang unmittelbar ins Freie besitzen.
Die Bestimmungen der Zifferddieses Paragraphen treten für
dieses Gebäude bei genauer Bcachtung der von Fürstlicher Landes-
regierung in jedem solchen Falle besonders vorzuschreibenden
Sicherheitsmaßregeln außer Kraft.
Abfüllschuppen außerhalb des Lagerhofes müssen mit massiven,
nicht durch Oeffnungen unterbrochenen Umfassungsmauern von
solcher Höhe oder mit so vertiefter Sohle ausgeführt werden, daß
die in Schuppen befindlichen Flüssigkeiten nicht nach außen ablaufen
könncn. Welche Mengen abgefüllter Flüssigkeiten sich jeweilig in
Abfüllschuppen befinden dürfen, setzt Fürstliche Landesregierung
bei Erteilung der Erlaubnis fest. Außerdem bleibt es vorbe-
halten, wegen einer Zufahrt für L#schgeräte Bestimmung

rlh

zu treffen.
c) Auf dem von dem Lagerhof und seinen Nebenanlagen in Anspruch

genommenen Gelände darf nur bei Tageslicht oder elektrischer Beleuchtung,
in den Schuppen auch bei Außenbeleuchtung mit zuverlässigen, poli-
zeilich geprüsten Lampen gearbeitet werden. Das Anzünden der
Lampen muß außerhalb des Lagerhofes erfolgen. Die Fenster, an
denen Außenbeleuchtung angebracht ist, dürfen nicht zu öffnen sein.
Bogenlicht darf nur im Freien unter Verwendung unten dicht abge-
schlossener Glocken, elektrisches Glühlicht gemäß § 5 Absatz III inner-
halb von Räumen nur bei Anwendung krästiger Schutzglocken benutzt
werden. Die elektrischen Beleuchtungs= und die Blitzschutzanlagen sind
vor der Inbetriebnahme und je in Jahresfrist durch einen von Fürst-
licher Landesregierung anerkannten Sachverständigen auf ihre Zuver-
lässigkeit zu prüfen.

ner oder offenes Licht darf innerhalb des Lagerhofes, außer wo
solches durch diese Verordnung ausdrücklich gestattet ist, nicht brennen,
auch darf dort nicht geraucht werden. Das Einbringen von Zünd-
waren in den Lagerhof ist untersagt. Diese Vorschriften sind an allen
Zugängen zu dem vom Lagerhof und seinen Nebenanlagen in Anspruch
genommenen Gelände in augenfälliger Weise durch dauerhafte Anschläge
bekannt zu machen.

o) Die zur Aufbewahrung der Flüssigkeiten dienenden Erdgruben, Schuppen
oder Tanks dürfen nur dann unmittelbar in oder auf gewachsenem
Boden angelegt werden, wenn dieser hinreichende Undurchlässigkeit und
Tragfähigkeit besit. Sind diese Eigenschaften nicht vorhanden, so
müssen mindestens die Sohle des umwallten oder vertieften Lagerhofes
des Faßlagers und der Abfüllschuppen aus undurchlässigem Material
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hergestellt und Tanks hinreichend fundamentiert werden. Ergeben sich
später Tatsachen, die auf eine Verunreinigung des Bodens oder Grund-
wassers außerhalb des Lagerhofes durch die auf ihnen und in den
Nebenanlagen gelagerten Fisser und Flüssigkeiten schließen lassen, so
ist der Betriebsunternehmer auf Erfordern der Polizeibehörde gehalten,
diesen Uebelständen abzuhelfen.

!) Werden zur Lagerung Tanks beuutzt, die durch ein Mannloch befahren
werden können, so sind auf dem Lagerhofe zwei Rettungsseile und
zwei mit selbsttätigem Lusizutritt wirkende Atmungsapparate bereit-
zuhalten. Die Tanks sind vor dem Befahren durch Einführen von
Dampf, Preßluft oder Sauerstoff gut zu lüsten.

HDas Betreten des Lagerhofes außerhalb der Arbeitszeit ist auser dem
Wächter nur den hierzu vom Betriebsunternehmer ermächtigten Auf-
sichtspersonen unter Benuthung polizeilich geprüfter und in gutem
Zustande befindlicher Sicherheilslaupen zu gestatten.

h) Von Einhaltung einer Schutzone und der mit der Schutzone zusammen-
hängenden Maßnahmen kann Abstand genommen werden, wenn die
Aufnahmebehälter für das Oel in die Erde eingebettet und nach dem
Patent von Martini-Hüneke gegen Vrand und Epplosion geschütt
sind, wenn ferner das Oel nur mittels eines solchen Gemisches von
Luft und Kohlensäure gehoben wird, welches Exlosion unmöglich
macht, und wenn die Rohrleitungen nach dem Verfahren von Martini-
Hmeie bruchsicher hergestellt sind.

88.
Die Beförderung von Glasballons mit Flüssigkeiten der Klasse I in Wagen-

ladungen ist nur unter Beobachtung folgender Vorsichtemaßregeln gestattet:
Die Ballons müssen mit Stroh, Hen, Kleie, Sägemehl, Infusorien=
erde oder ähnlichen lockeren Sloffen in Körben, Kübeln oder Kisten
fest verpackt sein und die Aufschrift „Feuergefährlich“ tragen.

b) Der Wagen muß mit einer gut befestigten Schutzdecke versehen sein
und im Schritt fahren.
Jeder Wagen muß außer dem Führer von einer erwachsenen Person
begleitet werden. Diesen Personen ist das Rauchen auf dem Wagen
verboten.

d) Wenn Flüssigkeit ausfließt, so hat eine der begleitenden Personen
sofort der nächsten Polizeibehörde Anzeige zu machen, während die
andere die Verbreitung der Flüssigkeit (durch Aufstreuen von Sand
und dergleichen) zu hindern und das Publikum fern zu halten hat,

bis die zur Beseitigung der Gefahr erforderlichen polizeilichen
Anordnungen getroffen sind.
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e) Für die Beförderung einzelner Glasballons auf Wagen finden nur
die Vorschriften unter Ziffer a und b Anwendung.

Abschnitt II.

Vorschriften für die Klasse II.

89.
In den im § 3 Absatz1 bezeichneten Räumen dürsen nicht mehr als 25 kg

der Flüssigkeiten aufbewahrt werden.

8 10.

In den Verkaufs= und Geschäftsräumen der Kleinhändler dürfen Flüssig-
keiten in einzelnen Gefäßen bis zu 50 kg., im Faß bis zu 200 kg aufbewahr!
werden. Bei Verwendung metalleuer, mit Hahn versehener Abfüllvorrichtungen, die
durch Pumpvorrichtung mit Vorraksfässern in Verbindung stehen, darf die Gesamt=
menge des Vorrats in Fässern in den Verkaufsräumen bis zu 600 kg betragen.
Bei anderer Art der Abfüllung dürfen gleiche Mengen nur in Kellern, Höfen oder
Schuppen gelagert werden, wenn diese Räume von angrenzenden Räumen feuer-
sicher abgeschlossen sind.

W 11.

Mengen von 600 bis 10 000 kxg dürsen nach erfolgter Anzeige an die
Polizeibehörde in Räumen zu ebener Erde oder in Kellern unier Beachtung der
Vorschriften des § 5 Absah II und lII, jedoch ohne Beschränkung der Aufbewahrung
in eisernen Fässern oder in Metallgesäßen, oder nach §9 5 Absat IV gelagert werden.

Nbschnitt 1II.

Gemeinsame Bestimmungen.
8 12.

* I. Werden Flüssigkeiten der Klassen 1—III mit anderen leicht entzündlichen
Flüssigkeiten (Spiritus, Aetherarten, Spritlacken und dergl) in demselben Raume
oder in solchen Räumen, welche nicht durch feuersichere, durch Oeffnungen nicht
unterbrochenc Scheidewände voneinander getrenut sind, gelagert, so finden, unbe-
schadet der für andere leicht entzündliche Flüssigkeiten elwa bestehenden strengeren
Vorschristen, auf die unter diese Verordnung fallenden Flüssigkeiten die für Klasse1
gegebenen, ihrer Menge entsprechenden Vorschriften Anwendung.
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II. Werden der Klasse nach verschiedene unter diese Verordnung fallende
Flüssigkeiten in der vorstehend (Absatz 1) angegebenen Weise zusannnen gelagert, so
finden auf die Gesamtmenge der zu lagernden Flüssigkeiten die für die leichtest
entflammbare Flüssigkeit geltenden Bestimmungen Anwendung.

* 13.
I. Leere Fässer aus brennbarem Material dürfen in denjenigen Fällen, in

welchen ein Lagerhof nach den Vorschriften des § 7 angelegt werden muß, außer-
halb der Schutzzone in beliebigen Mengen gelagert werden, jedoch müssen die Stapel
je nach den örtlichen Verhältnissen 5—10 m von den Grenzen und allen Gebäuden
entfernt bleiben. Den Behörden, welche die Erlaubnis zu erteilen haben, bleibt es

Wberlasn, Mfahrtewege für Löschgerätschaften anzuordnen.Mengen leerer Fässer aus brennbarem Material in anderen
Fällen auiriher, werden dürfen, unterliegt der Festsetzung der bellichen Polizei-

verwaltung mit der Maßgabe, daß Faßstapel von mehr als 1500 Fässern nur
zulässig sind, wenn sie 5— 10 m von Gebäuden entfernt bleiben und Zufahrtswege
zu Löschgerätschaften besitzen oder vollständig abgesondert im Freien angelegt werden.

Abschnitt IV.

Uebergangs= und Schlußbestimmungen.
8 14.

I. Diese Verordnungfündet keine Anwendung auf dieMitnahme der Flüssig=keiten in Motorwagen. Für die Aufbewahrung und Verarbeitung in gewerblichen
Anlagen, die unter den 8 16 der Reichsgewerbeordnung sallen, hat die genehmigende
Behörde, für in Güterschuppen auf Bahnhöfen, sowie inTankwagen auf Ladegleisendie dort zuständige Aussichtsbehörde die Bedingungenfestzusetzen.

. Die Verordnung findet auf andere, nicht im Absatz 1 genannte gewerb-
liche Anlagen, in denen die Flüssigkeiten bearbeitet oder zu technischen Zwecken
verwendet werden, mit der Maßgabe Anwendung, daß Menge und Art der Lagerung
der zum Gewerbetriebe bestimmten Flüssigkeiten, unbeschadet der elwa für diese
Betriebe ergangenen oder noch zu erlassenden besonderen Vorschriften, von der
Polizeibehörde nach Anhörung des Gewerbeinspektors festzusetzen sind.

8 15.
I. Sind die in den §§ 3 —13 getroffenen Vorschriften erfüllt, so dürfen in

bestehenden, zur Lagerung von Flüssigkeiten polizeilich angemelderen oder genehmigten
Lagerräumen und Lagerhöfen die durch diese Verordnung festgesezten Höchstmengen
nach Anmeldung bei der Polizeibehörde ohne weiteres gelagert werden. Die Lagerung
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größerer als der in dieser Verordnung bezeichneten Höchstmengen bedarf der Erlaubnis
Fürstlicher Landesregierung. ·

II. Im übrigen müssen die beim Inkrasttreten dieser Verordnung vorhan-
denen Lagerräume, Lagerhöfc und gewerblichen Anlagen innerhalb zweier Jahre den
Bestimmungen dieser Verordnung entsprechend eingerichtet werden.

isc Bestimmungen über die Schutzzone sowie diejenigen des § 7c und e
finden auf bestehende Anlagen keine Anwendung.

*l 10.
Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung können auf Antrag

durch Fürstliche Landesregierung genehmigt werden.

5 17.

Uebertretungen dieser Verordnung werden, sofern nicht die Bestimmungen
bes Strafgesetzbuches, insbesondere § 367 Nr. 6, Anwendung finden, mit Geldstrafe

bis zu 150 Mark oder entsprechender Hast bestraft.

8 16.
Polizeibehörde im Sinne dieser Verordnung ist:

Fürstliches Landratsamt für das platte Land,
der Gemeindevorstand für die Städte.

9§19.
Diese Verordnung tritt am 1. März 1910 in Kraft. Mit diesem Zeit-

punkte tritt die Reglerungsverordnung vom 12. Februar 1883, die Lagerung und
Aufbewahrung von Mineralölen betreffend, außer Wirksamkeit.

Greiz, den 24. Januar 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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4. Regierungsverordnung
vom 25. Jannar 1910,

betreffend Beleuchtungsanlagen, in welchen leichtflüchtige
Kohlenwasserstoffe Verwendung finden.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird unter Aufhebung der
Negierungsverordnung vom 15. Februar 1898 (Gesetzsammlung Seite 5) verordnet
was folgt:

8 1.

Beleuchtungsanlagen, in denen Abdämpfe leichftüchtiger Kohlenwasserstoffeentweder für sich oder gemischt mit atmosphärischer Luft oder Leuchtgas verwendetwerden (sogenannte Gassparapparate, Benzin= und solin-Gasapparateu. s. w.)
bedürfen der schriftlichen Genehmigung. Ausgenommen hiervon sind Aulagen, deren
Gaserzeugnisse weniger als 2 kg faßt.

Zuständig zur Erteilung dieser Genehmigung ist auf dem platten Lande
Fürstliches Landratsamt, in den Städten der Gemeindevorstand.

Dem Gesuche um Erteilung der Genehmigung ist eine Zeichnung der Lage
des Gebäudes, in welchem der Apparat aufgestellt werden soll, und eine Beschreibung
des lezteren beizufügen. In dem Gesuche ist die zu verwendende Flüssigkeit zu
benennen und deren Zusammensetzung, Verdampfungstemperatur, Entflammungspunkt,
sowie deren Verpackungsart anzugeben.

82.
Die Genehmigung darf nur erteilt werden auf Grund einer Aeußerung

des Fürstlichen Landbaumeisters, welchem zu diesem Zwecke die Gesuche nebst deren
Beilagen mitzuteilen sind.

83.
Für die Einrichtung und den Betrieb der Beleuchtungsanlagen gelten außer

den allgemeinen bau-, feuer= und sicherheitspolizeilichen Vorschriften folgende be-
sondere Bestimmungen:
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a) Die Unterbringung des Gaserzeugers muß, wenn der Gaserzeuger mehr
als 25 kg leichtflüchtigen Kohlenwasserstoff faßt, in einem besonderen
Gebände erfolgen, das von anderen Gebäuden, die mit Feuerstätten
versehen oder bewohnt sind, von benachbarten Grundstücken und öffent-
lichen Wegen mindestens 10 m entsernt ist und sich im Wirkungskreis
guter Blitzableiter besindet. Der Erzeugerraum darf nicht überbaut
sein und muß feuersicher hergestellt sein. Von anderen Räumen muß
er durch eine Brandmauer getreunt werden, in welcher eine feuersichere
Türe angebracht werden darf, wenn der Betrieb dies erfordert und
sich in den anderen Räumen weder offen brennende Flammen noch
Feuerungsanlagen befinden. Die Türen müssen selbstlätig schließen.

Faßt der Gaserzeuger mehr als 10 kg, höchstens aber 25 kg leicht
flüchtigen Kohlenwasserstoff, so muß seine Unterbringung in einem
Raum geschehen, dessen Wände und Fußböden unverbrennlich, Decken,
Feuster und Türen feuersicher hergestellt sind. Der Raum darf
überbaut sein, wenn er mit gewölbter oder sonst unverbrennlicher
Decke versehen ist. Valkendecke ist bei nicht überbautem Raum zulässig,
wenn sie mit mindestens 6 cm starken Gips= oder Zementdielen
bekleidet ist.

Faßt der Gaserzeuger mehr als 2 kg, aber höchstens 10 kg leicht-
flüchtigen Kohlenwasserstoff, so muß der Gaserzeuger in einem Naum
untergebracht werden, der von anderen Näumen durch unverbrenn-
liche Wände abgeschlossen und mit feuersicherer Decke versehen ist.
Türen des Unterbringungsraumes müssen seuersicher und selbsttätig schlie-
ßend hergestellt werden. Der Raum darf überbaut sein.

b) Der Raum, in welchem der Gaserzeuger aufgestellt wird, muß vom
Tageslicht gut beleuchtet werden und gut gelüftet sein; der Erzeuger
muß von allen Seiten zugänglich sein.

Künstliches Licht, glimmende oder glühende Gegenstände dürfen in
dem Naum, in welchem der Gaserzeuger sich befindet, niemals vor-
kommen, insbesondere dürfen Zündflammen oder Wärmelampen nicht
in demselben Raum angebracht werden.

) Das Nachfüllen des Benzins, Gasolins u. s. w. darf nur bei Tages-
licht und zwar nie frei, sondern nur mit einer Flügelpumpe und
durch geschlossene Röhren geschehen.

4) Die Aufbewahrung der Benzin= (Gasolin= u. s. w.) Vorräte muß in
besonderen Räumen geschehen, auf welche die Bestimmungen unter b,
sowie die des § 4 der Regierungsverordnung vom 24. Januar 1910,
betreffend den Verkehr mit Mineralölen, entsprechende Anwendung
sinden.



8 4.

Die Entscheidung über das Gesuch ist außer an den Gaesuchter gleichzeitigan den Fürstlichen Landbaumeister mitzuteilen. Gegen dieselbe steht dem Gesuch-
steller dem Fürstlichen Landbaumeister und solchen Personen, welche sich oder ihren
Besitz durch den Betrieb gefährdet glauben, Beschwerde an Fürstliche Landes-
regierung zu.

65.
Für das Verfahren auf Grund dieser Verordnung werden Kosten nicht

berechnet. Jedoch hat der Gesuchsteller bare Auslagen zu erstatten. Bei auswärtigen
Expeditionen des Fürstlichen Landbaumeisters sind Reisekosten und Tagegelder auf
Grund der von dem Fürstlichen Landbaumeister nach den Gesetze vom 11. Dezem-
ber 1880 aufzustellenden Berechnung seitens der auf das Gesuch entscheidenden
Behörde von dem Gesuchsteller für Nasung Fürstlicher Landeskasse einzuziehen und
an letztere abzuführen.

8 6.

Die Benutzung von Apparaten und Beluchtungsanlagen hier fraglicher Art
vor erteilter Genehmigung und Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des
8 3 dieser Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 300 Mark, im Unvermögensfall
mit entsprechender Haft bestraft.

Greiz, den 25. Januar 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
6 3.

(Ausgegeben am 22. Februar 1910.)

5. Gesetz
vom 13. Februar 1910

zur Abänderung der die Pensionsverhältnisse der Staatsdiener,
Geistlichen, Lehrer, Kirchendiener und deren Hinterbliebenen

betreffenden Gesetze.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Beinrich XXIV.
Neuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Deinrich der Siebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linic,

zur Abänderung der die Pensionsverhälinisse der Staatsdiener, Geistlichen. Lehrer,
Kirchendiener und deren Hinterbliebenen betresfenden Gesetze vom 2. April 1860

(Ges-S. S. 33), u. Februar 1864 (Ges-S. S. 29), 27. März 1868 (Ges-S. S.
134), 19. Jannar 1904 (Ges.S.S.13), mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

I. Pensionserhöhungen.
§ I.

Den am 1. Jannar 1910 in Ruhestand lebenden Staatsdienern, Geistlichen,
Lehrern, Lehrerinnen, Kirchendienern und den Hinterbliebenen derjenigen Staats-

7
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diener pp., die vor dem 1. Januar 1910 verstorben sind, sowie derjenigen Staats-
diener pp., die am 1. Januar 1910 schon in Pension stehen und bis zu ihrem
Ableben ununterbrochen im Pensionsstande verbleiben, sind die ihnen ausgesetzten
oder noch auszusetzenden, aus dem Pensionsfonds zu gewährenden Pensionen wie
folgt zu erhöhen:

Pensionen
bis zu 400 Mk. einschließlich um 25 /,

von mehr als 400 Mk. bis zu 500 Mk. einschl. um 20 /
500 „ „ „ 1500 „ „ „ 15%,

1500 „ „ „ 3000 „ „ „ 12 ½,

3000 „ „ „ 4500 „ " „ 7 ½%,

„ „ 4500 „ „ „ 6000 „ „ 5½%.

An der Untergrenze der vorersichtlichen Stufen degene Pensionen sind auf
den Höchstbetrag, den die nächstniedrigere Stufe erreicht, zu erhöhen, sofern sie
letzteren nach der vorstehenden Bestimmung an sich nicht erreichen würden.

Durch die Erhöhung darf der Pensionssatz nicht überschritten werden, der
sich ergeben würde, wenn die Bemessung der Pension zu crfolgeuhattetmtchu
grundelegung der für die betreffende Stelle am 1. Januar 1910 gellenden
Besoldungssätze.

62.
Der durch Gesetz vom 19. Januar 1904 (Ges.-S. S. 13) auf 5000 Mk.

festgelegte Höchstbetrag des Ruhegehalts eines Geistlichen, Lehrers oder Kirchendieners
wird mit rückwirkender Kraft vom 1. September 1909 ab auf 6500 Mk. erhöht.

I. Erziehungsbeihilfen.
5 3.

Jedes eheliche oder durch nachfolgende Ehe legitimierte Kind eines verstorbenenpensionsberechtigten Staatsdieners, Geistlichen, Lehrers oder Kirchendieners erhält
ohne Unterschied, ob derselbe eine Witwe hinterläßt oder nicht, bis es das acht-
zehnte Lebensjahr erfüllt hat oder früher versorgt wird, zutreffendenfalls neben den
ihm nach den bestehenden Gesetzen aue Fürstlicher Landeskasse zu gewährenden
sonstigen Bezügen, eine Erziehungoöbeihilfe.

Diese bemißt sich nach der vollen Witwenpension (1/ des letzten Dienstein-
kommens des Verstorbenen), gegebenenfalls nach dem Betrag, auf den die volle Witwen-
pension nach 9 1 dieses Gesetzes zu erhöhen ist bezw. zu erhöhen sein würde. Sie
beträgt für jedes Kind bei einer Witwenpension



von höchstens 500 fl. 80 M.,

von mehr als 500 M. bis höchstens 750 M. 100 „
„ „ „ 750 „ „ „ 1000 „ 120

„ „ 1000 130

Die Gesamtsumme der Erziehungsbeihilsen für die Kinder eines Staats-
dieners, Geistlichen pp. darf den vierfachen Betrag einer Erziehungsbeihilfe nicht
übersteigen. -

Für versorgt zu achten ist ein Kind, sobald es heiratet, ein Diensteinkommen
erhält oder sonst zu selbständigem, zum Lebensunterhalte genügenden Erwerb irgend
einer Art gelangt.

Vorstehende Bestimmungen finden auch Anwendung auf die am 1. Jannar
1910 bereits vorhandenen Waisen.

„

g 4.
Der Bezug der Erziehungsbeihilfen beginnt von Ende des auf den Sterbe-

monat folgenden Vierteljahrs (Gnadenquartals) an und endet mit Ablauf des Monats,
in welchem der Grund des Wegfalls eintritt.

M. Zahlung der Pensionen und Erziehungsbeihilfen.
6.

Sämtliche Pensionen und die Erziehungsbeihilfen kommen monatlich im
voraus zur Auszahlung.

W. Bewertung der freien Dienstwohnung der Geistlichen,
Volksschullehrer und Volksschullehrerinnen bei Berechnung

der Penston.
86.

Bei der Berechnung des Ruhe= und Wartegehalts ist der Teil des Dienst-
einkomnene, welcher in freier Wohnung oder Wohnungsentschödigung besteht, beim
Ephorus mit 750 M., bei den übrigen Geistlichen mit 600 Mk. bei den Volks-
schullehrern mit 300 Mr, bei den Voléeschullehrerinnen mit 200 Mk. in Ansatz
zu bringen.

Gleiches findet statt bei Berechnung der Witwen= und Waisenpension und
der nach § 1 des Gesetzes vom 1. März 1907 (Ges-S. S. 12) zu zahlenden
Pensionsbeiträge.

7°.
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Ist der Mietwert der freien Wohnung zurzeit des Inkrafttretens dieses
Gesetes auf einen höheren als den nach Abs. 1 sich ergebenden Betrag festgesetzt,
so bleibt für den derzeitigen Stelleninhaber der höhere Betrag für die Pensions-
berechuung und die Beiträge zum Pensionsfonds maßgebend.

V. Schlußbestimmung.
87.

Dieses Gesetz tritt vom 1. Januar 1910 ab in Kraft.

Urkundlich haben Wir dieses Geset Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 13. Februar 1910.

(#e) Heinrich XXVII.Ls)

(Igez) v. Meding.

6. Gesetz
vom 13. Febrnar 1910,

betreffend das Diensteinkommen der Volkeschullehrer.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Beinrich XXI.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Deinrich der Siebenund#wanzigste,
Erbprinz Neuß Jüngerer Linic,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

mit Zustimmung des Landtags, was folgt:



43

I. Diensteinkommen der Volksschullehrer auf dem platten Lande.
§ 1.

Das von den Schulgemeinden zu gewährende Diensteinkommen eines ständigen
Volksschullehrers auf dem platten Lande beträgt neben angemessener freier Wohnung
oder Wohnungsentschädigung und freier Heizung der Schulstube mindestens 1300 Mk.
jährlich (Grundgehalt).

Schulamtskandidaten erhalten auf dem platten Lande neben angemessener
freier Wohnung oder Wohnungsentschädigung und freier Heizung der Schulstube
1100 Mk, und wenn sie nach bestandener zweiter Prüfung nur deshalb noch nicht
ständig angestellt werden können, weil sie ihre aktive Dienstpflicht im stehenden
Heere oder in der Marine noch nicht erfüllt haben und auch noch nicht endgültig
von derselben für die Friedenszeit befreit sind (Konsistorialbekanntmachung vom
22. Jannar 1904, letzter Absatz), von dem der zweiten Prüfung folgenden Ostern
ab jährlich 1300 Mk.

Die Festsetzung der Wohnungseutschädigung erfolgt in jedem einzelnen Falle
durch Fürstliches Konsistorium nach Gehör des Schulvorstands unter Zugrundelegung.
des örtlichen Mietwerts.

 —
Ständigen Lehrern von würdigem Verhalten und treuer Amtsführung sind

seiten der Schulgemeinde folgende Alterszulagen zu gewähren:
nach 4-jähriger Dienstzeit 200 Mark,

8- „ „ weitere 200 Mark,
12 „ „ l „

16- „ „ 200 „

20 „ « „ 250 „

„ 24.-5 „ „ „ 250 „

„ 28 „ „ „ 200 „

Die Dienstzeit ist vom Zeitpunkt der ständigen Anstellung im Schuldienst
an bezw. unter Berücksichtigung des Gesetzes vom 1. Februar 1907, hinsichtlich
akademisch gebildeter Lehrer vom vollendeten 20. Lebensjahr an zu berechnen.

83.
An Schulen mit 2 oder mehr Lehrern sind den ersten Lehrern zum Grund-

gehalt und etwaigen Alterszulagen je nach dem Umfang ihrer Funktionen als erste
Lehrer von Fürstlichem Konsistorium zu bestimmende Funktionszulagen von 60 Mk.
bis 100 Mk. von den Schulgemeinden zu gewähren.



8 4.
In die Besoldung können von den Schulgemeinden bisher gewährte Zulagen,

insoweit sie die durch dieses Gesetz bestimmten Gehalzserhöhungen nicht übersteigen,
mit eingerechnet werden.

6.

Von dem mit einer Schulstelle verbundenen Kirchendienst sind dem Lehrer
auf seinen bei Fürstlichem Konsistorium zu stellenden Antrag das Läuten der Kirchen-
glocken, das Aufziehen der Turm= oder Kirchenuhr, das Reinigen der Kirche und
andere niedere Verrichtungen gegen Wegfall der für diese Verrichtungen geordneten
Vergütungen abzunehmen und von der Kirchgemeinde, welcher dafür die vorgenannten
Vergütungen überwiesen werden, verrichten zu lassen.

Darüber, welche Verrichtungen zum niederen Kirchendienst zu rechuen sind,
wird von Fürstlichem Konsistorium Entscheidung getroffen.

86.
Die Mindestbesoldung für den mittleren Kirchendienst beträgt außer den

Akzidenzien von den Kasnalfällen und der auf den mittleren Kirchendienst entfallenden
Stolgebührenentschädigung in der Regel 175 Mk jährlich.

Diese Mindestbesoldung kann von Fürstlichem Konsistorium bis auf 250 Mr.
jährlich erhöht oder bis auf 100 Mk. jährlich ermäßigt werden, wenn der Kirchen
dienst über das gewöhnliche Maß erheblich hinaus geht, oder hinter demselben er-
heblich zurückbleibt.

Zur Erfüllung der Mindestbesoldung wird bei nicht ausreichendem Stellen-
einkommen ein entsprechender Zuschuß aus der allgemeinen Kirchenkasse gewährt.
Bei Berechnung des Zuschusses ist dasin den Einkommensübersichten von Fürstlichem
Konsistorium jeweilig festgestellte Stelleneinkommen von dem miitleren Kirchendieust
zu Grunde zu legen.

§ 7.
Uebersteigt das reine Stelleneinkommen nach Abzug der Akzidenzien von

den kirchlichen Kasualfällen, der Stolgebührenentschädigung und der hinie besonderen
Vergütungen für den niederen Kirchendienst die Summe von 300 Mk, so kann der
übersteigende Betrag in das Einkommen des Lehrers von derSchulgemeinde einge-
rechnet werden. Eine Einrechnung der Holzdeputate findet dabei nur insoweit statt,
als sie den Bedarf für dic, stets den Gemeinden obliegende, Schulheizung übersteigen.

86.
Bei vikarischer Verwaltung einer Kirchschulstelle wird die Kirchendienst-

vergütung von Fürstlichem Konsistorium in jedem Einzelfalle bestimmt.
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6#9.
In Kirchgemeinden, in denen ein Kirchschullehn nicht besteht, wird der Kirch-

gemeinde zur Besoldung für den mittleren Kirchendienst ein von Fürstlichem Konsistorium
nach Bedürfnis festzuseender Zuschuß aus der allgemeinen Kirchenkasse gewährt.

8 10.
Fulr diejenigen Lehrer, welche zur Zeit des Jukrafttretens dieses Gesetzes ein

höheres Einkommen vom Kirchendienst beziehen, als ihnen nach den Bestimmungen
dieses Gesetzes zukommen würde, bleibt solches bis auf die eventuell in Wegfall
kommenden Vergütungen für den niederen Kirchendienst für die Dauer ihrer Dienst-
zeit in der Stelle ungeschmälert.

I. Diensteinkommen der städtischen Volksschullehrer.
W 11.

Die Vesoldung der städtischen Volksschullehrer darf hinter dem Betrag nicht
zurückbleiben, der sich nach den in den 88 1—4 aufgestellten Grundsätzen ergeben würde.

U. Zahlung der Besoldung.
6ü12.

Die Lehrerbesoldung ist monatlich im voraus zu zahlen.

W. Schlußbestimmung.
¾ 13.

Dieses Gesetz tritt vom 1. Jannar 1910 ab in Kraft.

Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen werden aufgehoben.

 Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und UnserFürstliches Insiegel beifügen lassen. " benhãndiz

Gegeben Schloß Osterstein, den 13. Februar 1910.

(L 8) Gez) Heinrich XXVI.

(agez) d. Meding.
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7. Gesetz
vom 17. Februar 1910,

betreffend die Besoldung der Volkeschullehrerinnen.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Beinrich XAIV.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Mir Heinrich der Hiebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

mit Zustimmung des Landtahes unter Aufhebung des Gesetzee vom 2. Februar 1907(Ges. S. S. 8) was folgt

81.
Die Besoldung einer ständigen Volksschullehrerin auf dem platten Lande be-

trägt neben angemessener freier Wohnung oder Wohnungsentschädigung und freier
Heizung der Schulstube mindestens 1100 Mk. jährlich (Grundgehalt).

Lehrerinnen, die noch nicht ständig angestellt sind, erhalten auf dem platten
Lande neben angemessener freier Wohnung oder Wohnungsentschädigung und freier
Heizung der Schulstube jährlich 900 Mk.; dem Ermessen des Fürstlchen Konsistoriums
bleibt es jedoch überlassen, im einzelnen Falle eine hiervon abweichende Bestimmung
zu treffen.

5 2.
Ständigen Lehrerinnen auf dem platten Lande von würdigem Verhalten

und treuer Amtsführung sind von den Schulgemeinden folgende Alterszulagen zu
gewähren.

nach ällhrher Dienstzeit 150 Mk.
„ „ „ weitere 150 Mk.



nach 12 jähriger Dienstzeit weitere 150 Mk.
„ 16 „ " " 150 „

20 „ . »150»

« 24 ½ ½„ n 150 »

Die Dienstzeit ist vom Beitpunkt der ständigen Austellung im Schuldienst
an zu berechnen.

83.
Die Bestinimungen der 88 1 Abs. 3, 4 und 12 des Gesetzes vom 13. Februar

1910, betreffend das Diensteinkommen der Volksschullehrer finden entsprechende An-
wendung.

g 4.
· Die Besoldung der städtischen Volksschullehrerinnen darf hinter dem Betrage

nicht zurückbleiben, der sich nach den in den 88 1—3 aufgestellten Grundsätzen er-
geben würde.

65.
Auf Handarbeitslehrerinnen findet dieses Gesetz keine Anmwendung.

L
Dies Gesetz tritt vom 1. Jannar 1910 ab in Kraft.

Urkundlich haben Wir dieses Geset Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 17. Februar 1910.

L s) (ge) Heinrich XXVII.

(ages) v. Meding.
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M. 4 2. M 4 4.

vom 18.Febrnar 1910
zur Abänderung der Regierungs-Bekanntmachung vom9. November 1907,
betreffend die Ausführung des Viehseuchen-Uebereinkommens zwischen

dem Deutschen Reiche und Oesterreich-Ungarn.

In Ergänzung von 1 5 Abs. 2 und IV der Regierungs-Bekanntmachung
vom 9. November 1907 (Gesetzsammlung S. 81 ff.) wird folgendes bestimmt:

Bei der Einfuhr von totem Geflügel sind Ursprungszeugnisse nach Anlage IV.
der gedachten Regierungs-Bekanntmachung, jedoch ohne amtstierärztliche Bescheinigung,
beizubringen. Befreit hiervon bleibt das im privaten Post= oder Reiseverkehr ein-
geführte lote Geflügel.

Ferner sind bei der Einfuhr von
r. frischem Fleisch von Pferden, Rindvieh, Schweinen, Ziegen und Schafeu,

sofern sie nicht im Post= oder Reiseverkehr erfolgt,
b. frischen (rohen, grünen, nur angesalzenen, angekalkten, angestrichenen)

—nicht aber von trockenen oder durchgesalzenen—Häutenund Fellen,
c. rohen, nicht trockenen Hörnern, Hufen, Klauen und Knochen,
d. Därmen, Schlunden, Magen und Blasen von Vieh, die weder trocken

noch gesalzen sind,
zu c und d, sofern die Einfuhr nicht im Postverkehr erfolgt,

PC. von Stalldünger, sofern er nicht im Grenzverkehr eingeht,

Ursprungszeugnisse nach der unten angeschlossenen Anlage VII beizu-
bringen.

Greiz, am 18. Februar 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding

Saupe.
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Anlage VII.

Arsprungszengnis
für tierische Rohstoffe und giftfangende Gegenstände.

Giltig für 30 Tage.

Herkunftsort) der Ware:

Oesterreich: Königreich oder Land:
Bezirkshauptmannschaft:
oder Stadt mit eigenem Statut:

Ungarn: Komitat: .

oder HumspalstltBezirk:
Name und Wohnort des Verseiden.

Bezeichnung der Ware
Zahl der Packstücke:
Gewicht der Sendung:
Etwaige besondere gennzeichnung: .

.. (Marken, Plouben, Stenpeh..
Bestimmungsort der Ware:

Angabe des Weges bis zur Eintrittsstation:

(eventuell: „siehe W
. den . . . . .10..

Die e
(Dienststempel)

v0 Herkunstco#t glit der On. wo dleGrpennnnde gewonnen werden, bel rohen Oömem, us.
Klauen, 1#1 sowolc bei Stalldünger auch der On, dle rheollendae usommengebracht werden; bel lellchein als eenene der Schlachtont der Tiere, vonbenen-dle Wauc slam#
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Druckfehlerberichtigung.
G.-S. S. 36 muß es in der 5. Zeile im § 1 Abs. 1 heißen: „Gaserzeuger“

statt „Gaserzeugnisse“.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
*&amp; 4

(Ausgegeben am 15. März 1910.)

9. Gesetz
vom 10. März 1910,

betreffend die Befugnis zur Ausschließung säumiger Abgabenpflichtiger
von öffentlichen Vergnügungsorten.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Peiurich XXIN.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Heinrich der Viebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linic,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

§ 1.
Durch Ortsstatut (Art. 14 der Gemeindeordnung) können unter den nach-

folgenden Beschränkungen Bestimmungen getroffen werden, auf Grund deren säumigen
Abgabenpflichtigen der Besuch von Gastwirtschaften, Schank= und Tanzstätten ver-
boten werden kann.

5 2.
Bestimmungen derim§ 1 gedachten Art dürfen nur getroffen werden in

Beziehung auf nicht verjährte Rückstände an direkten Staatssteuern, an direkten
Gemeinde-, Kirchen-, Armen= und Schulabgaben, sowie an Schulgeld.

"



83.
Die Ausschließung eines Abgabenpflichtigen von öffentlichen Vergunügungs-

orten ist nur dann zulässig, wenn

a. der Abgabenrückstand im Wege der Zwangsvollstreckung in bewegliche
Sachen nicht oder nicht vollständig erlangt worden ist, oder solche
Umstände nachgewiesen sind, aus denen hervorgeht, daß diese Zwangs-
vollstreckung voraussichtlich erfolglos sein würde und überdies
solche Tatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß der
Abgabenrestant mit Absicht, oder durch ungerechtfertigte Enthaltung
von lohnender Arbeit, oder durch unordentlichen Lebenswandel, oder
durch unmäßigen Genuß geistiger Getränke, oder durch unverhältnis-
mäßigen Aufwand oder durch Verschwendung seine Zahlungsunfähig-
keit herbeigeführt hat.

“*

84.
Das Verbot, Gastwirtschaften, Schank= und Tanzstätten zu besuchen, darf

nur mit Zustimmung der Gemeindevertretung (Gemeinderat, Gemeindeversammlung)
erlassen werden.

5.

Ausnahmen von dem Verbote sind festzusetzen, wenn und insowelt der Ab-
gabenrestant nachweist, oder wenn sonst vorliegl, daß derselbe den Besuch von Gast-
wirtschaften und Schankstätten bei der Beschaffenheit seines Erwerbszweiges zu
Versorgung mit Speise und Trank ohne Verlust an Zeit und Geld nicht ent-
behren kann.

5 6.

Ausgenommen von dem an einen Abgabenrestanten erlassenen Verbote des
Besuches öffentlicher Vergnügungsorte sind diejenigen Fälle, in denen der letztere
auf Anordnung einer Behörde, oder zur Teilnahme an einer Wahlversammlung,
oder zu Abgabe von Stimmzetieln bei öffentlichen Wahlen, oder zur Beteiligung
an einer Versammlung stattfindet, welche auf Grund geseblicher Vorschrift
oder einer anderen Norm des öffentlichen Rechts abzuhalten ist.

**s
Durch das Ortsstatut kann den Gast= und Schankwirten die Verpflichtung

auferlegt werden, Abgabenrestanten, welche einem Verbote der in § 4 gedachten
Art unterstehen, von ihren Gastwirtschaften, Schank= und Tanzstätten wegzuweisen
und dafern dies erfolglos geblieben ist, polizeiliche Hilfe zur Durchführung des
Verbotes anzurufen.
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86.
Durch das Orksstatut kaun den Vorstehern von Korporationen, Vereinen

und geschlossenen Gesellschaften aufgegeben werden, solche Mitglieder, welche einem
Verbote der im § 4 gedachten Art unterstehen, von denjenigen durch erstere benutzten
Räumlichkeiten auszuschließen, in denen Speisen und Getränke gegen Entgelt ver-
abreicht, oder Tanzlustbarkeilen oder sonstige gesellige Vergnügungen abgehalten
werden.

60.
Gegen das in Gemäßheit des 8 4 erlassene Verbot kann der Betroffene

mit aufschiebender Wirkung Beschwerde erheben; über die Beschwerde entscheidet,
wenn das Verbot oder die Anordnung von einem Stadtgemeindevorstand ausge-
gangen ist, die Aufsichtsbehörde über städtische Gemeindeverwaltung, im übrigen das
Fürstliche Landratsamt.

Einc weitere Beschwerde findet nicht statt.

8 10.
· chUebertretungciuechrbotcsderint§4 gedachten Art kann mit Haft

bis zu 14 Tagen, die Nichterfüllung der in S§ 7 und 8 gedachten Verpflichtungen
mit einer im Falle der Unbeibringlichkeit in Haft bis zu einer Woche umzuwandeln-
den Geldstrafe bedroht werden.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 10. März 1910.

(L s8) Ce) Heinrich XXVII.

(ggea) v. Meding.



10. Landtagsabschied
für den fünfzehnten ordentlichen Landtag.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Peinrich XXIV.
Neuß Aelterer Linie

urkunden

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie:

Am Schlusse des von Uns auf den 8. November vorigen Jahres einbe-

usenen fünkeehnten ordentlichen Landtags des Fürstentums eröffnen Wir in Gemäß-85 der Verfassungsurkunde dem Landtage Unsere Entschließung bezuglichder Feebha Verhandlungen, wie folgt:

Die Vorlagen an den Landtag, betreffend:
—

911 und

to

. Die Voranfchlaqc für den Staatehaushaltplan auf die Jahre 1910,

zu brr #nginehuunn auf die Jahre 1906, 1907 und
“ —— über Verwendung des zur Förderung des Feuerlösch-

wesens und für gemeinnützige Zwecke der Feuersicherheit in Gemäß=heit des Gesetzes vom 23. Dezember 1882 gebildeten Fonds,
einen abgeänderten Beamtenbesoldungsctat,*r7t
am Fürstlichen Lehrerseminar,
Gesetz, betreffend das Diensteinkommen der Volksschullehrer,
Gesetz, betreffend das Diensteinkommen der Volksschullehrerinnen,

 einen abgeänderten Besoldungsetat für den Direktor und die Lehrer

 Gesetz zur Abänderung und Ergänzung der die Pensionsverhältnisse
der Staatsdiener, Geistlichen, Lehrer, Kirchendiener und deren Hinter-
bliebenen betreffenden Gesetze,



—

—

— #

— **

— —

— —

— S

— Gesindeordnung für das Fürstentum Reuß Aelterer Linie,
Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 25. Jannar 1871 über die
Bildung des Landesausschusses,

 Geset, betreffend die Befugnis zur Ausschließung säumiger Abgaben-
pflichtiger von öffentlichen Vergnügungsorten,
 Gesetz über die Besteuerung der Hunde,

Errichtung eines neuen Justizgebäudes,

. das Postulat, daß die reservierten Beträge von

15556 M. zur Korrektion der Staatsstraße bei Reudnitz und

3000 M. Beitrag zu den Kosten der Errichtung eines Bet-
saales in Gommla,

25000 M. zur Gewährung eines Zuschusses an die Gemeinde
Irchwitz zu den Kosten der Geradelegung und Ueber-
wölbung des Aubaches und

56000 M. für die Residenzstadt Greiz zu gleichem Zwecke,

für gedachte Zwecke weiter reserwiert bleiben,

das Postulat, daß der reservierte Betrag von
80 000 M. für Eisenbahnzwecke nebst einer weiteren aus den

Beständen zu entnehmenden Summe von

60 000 M. der Stadtgemeinde Zeulenroda als Zuschuß zu den
Kosten der Erbauung einer vollspurigen Eisenbahn
von Zeulenroda-Bahnhof nach Zeulenroda-Stadt ge-
währt werden,

 das Postulat, daß der reservierte Betrag von
35 000 M. als Beitrag zur Herstellung einer Straße Mylau—

Greiz nebst Ueberbrückung des Göltsch= und Elster-
flusses, überdem aber ein weiterer, aus den Beständen
zu entnehmender Beitrag von

10000 M. behufs Verbreiterung der künftigen Elsterbergerstraße
und behufs Anlage eines einseitigen Fußwegs nebst
Entwässerungsanlage

dem Königlich Sächsischen Staatsfiskus zur Verfügung gestellt werden,



17. das Postulat, daß der aus den verfügbaren Beständen verbleibende
Restbetrag von etwa noch 8—9000 M. zu den Kosten des chaussce-
mäßigen Ausbaues des im diesseitigen Staatsgebiete gelegenen Teils
des Kommunikationsweges Triebes-Mehla verwendet werde,

haben sämtlich durch Entgegennahme der Erklärungen des Landtags bezw. durch
Unsere Genehmigung der vom Landtage beantragten Abänderungen und Zusätze zu
einigen der vorbezeichneten Vorlagen ihre Erledigung gefunden.

Die vorbezeichneten Gesetze werden, soweit dieses nicht schon geschehen ist.
demnächst zur Veröffentlichung gelangen.

Wir versichern Unseren getreuen Landtag Unserer Huld und Gnade und
haben zu Bekundung des Vorstehenden gegenwärtigen

TLandtagsabschied
ausfertigen lassen und unter Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels Höchst-
eigenhändig vollzogen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 11. März 1910.

(L 8) gez. Heinrich XXVII.

agez. v. Meding.

11. Patent
vom 12. März 1910,

die im Jahre 1910 zu entrichtenden Landesabgaben betreffend.

Zufolge Höchster Entschließung soll mit erklärter Zustimmung des Landtags
im Jahre 1910 die nach der Verordnung vom 30. Dezember 1870 in Gemäßheit
der Gesetze vom 9. Mai 1857 und 26. Februar 1875 zu erhebende allgemeine
Grundsteuer mit 2 346 Pfennigen von der Steuereinheit erhoben werden.
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Bezüglich der übrigen Abgaben bewendet es bei den bisherigen Bestimmungen.
Indem dieses zur Nachachtung für die Steuerpflichtigen, Hebestellen und

Einnehmer zur allgemeinen Keuntnis gebracht wird, werden für die an den zwei
ersten Terminen mit je 1 Pfennig, am dritten mit /6 Pfennig von jeder Steuer-
einheit zu entrichtende Grundsteuer folgende Termine festgesetzt:

der 1. April,
„ 1. Juli,

„ 1. Oktober.

Dabei wird bemerkt, daß bei Entrichtung des dritten Grundsteuertermins
Beträge unter ½ Pfennig wegfallen, Beträge von über ½ Pfennig für einen vollen

Pfennig gerechnen werden, sowie daß die erforderliche Belehrung der Ortssteuerein-
nehmer wegen Erhebung des dritten Termins durch das Fürstliche Katasterburean
erfolgen wird.

An Einkommensteuer werden im Jahre 1910 neun Termine zur Erhebung
helangen und bleibt die Festsehung dieser Termine z. Zt. noch vorbehalten.

Greiz, den 12. März 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.





Gesetzsammlung
Fürstentum Reußz Alterer Linie.

5
(Ausgegeben am 31. März 1910.)

12. Patent
vom 18. März 1910,

die für das Jahr 1910 zu entrichtende Einkommensteuer betreffend.

Zufolge Hmhster Entschließung sollen mit erklärter Zustimmung des Land-tags im Jahre 1910
neun Termine

Einkommensteuer erhoben werden.
Diese werden wie folgt ausgeschrieben:

zwei auf den 30. März,
einer „ „ 30. April,

 Juni,
Juli,

„ „ „12. August,
„ „ „ (16. September,

„ „ „ 20. Oktober,

„ 24. November.

O#re

* n

Greiz, am 18. März 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
u*
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13. Gesetz
vom 25. März 1910

zur Abänderung des Gesetzen vom 25. Jannar 1871, die Bildung
eines Landeeauoschusses betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Deinrich XXIV.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
zur Abänderung des Gesetzes vom 25. Jannar 1871, die Bildung eines

Landesausschusses betreffend (Gesetzsammlung Seite 37), mit Zustimmung des Land-
tags, was folgt:

(eHinziger Varagraph.
Als weiteres Mitglied des Landesausschusses (6 2 des Gesetzes vom 25.

Jannar 1871) wird der erste Bürgermeister der Fürstlichen Residenzstadt Greiz
bestimmt.

In Verhinderungsfällen wird derselbe vom zweiten Bürgermeister vertreten-

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürst-
liches Insiegel beidrücken lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 25. März 1910.

(L 8) (gez) Heinrich XXVI.

(gez) v. Meding.
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14. Höchste Verordnung
vom 25. März 1910

zur Abänderung der Landeoherrlichen Verordnung vom 11. Mai 1901,
die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und die Feier der

Sonn= und Festtage betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Deiurich XXIV.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Heiurich der Siebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Neuß Aelterer Linie,
hiermit, was folgt:

Ebinziger Faragraph.
Der 1 der Landesherrlichen Verordnung vom 11. Mai 1901, die

Sonntageruhe im Handelsgewerbe und die Feier der Sonn= und Festtage betreffend,
erhält folgenden Zusatz als Absah 2:

Die Ablieferung bestellter Milch an die Kundschaft ist auch während des
Hauptgottesdienstes und einer halben Stunde vor Beginn und nach Beendigung
desselben gestaktet. Sie hat während dieser Zeit nur in der Behausung des Ab-
nehmers zu erfolgen. Auch darf ein Ausrufen, Läuten pp. in dieser Zeit nicht

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhöndig vollzogen und
Unser Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 26. März 1910.

 1# 8) (gez) Heinrich XXVI.
(#gez.) v. Meding.
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vom 26. März 1910

zur Abänderung der Regierungs-Bekanntmachung vom 7. Juli 1905,

die Ausstellung abgektzzter standesamtlicher Geburtsurkunden für Schul-
und Unterrichtszwecke, einschließlichdes Konfirmati terrichts betreffend.137 4½ I

Die Regierungs-Bekanntmachung vom 7. Juli 1905 (Geset-Sammlung S.
44) wird dahin abgeändert, daß die Standesbeamten künftig für Schul-, Unteriichts-
und Konfirmationszwecke steto eine abgekürzte Geburtsurkunde nach dem vor-

geschriebenen Muster auszustellen haben, sofern nicht die Beteiligten die Ausstellung
eines vollständigen Geburtsregisterauszuges ausdrücklich beantragen.

Ferner werden die Standesbeamten ermächtigt, künftig selbständig auch für
andere Zwecke mit Ausnahmeder Eheschließung abgekürzte Geburtsurkunden
auszustellen, wenn aus dem Vorbringen der Beteiligten zweifelsfrei erhellt, daß eine
abgekürzte Geburtsurkunde, kein vollständiger Geburtsregisterauszug gewünscht wird.

Zum Zwecke des Aufgebots und der Cheschließung ist die Ausstellung einer
abgekürzten Geburtsurkunde fortan nur mit Genehmigun der nächstvorgesetztenAussichtsbehörde zulässig. Die Genehmigung darf von vefe- nur erteilt werden,
wenn feststeht, daß die uneheliche Geburt dem anderen elebe und, falls er zur

Eingehung der Ehe der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters, seiner leiblichen
oder Adoptiveltern bedarf (§5 1301 und 1307 B. G.-B), auch diesen bekannt ist.

ür die abgekürzten standesamtlichen Geburisurkunden wird den Gemeinden
auf Staatskosten künftig das folgende Formular geliefert werden:

Gebaurtsschein.
Registernummer:

Boc-mtd»8uname:..................................................................................».
TagundOrtdckGeburt:.........................................................................
BorsundZunasucfowieStqnddesVateks:
Vor- und Geburtsname der Mutter:

EEREIIIIIIII „den

Der Standesbeamte.
(Stempel).
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Die Vorschriften der Regierungs-Bekanntmachung vom 7. Juli 1905 über
die Ausfüllung der Geburtsscheine und die Erhebung von Gebühren (Absatz 2 und
3), welche unberührt bleiben, finden auf die Ausfüllung des vorstehenden Formulars
und auf die Erleilung von Geburtsscheinen nach demselben Anwendung.

Greiz, den 26. März 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.

16. Regierungs--Verordnung
vom 31. März 1910

zur Ausführung der vom Bundesrate auf Grund des § 6 des Reichs-
gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909
(Reichegesetzblatt 1909 Seite 437 ff.) für den Verkehr mit Kraftfahr-

zeugen auf öffentlichen Wegen oder Plätzen erlassenen Verordnung.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erleilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird zur Ausführung des
9 wber den Verkehr mit Kraftfahrzeugen und der dazu vom Bundesrate er-

rdnung, b i ' t eugen,
solgendes verordnene etreffend die Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeug

81.
„Landeszentralbehörde“ im Sinne der 88 2, 23 und 24 der Ver-

ordnung ist die Fürstliche Landesregierung.
„Höhere Verwaltungsbehörde“ im Sinne der Verordnung, „zu-

ständige Polizeibehörde" und „Polizeibehörde ist für das Gebiet des
Fürstentums das Fürstliche Landratsamt.
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„Zuständige Behörde“ nach 8 24 Abs. 2 daselbst ist für das platte
Land das Fürstliche Landratsamt, für die Städte der Gemeindevorstand.

Die Zuständigkeit zum Erlaß der in § 23 daselbst vorgesehenen polizeilichen
Vorschriften und polizeilichen Anordnungen richtet sich nach den hierüber gelienden
allgemeinen Bestimmungen.

 ii

Der gewerbsmäßige Betrieb der nicht an Bahngleise gebundenen Kraftfahr-
zeuge für den öffentlichen Verkehr von Personen und von Gütern bedarf der
besonderen Genehmigung der Fürstlichen Landesregierung.

 ie

Diese Verordnung tritt in Krast mit Wirkung vom 1. April 1910 ab.
Vom gleichen Zeilpunkte ab ist die Regierungs-Verordnung vom 27. August

1906 (Gesetzsammlung Seite 57), betreffend den Verkehr mit Krastfahrzeugen, auf-
gehoben.

Greiz, den 31. März 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. v.

Dr. Hanitsch.

Saupe.
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Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 6.

(Ausgegeben am 14. April 1910.)

17. M 1 2.8H.#r 4 a

vom 7. April 1910

zur Abänderung der Regierungs-Bekanntmachung vom 23. Mai 1901
über das Verfahren bei Landesgrenzrevisionen.

Mit Höchster Genehmigung wird auf Grund einer mit den Regierungen
der angrenzenden Staaten getroffenen Vereinbarung hierdurch folgendes bestimmt:

Die nach der Regierungs-Bekanmtmachung vom 23. Mai 1901 (Gesetz-
sammlung Seite 70) alle zwei Jahre — in den Jahren mit geraden Zahlen —
durch die Gemeindevorstände (Feldgeschworenen) bezüglich Revierforstbeamten vorzu-
nehmende Begehung der Landesgrenze hat künftig statt am 1. Mai am ersten
Dienstag nach dem ersten Mai zu erfolgen. Im übrigen behält es bei den bis-
herigen Vorschriften sein Bewenden.

Greiz, den 7. April 1910.

Fürstlich Reuß.Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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vom 11. April 1910,
die von Amts wegen zu bewirkenden Zustellungen und Bekannt-

machungen gerichtlicher Verfügungen betreffend.

Hinsichtlich der von Amts wegen zu bewirkenden Zustellungen und Be-
kanntmachungen gerichtlicher Verfügungen (ef. #s#§ 208—213 der Zivilprozeßord-
nung, § 37 der Strafprozesordnung, § 16 Abs. 2, 3 des Reichsgesetzes über die
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) wird unter Aufhebung der Re-
gierungs-Bekanntmachungen vom 16. März und 6. November 1900 (Gesetzsammlung
S. 22 f. und S. 236 f.) folgendes angeordnet:

I. Allgemeines.

81.
In Strassachen hat bei Zustellungen, die von der Staatsanwaltschaft ver-

anlaßt werden, das Sekretariat der Staatsanwaltschaft die dem Gerichtsschreiber ob-
liegenden Verrichtungen wahrzunehmen.

Dasselbe gilt von Zustellungen, die von dem Amtsanwalt erlassen werden,
soweit die Geschäfte des Amtsanwalts von dem Staatsanwalt amFürstlichen Land-
gericht oder dessen Vertreter in diesen Funktionen zu erledigen sind. Im übrigen
haben; die Amtsanwälte die von Amts wegen erfolgenden Zustellungen entweder
selbst,inderRegel durch die Post, zu bewirken oder von einem Gerichtsschreiber
und einem Gerichtsdiener des Amtsgerichts vornehmen zu lassen.

8 2.

Für die Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen in Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit bewendet es bei den Vorschriften der 88 21—23 des
Ausführungsgesehes vom 27. Oktober 1899.

Sind der Verfügung wichtige Urkunden (z. V. Wechsel, Hypothekenbriefe,
Testamentsausfertigungen u. dergl.) beigegeben, so ist bei Uebersendung durch die
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Post der Brief mit der Bezeichnung „Einschreiben“, geeignetenfalls gegen „Rück-
schein“, zu versehen; die Behändigung durch einen Gerichtsdiener oder Gerichlsvoll-
zieher erfolgt in diesem Falle gegen Empfangslescheinigung.

Die Behörde, welche die Bekanntmachung veranlaßt, kann anordnen, daß die
Bekanntmachung durch Zustellung erfolgt, wenn dies nach Lage der Umstände an-
gezeigt erscheint, wie z. B. bei Ladungen oder in anderen Fällen, in denen an die
Nichtbesolgung der Verfügung Nachtcile geknüpst sind. Auch kann die Uebersendung
mittelst eingeschriebenen Briefes oder die Aushändigung gegen Empfangsbescheinigung
in anderen als den im ersten Absatze bezeichneten Fällen angeordnet werden.

19 3.

Die von Amts wegen erfolgenden Zustellungen sind in der Regel durch den
Gerichtsvollzieher oder Gerichtsdiener zu bewirken.

In einzelnen Fällen kann die Behörde, welche die Zustellung veranlaßt,
anordnen, daß die Zustellung durch die Post bewirkt wird, wenn dies nach Lage
der Umstände angezeigt erscheint.

Die Vorschriften der Geschäftsordnungen für die Gerichtsschreibereien und
für das Sekretariat der Staatsanwaltschaft darüber, in welchen Fällen eine Zu-
stellung durch die Post nicht bewirkt werden soll, bleiben unberührt.

Ist in einem solchen Falle die Zustellung außerhalb des Amtsgerichtsbe-
zirkes, in dem der Sitz der Behörde sich befindet, zu bewirken, so ist der Gerichts-
schreiber des für den Zustellungsort zuständigen Amtsgerichts um Beauftragung
eines Gerichtsdieners oder Gerichtsvollziehers zu ersuchen. Diese Vorschriften sinden
auch Anwendung, wenn der Zustellungsorl in einem anderen deutschen Bundesstaat
belegen ist. In gleicher Weise haben die Gerichtsschreiber der Amtsgerichte das
Ersuchen des Gerichtsschreibers eines Gerichts eines anderen deutschen Vundcsstaats
um Beauftragung eines Gerichtsdieners oder Gerichtsvollziehers zu erledigen; Koslen
kommen hierfür nicht in Ausatz.

–* 4.
Die Bekanntmachung von Verfügungen durch Veröffentlichung erfolgt nach

Maßgabe der hierüber bestehenden besonderen Vorschristen.

I. Tätigkeit des Gerichtsschreibers.
86.

Der Gerichtsschreiber hat die für die Ausführung der Verfügungen und
Beschlüsse sowie für die Zustellungen ilberhaupt in den Geschäftsordnungen gege-
benen Vorschriften auch bei den Zustellungen von Amts wegen zu beobachten. Er

*“Pp
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hat diese Zustellungen vorzubereiten und dabei zu prfen, ob das Schriftstück be-
glaubigt ist und den sonstigen für die Zustellung gegebenen Vorschriften entspricht.

Insbesondere ist bei der Zustellung durch einen Gerichtsvollzieher oder Ge-
richtsdiener das Schriftslück vor der Aushändigung an diesen gemäß § 211 der
Zivilprozeßordnung zu verschtießen und mit der dort vorgeschriebenen Aufschrift, in
den Fällen des § 185 außerdem mit einem die Zustellung an den beteiligten Er-
satzempfänger ausschließenden Vermerke zu versehen. Ladungen zu einer Haupt-
verhandlung in Strassachen, welche einem nicht auf freiem Fuße befindlichen Ange-
klagten zugestellt werden sollen, erhalten auf der Aufschriftseite den Vermerk:
„Ladung zur Hauptverhandlung“.

Dem Schriftstück ist das Formular zu einer Zustellungsurkunde beizufügen;
der Kopf des Formulars ist auszufüllen; es ist darauf zu achten; daß das in dem
Einzelsalle zutreffende Formular gewählt wird.

Soll die Zustellung durch die Post erfolgen, so sind die Vorschriften des
8 2. 6 8 Abs. 3 der von dem Staatesekretär des Reichs-Postamts durch Verfügung
vom 26. Oktober 1899 erlassenen Anweisung über das Verfahren, betreffend die
postamtliche Bestellung von Schreiben mit Zustellungsurkunde, zu beachten, soweit
sie sich auf vereinfachte Zustellungen beziehen.

8 6.
Soweit sich Gelegenheit bietet, hat der Gerichtsschreiber die Zustellungen

an die zu Prozeßbevollmächtigten bestellten Rechtsamvälte, die im Dienstgebäude
des Gerichts anwesend und zur Empfangnahme der Zustellung unter Erteilung

einer Eupfangsbescheinigung bereit sind, gegen diese Beschrinigung Fat 70 bewirken
oder durch einen Gerichtsdiener bewirken zu lassen (3. P.O. 5 496 Abs.

In diesem Falle finden die Bestimmungen der §#§ 211 und 25„ der

B.P.-O. keine Anwendung.

5 7.
Der Gerichtsschreiber hat auf der Urschrift des zuzustellenden Schriftstücks,

und zwar in der unteren rechten Ecke der letzten Seite zu vermerken:

1. im Falle der Aushändigung an einen Gerichtsvollzieher oder Gerichts-
diener:

*s denn Gerichtevolzic her (Gerichtsdiener) N. N. zur Zustellung

2. im Falle der äan die Post.
„Bur Post am . .. ,
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Die Vermerke können unter Benutzung eines Stempels hergestellt werden
und sind vom Gerichtsschreiber zu unterschreiben.

Der Vermerk der Geschäftsnummer in den Akten (3.-P.-O. § 211 Us. 2)
braucht nicht wiederholt zu werden, wenn das Schriftstück bereits mit dieser Nummer
versehen ist.

88.
Die Zustellung durch Aufgabe zur Post darf mit Rücksicht auf den von dem

Gerichtsschreiber nach § 213 der Zivilprozestordnung auszustellenden Vermerk nur
in der Art bewirkt werden, daß der Gerichtsschreiber selbst das Schriftstück am
Poslschalter einliefert oder, wenn es nicht mit der Bezeichnung „Einschreiben“ ver-
sehen ist, in einen Postbriefkasten legt.

80.
Die Akten, in denen eine nicht durch Aufgabe zur Post bewirkte Zustellung

von Amts wegen veranlaßt ist, sind bis zur Rückkunft der Zustellungsurkunde in
besonderen Fächern, geordnet nach dem Tage der Aushändigung der Schriststücke,

aufzubewahren. Müssen sie aus dem Fache zu anderweitem Gebrauch entfernt
werden, so ist an ihrer Stelle ein Notizbogen niederzulegen, auf dem die Geschäfts-
nummer des zuzustelleuden Schriftstücks, die Art der Zustellung (-Gerichtsvollzieher
N. N.“, „Post"“) und der Tag der Aushäudigung zu vermerken sind. Zur Auf-
bewahrung dieser Notizbogen und solcher Blattsammlungen, dic nicht mit einer
Hülle aus Aktendeckelpapier versehen sind, ist in jedem Fache eine Mappe oder ein
Bogen steisen Aktendeckels niederzulegen.

Der Gerichtsschreiber hat die Fächer täglich nachzusehen und wegen etwaiger
Herbeischaffung der Urkunden das Nötige, bei Postzustellungen insbesondere durch

Veranlassung eines Laufschreibens, zu bewirken.
Die Akten werden erst nach dem Eingange sämtlicher Zustellungsurkunden

aus dem Fache entfernt.

6 10.

Soweit die nach den gesetzlichen Vorschristen von den Parteien zu Zu-
stellungszwecken miteinzureichenden Abschriften nicht beigefügt sind (3. B.Z-P. O.
ö8 103, 340u, 406, 520), hat der Gerichtsschreiber für Herstellung der Abschriften
und Berechnung der dadurch erwachsenden Schreibgebühren Sorge zu tragen.

UI. Tätigkeit des Gerichtovollziehers bezw. Gerichtsdieners.
8 11.

Die Gerichtsvollzieher sind verpflichtet, bei den von Amts wegen zu be-
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wirkenden Zustellungen und Bekanntmachungen gerichtlicher Verfügungen nach den
hierüber erlassenen Vorschriften die Geschäfte des Gerichtsdieners zu besorgen, soweit
ihre Tätigkeit hierfür in Anspruch genommen wird (ck.§39 der Geschäftsanweisung
für Gerichtsvollzieher).

812.
Bei einfachen Behändigungen hat der Gerichtsvollzieher oder Gerichtsdiener

das Schriftstück dem Empfänger zu übergeben, oder, wenn er ihn in der Wohnung
nicht antrifft, dort in der Art zurückzulassen, daß es voraussichtlich in seine Hände
gelangt.

Eine Empfangsbescheinigung hat der Gerichtsvollzieher oder Gerichtsdiener
nur zu fordern, wenn er hierzu besonders beauftragt ist. In diesem Falle darf die
Behändigung nur an den in der Aufschrift benonnten Empfänger oder dessen ge-
setzlichen Vertreter oder Bevollmächtigten und nur gegen Ausstellung der Be-
scheinigung erfolgen.

§W 13.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.

Greiz, den 11. April 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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19.9 1 2.M# 4 A.

vom 20. April 1910
zur Ergänzung der Regierungs-Bekanntmachung vom 24. September
1887, betreffend die gegenseitige Zulassung der in der Nähe der
Grenzen wohnhaften Hebammen zur Ausübung ihrer Berufstätigkeit

in den einzelnen Bundesstaaten.

Die in der vorstehend bezeichucten Regierungs-Bekanntmachung vom 24.
September 1887 (Ges-S. S. 100) enthaltenen Grundsätze werden durch nach-
stehende Zusatzbestimmung ergänzt:

„4. Verletzt eine der in Ziffer 1 bezeichneten Hebammen die in
Ziffer 3 erwähnte Verpflichtung, so kaun ihr von der höheren Verwal=
tungsbehörde des benachbarten Staates die Befugnis zur ferneren Aus-
übung ihrer Berufstätigkeit in diesem Staate entzogen werden.“

Greiz, am 20. April 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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20. Höchste Verordnung
vom 6. Mai 1910,

die Heinrich-Elisen-Stiftung in Greiz betreffend.

Wir Deinrich der LSiebenundzwanziigste
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

verordnen hiermit, was folgt:

81.
Das Uns und Unserer Gemahlin aus Aulaß Unseres silbernen Ehe-

jubiläums von der Bevölkerung des Fürstentums Reuß Aelterer Linie, sowie aus
Mitteln des Staates und der Stadtgemeinden zur Verfügung gestellte Landes-
geschenk von 83042 Mark haben Wir im Sinne der Geber

zu einer milden Stiftung
bestimmt, welche den Namen

„Heinrich-Elisen = Stiftung“
führen soll.

Dem Stiftungsvermögen treten hinzu:
der Betrag von 6000 Mark, welchen Wir Unsererseits der Stiftung
überwiesen haben, *5m•5
und der Betrag von 5000 Mark, welchen Seine Hochfürstliche
Durchlaucht der Fürst zu Schaumburg-Lippe als Vormund im
Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich
XXIV. Reuß Aelterer Linie der Stifstung überwiesen haben,
sowie der Betrag von 200 Mark, welcher Uns zur Feier Unserer
silbernen Hochzeit zu einem wohltätigen Zwecke übersandt ist.

8 2.

Die Stiftung wird als eine rechtsfähige milde Stiftung von Uns hiermit
anerkannt.

Sie hat ihren Sitz in Greiz.
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83.
Die Zinserträgnisse des Vermögens der Stiftung sollen dazu verwendet

werden, um arme Blinde, Schwachsinnige, Krüppel, Epileptische., Taubstumme und
Sieche aus dem Fürstentum Reuß Aelterer Linie, welche der Anstaltspflege bedürfen,
in geeignete Anstalten unterzubringen, wenn eine gesetzliche Verpflichtung des Staates,
einer Gemeinde, eines Armenverbandes oder eines Trägers der reichsgesetzlichen
Arbeitewersicherung dazu nicht besteht, beziehungsweise um in solchen Fällen Bei-
hülfen zu den Kosten der Anstaltspflege zu gewähren.

Die Entschließung über die Verwendung der Zinsen zu diesen Zwecken bleibt
in jedem Falle Uns und Unseren Nachfolgern in der Regierung des Fürstentums
Reuß Aelterer Linie vorbehalten.

8 4.

Die Verwaltung der Stiftung ist von Uns der Fürstlichen Landesregierung
übertragen, welche Uns alljährlich Anfang Februar Rechuung zu legen hat.
Die Fürstliche Landesregierung hat auch die Stiftung nach außen, nament-

lich in betreff aller gerichtlichen wie außerherichtlichen Rechtsgeschäfte, sowie in
Prozessen zu vertreten.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 6. Mai 1910.

¶ 8) (#c) Heinrich XXVII.

(Ogez.) v. Meding.





Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 ’*

(Ausgegeben am 11. Juni 1910.)

21. M 2.MMe#. 1. 4.

vom 6. Juni 1910,
Abänderung der Postordnung vom 20. März 1900 betreffend.

Nachstehende „Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in
Lemähhet des § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom

x7Skrenooerober1871(Reichs-Gesetz-BlattSeite 347) hiermit zur öffentlichen Kenntnis. racht.
Greiz, den 6. Juni 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.

Anderung
der

Postordnung vom 20. März 1900.

Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs
vom 28. Oktober 1871 wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt
geändert und ergänzt:

13



1) Im 88 „Drucksachen“ ist bei Biffer es Abs. Xhinter„ Hande bszirkularen= einzuschalt
„Annoncen-Anerbieten“.

2) In demselben § (8) ist der Abs. XIV wie folgt zu ändern:
Als außergewöhnliche Zeitungsbeilagen werden solche den Bestimmungen

unter 1 und II entsprechende, in Grösee und Stärke des Papiers sowie in ihrer
sonstigen Beschaffenheit zur Beförderung in den Zeitungspaketen geeignete Druck-
sachen befördert, die nach Form, Papier, Druck oder anderen Merkmalen nicht als
Bestandteile der Zeitung oder Zeitschrift erachtet werden können, mit der sie ver-
sandt werden sollen. Gehestete, geklebte oder gebundene sowie über zwei Bogen
starke Drucksachen sind nur dann als auseergewöhnliche Jeitungöbelagen zulässig.wenn sie von einem Absender herrühren und so beschaffen sind, daß sowohl die
Bogenzahl als auch das Gewicht der einzelnen Teile znzweifeihast festgestellt
werden kann.

3) In demselbens (6)erhältder Abs. TVIfolgende Fassung:
Die Gebühr für außergewöhnliche Zeitungsbeilagen beträgt ½ Pf. für je

25 Grumm jedes einzelnen Beilage-Exemplars. Ein bei Berechuung des Gesamt-
betrags sich ergebender Bruchteil einer Mark wird nöligenfalls auf eine durch 5
teilbare Pfennigsumme aufwärts abgerundet. Bei Berechnung der Gebühr gilt jeder
Teil der Drucksachen bis zur Stärke von zwei Bogen oder Blättern, sofern diese
nach Stärke und Farbe des Papiers einander gleich siud und sich durch Druck und
Inhalt als zusammengehörig keunzeichnen, als eine besondere Beilage. Treffen diese
Voraussetzungen nicht zu, so ist die Gebühr für jeden einzelnen Bogen oder für
jedes einzelne Blatt zu berechnen. Als BVogen wird bei ungeklebten, ungehefteten
oder ungebundenen Drucksachen jedes in der Bogenform zusammenhängende gefaltete
oder ungefaltete Blatt ohne Rücksicht auf seine Größe angesehen, während bei ge-
klebten, gehefteten oder gebundenen Drucksachen die Zahl der durch das Falzen und
Kleben oder Heften entstandenen Blätter auch dann für die Berechnung der Gebühr
maßgebend ist, wenn die Bogen nicht durch Aufschneidenin einzelne Blätter zerlegt.
worden sind.

4) In demseben 8(8) istderbisherigeAbs.XVILzustreichen.
5) Im § 12 „Pakete sind als neue Abs. hinzuzufügen:

XI Auf Antrag erteilen die Postonstalien über gewöhnliche Lacte eine
Einlieferungsbescheinigung. Die Gebühr für die Bescheinigung beträgt 10 Pf.

Ülber mehrere zu einer Postpaketadresse gehörende Pakete wird eine gemeinschaftliche
Einlieferungsbescheinigung ausgestellt.

XII Zu den Einlieferungsbescheinigungen sind Formulur-= der von der Post-verwaltung vorgeschriebenen Art zu benutzen. Sie werden in Blocks zu 100 Stück
hergestellt und können zum Preise von 20 Pf. für jeden Block durch die Poston=
stalten bezogen werden. Einzelformulare werden unentgeltlich abgegeben.
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Formulare, die nicht durch die Post bezogen werden, müssen mit den von
der Post gelieferten Formularen genau übereinstimmen.

XIII Der Absender hat am Kopfe des Formulars seinen Namen anzugeben
und im Formular die Zahl der zur Postpaketadresse gehörenden Pakete, den Namen
des Empfängers sowie den Bestimmungsort einzutragen. Die Gebühr hat er durch
Aufkleben von Freimarken auf dem Formular zu entrichten.

6) Im § 18 „Postaufträge zur Eingichung von Geldbe-=trägen und zur Einholung von Wechselakzepten“ ist
unter X als zweiter Abs. einzuschalten:

Der Inhaber eines Postscheckkontos kann die durch Postauftrag eingezogenen
Beträge entweder mittels Zahlkarte oder mittels Postanweisung an das zuständigePoslschegem überweisen lassen. Soll die liberweisung mittels Zahlkarte erfolgen,
so hat der KKontoinhaber nach 8 4, III und IV der Postscheckordnung zu verfahren;
auch muß er in diesem Falle dem Postaustrag eine ausgefüllte Zahlkarte beifügen.
Andernfalls wird der eingezogene Betrag an das Postscheckamt mittels Postanweisung
nach Abzug der Postanweisungsgebühr gesondt.

7) Indemselben § (18) sind im Abs. XXI die Angaben unter
2) a) wie folgt zu ändern:

2) h) bei Postaufträgen zur Geldeinziehung für die Übermittellung des ein-
ezogenen Betrags die tarismäßige Gebühr (s 20, II der Postordnung, § 9 derhräkorbnmh,

8) Im § 188 Postprotest= ist statt des leyzten Saes desAbs. VI zuset
Auf die Übermittelung ur gegahlten Wechselsumme an den Auftraggeber

findet die Vorschrift unter V, Abs.1 sinugemäße Anwendung.

9) In demselben 8 (18a) nd im Abs. Tdie Angaben unter2) wie folgt zu ändern
) bei Zahlung der Wechselsumme für die Übermittelung des eingezogenen

Betrags 3. tarismätßige Gebühr (8 20, II der Postordnung, § 9 der Postscheckordnung).

10) Im 8 19 sostnachnahmesendungen“ ist unter VI alszweiter Abs. einzuschalte
Der Inhaber eines Postscheckkontos kam die durch Nachnahme eingezogenen

Beträge entweder mittels Zohlkarte oder mittels Postanweisung an das zuständigePostscheckamt überweisen lassen. Soll die liberweisung mittels Zunsarses erfolgen,
so hat der Kontoinhaber nach § 4, III und IV der Postscheckordnung zu verfahren;auch muß er in diesem Falle der Naung Alder eine ausgefüllte Zohlkarte
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beifügen. Andernfalls wird der eingezogene Betrag an das Postscheckamt mittels
Postanweisung nach Abzug der Postanweisungsgebühr gesandt.

11) In demselben§(19)#in im Abs. VII die Angaben
unter 3) wie folgt zu ändern:

3) für die bbemmittelng des S#nengeren Betrags die tarifmäßige Gebühr
(§ 20, II der Postordnung,§9der Postscheckordnung).

** Im ¾- 20 Postanweisungen ist unter IV. nachzutragen:Formular zur Einli
ist auch diesFormular vom Einzahler dem Vordruck entsprechend auszufüllen.

13) Ims 41 „Aushändigung von bostlageraden Sendungen“ist unter Ilals dritter Abs. einzuschalt
Postanstalten, die die Ausgabe von Briefsendungen bssorten, stellen auf

Antrag gegen eine Schreibgebühr von 25 Pf. Postlagerkarten aus. Postlagerkarten
berechtigen zur Empfangnahme gewöhnlicher Briefsendungen, die ohne persönliche
Adresse unter der in der Karte angegebenen Nummer eingehen.

Die Bestimmungen unter 5 und 12 treten mit dem 1. Juli, die anderen
Bestimmungen sofort in Kraft.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Neuß Alterer Linie.
9.

(Ausgegeben am 9. Juli 1910.)

22. Gesetz
vom 6. Juli 1910,

die Bestenerung der Hunde betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Beinrich XXIV.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Wir Deinrich der Siebennudzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

hiermit mit Zustimmung des Landtages, was folgt:

81.
Jeder Hund, der im Fürstentum gehalten wird, ist von seinem Besitzer zu

versteuern.
Ausgenommen sind:

u. Hunde von Fremden, wenn letztere nicht über einen Monat in einem
Orte des Fürstentums verweilen,

b. Hunde bis zum Alter von drei Monaten,



c. Hunde, von Polizei-, Post-, Steuer-, Forstbeamten und von Personen,
denen die Bewachung von Gefangenen oder öffentlichen Kassen über-
tragen ist, wenn das Halten der Hunde aus dienstlichen Gründen
erforderlich ist.

62.
Die Steuer beträgt järhlich:

#a. für einen zur Bewachung oder zum Gewerbe unentbehrlichen Hund
a

b. für einen Hund, der zum Ziehen verwendet wird, 6 Mark,
c. für jeden Hund, bei dem die vorstehend unter a und " genannten

Voraussetzungen nicht zutreffen, 9 Mark.

83.
Die Steuer fließt in die Fürstliche Landeskasse.
Ortsstatutarisch kann ein Steuerzuschlag für die Gemeindekasse bestimmt

werden.
5 4.

Die Ermittelung der zu versteuernden Hunde, die Aufstellung der Steuer-
listen mit vorläufiger Einstellung der Steuersätze liegt den Gemeindevorständen ob.
Die Fetzsetzung der Steuer erfolgt durch das Fürstliche Landratsamt, die Auslegung
der Stenerlisten durch die Gemeindevorstände.

9 5.
Gegen die Festsehung des Steuersatzes steht dem Steuerpflichtigen binnen

einer vom Tage der erfolgten öffentlichen Auslegung der Steuerliste laufenden aus-
schließlichen Frist von 14 Tagen die Beschwerde an die Fürstliche Landesregicrung
zu. Die Beschwerde hat keine aufschicbende Wirkung.

8§ 6.
Jeder neu angeschaffte oder sonstwie hinzugekommene steuerpflichtige Hund,

der nicht nur an die Stelle eines abgegangenen Hundes desselben Besitzers getreten
ist, ist von dem Besitzer binnen 14 Tagen beim Gemeindevorstand anzumelden.

6 7.
Wer die im § 6 vorgeschriebene Anmeldung unkerläßt, wird mit Geldstrafe

bis zu drei Mark bestraft.
Wer eine unrichtige Meldung erstatlet oder auf Befragen der Behörde den

Besitz — Hundes verheimlicht, wird mit Geldstrafe bis zu zehn Mark bestraft.
Durch Bezahlung der Geldstrafe wird die Verpflichtung zur Entrichtung

der etwa verkurztet Steuer nicht berührt.
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86.
Die Steuer wird in halbjährigen Terminen, und zwar jedesmal in den ersten

vierzehn Tagen der Monate Jannar und Juli vorausbezahlt.
Für einen im Laufe des Halbjahrs in Zugang kommenden Hund ist die

Steuer in vollem halbjährigem Betrage zu entrichten, es sei denn, daß der neue
Hund nur an Stelle eines abgegangenen und für das betreffende Halbjahr im
Fürstentum bereits verstenerten Hundes desselben Vesitzers getreten ist. Die vierzehn=
tägige Zahlungs= und Beschwerdefrist beginnt mit der erfolgten Benachrichtigung
deb Steuerpflichtigen, die solchenfalls an die Stelle der öffentlichen Auslegung der
Steuerliste (8 5) tritt

Für einen vorden Beginn eines neuen Steuertermins in Abgang kommenden
Hund findet eine Minderung der Steuer nicht stalt.

80.
e zur Ausführung dieses Gesetes erforderlichen Anordnungen werdendurch . guakur Landesregierung getroffen.

6 10.
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird durch Regierungs-

verordnung festgesevt. Mit dem Inkrafktreten dieses Gesetzes werden das Gesetz
vom 19. September 1868 über die Besteuerung der Hunde (Gesetzsammlung Seite
545) und das Nachtragsgeseh hierzu vom 15. Mai 1875 (Gesetzsammlung Seite 90)
aufgehoben.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Ebersdorf, den 6. Juli 1910.

(# 8) Heinrich XXVII.

v. Meding.
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23. Regiernngs-Verordnung
vom 7. Juli 1910,

zur Ausführung des Gesehes vom 6. Juli 1910,
die Besteuerung der Hunde betreffend.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenken wird zur Ausführung des
Gesetzes vom 6. Juli 1910, die Besteuerung der Hunde betreffend, folgendes be-
stimmt:

81.
Alljährlich mit Beginn der Monate Mai und November haben die Gemeinde-

vorstände die in ihren Bezirken vorhandenen zu versteuernden Hunde und deren
Besitzer genau zu ermitteln, danach die Steuerliste nach dem angefügten Muster A
aufzustellen und für jeden Hund den nach § 2 des Gesebes zu entrichtenden Steuer-
satz vorläufig einzustellen.

8 2.

Wird für einen Hund Steuerfreiheit nach § 1 Abs. 2 unterc des Gesetzes
in Anspruch genommen, so hat der Gemeindevorstand von dem Hundebesitzer eine
Bescheinigung seiner nächstvorgesetzten Dienstbehörde darüber beizuziehen, daß dienst-
liche Gründe das Halten des Hundes erfordern, und diese Bescheinigung der Steuer-
liste beizufügen.

Zu versteuernde Hunde von Fremden ( 1 Absat 2 a des Gesetzes) kommen
mit dem Zeitpunkte in Zugang, von welchem ab der Fremde im Fürstentum ver-
weilt und den Hund in Besitz gehabt hat,

junge Hunde, (8 1 Abs. 2 d des Gesebes) von der Zeit ab, zu welcher sie
das Alter von drei Monaten erreicht haben.

Diese Zeiten sind in Spalte 7 der Steuerliste bezw. der Nachtragssteuer-
liste (vergl. § 9) anzugeben.

613.

i der vorlänfigen Einstelluns der Steuersäze und der Festsetung derSteuer 7 solgendes zu beachten
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Unter Hunden, die zur Bewachung unenlbehrlich sind, sind nur solche Hunde
zu verslehen, die zur Bewachung von Gehöften oder Grundstücken, deren örtliche
Lage diese Sicherheitsmaßregel notwendig macht, dienen und entweder regelmäßig
an der Kette liegen oder in hinlänglich umschlossenen Räumen gehalten werden.

Unter Hunden, die zum Gewerbe unentbehrlich sind, sind nur solche Hunde
zu verstehen, die für Viehhändler zum Treiben von Viehherden, für Schafhirten
zur Bewachung der Schafherden erforderlich sind.

In anderen als den vorerwähnten Fällen sind die Voraussehungen für
Erhebung der im § 2 a des Gesetzes bestimmten Steuer von 1 Mk nicht als vor-
liegend anzuerkennen, insbesondere nicht bei den für den Hundehandel oder zum
Zwecke der Hundezucht, der Hundeabrichtung oder der Jagd gehaltenen Hunden.

* 4.
Die ausgestellten Steuerlisten sind von den Gemeindevorständen durch Unter-

schrift und Siegel gehörig zu vollzichen und längstens bis zum 20. Mai und 20.
November bei dem Fürstlichen Landratsamt einzureichen.

Das Fürstliche Landratsamt hat die rechtzeitige Einreichung der Listen
zu überwachen.

86.
Nach Eingang der Steuerlisten hat das Landratsamt die Vollständigkeit der-

lelben und die Richtigkeit hinsichtlich der Steuerpflicht und des Steuersatzes sowie
die in Anspruch genommenen Steuerbefreiungen genau zu prüfen und die Listen
danach entuel zu berichtirhaupt hat das E#nteratenmn mit Hilfe der Gendarmerie fortgesetzt zu
hteroadble. bao die vorhandenen Hunde vollständig und richtig versteuert werden.

86.
Nach Prüfung und eventueller Berichtigung der Listen hat das Landrats-

amt die Steuer festzusetzen, die Listen unter Angabe des festgesehtenGesamtbetrages
der Steuer mit einem FSestehungeverwert zu versehen und nach Entnahme einerbeglaubigten Abschrift für die Akten des Landratsamts den Gemeindevorständen zum
Zwecke der ungesäumten Auslegung zuzustellen.

5 7.

Die Gemeindevorstände haben die Steuerlisten eine Woche lang zurEinstG43—nahme seitens der Hundebesitzer öffentlich auszulegen und Zeit und Ort der?#
legung vorher in ortsüblicher Weise bekannt zu machen.

868.
Nach vorschriftsmäßiger Auslegung haben die Gemeindevorstände die Steuer-
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listen mit einer Bescheinigung hierüber zu versehen und an die Steuerhebestellen
abzugeben, auch den Tag der Abgabe auf den Steuerlisten zu vermerken.

Steuerhebestellen sind in den Städten: die Fürstlichen Zollämter, in den
Landgemeinden: die Ortsrichter bezw. Amtsschulzen.

809.
Ueber nachträglich ermittelte oder im Laufe des Halbjahrs, für welches die

Steuerliste ausgestellt ist, nen angeschaffte oder sonstwie neu hinzugekommene zu
versteuernde Hunde haben die Gemeindevorstände ungesäumt Nachtragssteuerlisten
nach dem angefügten Muster B unter Beachkung der Bestimmungen in den 88 2 u. 3
aufzustellen.

Das weitere Verfahren richtet sich nach denvorstehenden Bestimmungen in
den §8 4, 5, 6 und 8 mit folgenden Abänderungen:

An Stelle der öffentlichen Auslegung der Steuerliste tritt die von dem Ge-
meindevorstand zu bewirkende Benachrichtigung des Steuerpflichtigen von der festge-
sebten Steuer.

Die Benachrichtigung kann mittels schriftlicher Zufertigung oder mündlich
erfolgen. Sie hat die Aufforderung zur Zahlung der Hundesteuer innerhalb vier-
zehn Tagen an die betreffende Steuerhebestelle zu enthalten.

Ueber die erfolgte Benachrichtigung ist in der Nachtragsliste unter dem Namen
des Steuerpflichtigen die Art und Zeit der Benachrichtigung kurz zu vermerken.

Wird die schriftliche Benachrichtigung zur Post gegeben, so gilt bis zum Be-
weise des Gegenteils der auf die Aufgabe folgende Tag als Empfangstag.

8 10.

Alsbald nach Empfang der Hauptsteuerlisten (Muster A) haben die Steuer-
hebestellen in den Städten durch Bekanntmachung im Amtsblatt, in den Landge-
meinden in ortsüblicher Weise zur Bezahlung der Hundesteuer unter Hinweis auf
die hierfür vorgeschriebene Frist (§ 8 Abs. 1 des Gesetzes) aufzufordern.

Die Hundestener ist von den Steuerhebestellen gegen Quittung (Muster C)
von den Zahlungspflichtigen zu vereinnahmen. Der Tag der Zahlung ist in Spalte
10 der Hauptliste (Muster A) bezw. Nachtragsliste (Muster B) zu vermerken. Die
auf Grund der Steuerlisten vereinnahmten Steuern sind unter Beifügung der Listen
und etwaiger Restverzeichnisse bis zum 1. Febrnar bezw. 1. August bezw. nach Ab-
lauf der im § 8 Abs.2des Gesetzes bestimmten Zahlungsfrist an die zuständigen
Bezirkseinnahmen abzuliefern.

Die Bezirkseinnahmen sind: die Fürstlichen Zollämterin Greiz und Zeulen-
" wh und die Fürstliche Zollstelle in Burgk, je für die betreffenden Amtsgerichts-bezirke.
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8 11.

Die Bezirkseinnahmen haben über die bei ihnen auf Grund der Haupt-
stenerlisten eingegangenen Hundesteuern halbjährlich, und zwar spätestens Ende
April und Ende Oktober, der Fürstlichen Landesregierung Nechnung zu legen. Die
im Laufe eines Halbjahres auf Grund der Nachtragslisten (Muster B) eingehenden
Beträge sind in die Abrechnung für das nächste Halbjahr mit aufzunehmen.

*12.
Die Zwangsbeitreibung rückständiger Hundesteuern erfolgt durch die betreffenden

Bezirkseinnahmen nach Maßgabe des 1 ehen vom 3. November 1899° die *vollstreckung wegen gewisser Geld= undN gen im V gsweg

9 13.
Als Gebühr für die Vereinnahmung der Stener erhalten die Ortsrichter

(Amtsschulzen) die für Vereinnahmung der Einkommensteuer ihnen jeweilig zustehenden
Einnehmergebühren, die an der den Bezirkseinnahmen abzuliefernden Steuer sofort
zu kürzen sind.

814.
Die Formulare nach dem Muster A—C sind vom Fürstlichen Landratsamt

zu beziehen.
6 15.

Das Gesetz vom 6. Juli 1910, die Besteuerung der Hunde betreffend, so-
wie diese Verordnung treten mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft, derge-
stalt jedoch, daß für die bis Ende des Jahres 1910 zu entrichtenden Hundesteuern
die Bestimmungen des Gesetes vom 19. September 1868, des Nachtragsgesehzes hier-
zu vom 15. Mai 1875 und der Regierungs Verordnung vom 15. Mai 1875 in
Geltung bleiben.

Greiz, den 7. Juli 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Tippmann.
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Muster A.

Hundestener.

Dauptstenerlistr.

Gemeindebezirrrk......



2 n. 4.
JJaehl der Hunde. Bostter.

Hunde Jughu- Hundezuzu 1 Mark Mark, zu „ Mark .

Steuer Slener Steuer Namen, Beruf. hnung,
lährlich jährlich fährlich Straße und Haus-Nr.

2 Goltfried Müller Silberstraße 7

1 Rentier Schulze Carolinenstraße 4

1 Fleischermeisler N. Langestraße 10

2 1 1 Summe.
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7.

Des Gemelndevorstaudes

Steuersätze und sonstige
Bemerkungen.

1 Wachhund —
1 Schäferhund 0.50 „

1 Jagdhund 4,50 M

Zughund 3.— 4%

Summe 860 (4

Ausgesiellt

(Siegel)

8.

Vom Fürstlichen
Landratsamt

festgesehter Halb-
jahressleuerbetrag.

—,50 4
—50 „

1,00 .K

4,50

—

Sa. 10,00 1/

o.

Erläuternde
Bemerkungen des

Fürstl. Landratsamtes
zu abändernden
Festslellungen.

Der Hund wird nicht
zum Ziehen verwendel.

Der Gemeindevorstand.

10.

Tag
der Zahlung.

(Unterschrift)

Festgestellt zum Gesamtbetrage
von 10 M —

GErelz, den

Fürflliches Landratsamt.
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Muster B.

Hundesteuer.

NMachtragsstenerliste.

Gemeindebezirk

 . Halbjahr 19

——
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I. 2 6. 4. b. .
Zahl der Hunde.n Bebl der 6 45“ Besther.

Lsde. Hunde Zughunde. unde
Ar. 4u Mert ½ art u arr Namen, Beruf, Wohnung,

lährlich lfährlich jfährlich Tag der Venachrichtigung (Straße u. Haus,lr.)

1. 1 Brumm, Friedr. Musiker Quergasse 10SchriftlichePiehe,Muusteng
am zurPot gegebenN. N.

Raksbote.

2. 1 Reber, rn Landwirt Feldweg 50enachrichtigungSchriftliche 2
m... ihn selbsi behändigt

Polizeidiener Schutzmann).
. 2 Schulze, August, Nentier Mittelweg 10

Mündlich benachrichtigt am ...

Gemeindediener (Schuhmam).
4. 1 Müller, Wilhelm, Kaufmann Wilhelmstr. 6

1 4 Summe
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7.

Des Gemelndedorstandes

vorlän 66 Einstellungr halbjãhrlichen

Steuersãhe zund sonstigeVemerkungen.

Einslellung in die Haupl-
#e versehentlich unter-blieben

4,00

Waghund am 1. April1910angeschaft

Haben am 1. April 1910
das steuerpflichlige Alter
von 3 Monaten erreicht

" r**e

Hält ch elet 10. März1911hierauf
4,60 41

Summe 18,60 4%

Aufgestelll

(Siegel)

6. 0. 1o0.
Erläuternd

Vom Fürstichen Bemerkungen des Tag
neligesetzter Halb- unt Candratgamkes, ver Zahlung.u abändernden

Feststellungen.jahressteuerbelrag. Feststellung

4,50

—,504

9.— l

4,50 K
Sa. 18,60 4/

...... ,den...........

Der Gemeindevorstand.
(Unterschrist)

Festgestellt zum Gesamtbetrage
von 18

Greiz, den

4 50 4

Fürflliches Laudralsaml.



Muster C.

Ouittung
........ Makk.....Pf.Haabcslcuccfllk.....Halbjahkt9.....

von.............................................
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
5 10.

(Ausgegeben am 12. Juli 1910.)

24. Höchste Verordnung
vom 8. Juli 1910,

betreffend das Straffestsetzungsrecht der Stadtgemeindevorstände.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten

Deiurich) XXIV.
Reuß Aelterer Linie

verordnen

Mir Heinrich der Siebenundpwanzigste,
Erbprinz Neuß Jüngerer Linic,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
folgendes:

81.
Die Stadtgemeindevorstände sind befugt, wegen solcher in ihremBezirk ver-

übter Uebertretungen (8 1 Abs. 3 des Strafgrsebuchs), die in den Bereich ihrer
polizeilichen Zuständigkeit fallen, mögen sic in dem Reichsstrafgesetzbuch oder in be-

sonderen Geseten, Verordnungen oder Ortsstatuten mit Strafe bedroht sein, Straf-
versügungen nach Maßgabe der §§ 453—458 der Strasprozeßordnung zu erlassen.

In den hiernach zu erlassenden Strafverfügungen darf keine andere Strafe
als Geldstrafe bis zu 150 c und diejenige Haft, welche für den Fall, daß die

15
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Geldstrafe nicht beigetrieben werden kann, an die Stelle der letzteren trilt, festge-
setzt werden.

Die Vorschriften der §s 28 und 29 des Strafgesezbuchs finden auf die
Bemessung der eventuell festzusetzenden Haftstrafe Anwendung.

Außerdem kann mittelst der Strafverfügung auch eine etwa verwirkte Ein-
ziehung verhängt werden.

82.
Die Befugnis des §8 1 ist ausgeschlossen:

1. bei Personen, die der Militärgerichtsbarkeit unterstellt sind, soweit nicht
durch § 2 der Militärstrafgerlchtsordnung vom 1. Dezember 1898 den
bürgerlichen Behörden eine Strafbefugnis eingeräumt ist;

2. wenn durch ein und dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze verletzt
sind (6 73 des Strafgesetzbuchs), und der Stadtgemeindevorstand nicht
in Bezug auf sämtliche Verletzungen zur Straffestsetzung befugt ist;

3. wenn der Stadtgemeindevorstand eine Strafe anderer Art oder eine
höhere Strasc für angemessen erachtet, als ihm nach § 1 Abs. 2 fest-
zusecen nachgelassen ist.

63.
Anzeigen von Uebertretungen, in Betreff deren ein Straffestsetzungsrecht der

Stadtgemeindevorstände besteht, sind zunächst an den zuständigen Sladtgemeinde-
vorstand zu erstatlen oder abzugeben.

Erachtet sich der Stadtgemeindevorstand nicht für zuständig oder findet er
es aus anderen Gründen bedenklich, die durch eine bei ihm zur Anzeige gekommene
Uebertretung verwirkte Strafe durch Strafverfügung festzusetzen, so hat er die
Akten an die zuständige Staatsanwaltschaft abzugeben.

L
Eine Beschwerde gegen die erlassene Strafverfügung an eine höhere Ver-

waltungoinstanz findet nicht statt, sondern nur der Antrag auf gerichtliche Entscheidung.
Von einem bei dem Amtsgerichte angebrachten Antrage auf gerichtliche Ent-

scheidung hat dasselbe auch dann, wenn der Antrag in Verbindung mit dem Ge-
suche um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (vergl. 8§ 455 mit 8§ 45 der
Strafprozesordnung) erfolgt, den Stadtgemeindevorstand ungesäumt in Kenntnis
zu setzen.



97

6.
Die Strafverfügung — der nach Besinden eine kurze Sacherörterung,

welche jedoch die Grenzen der notwendigsten Feststellungen nicht zu überschreiten
braucht, vorauszugehen hat — uum schriftlich mitkelst einer in urkundlicher Form
vollzogenen Auefertigung zugestellt werden und

oder

1. die Beschaffenheit der Uebertretung unter Angabe der Zeit und des
Ortes ihrer Verübung,

2. die angewendete Strafvorschrift,
3. die Beweismittel, auf welche sich die Annahme der strafbaren Handlung

stützt.
4. die Festsetzung der Gelbstrafe, der für den Fall der Unbeibringlichkeit

derselben an deren Stelle tretenden Haft und der etwa verwirkten
Einziehung, sowie des zu zahlenden Kostenbetrages,

5. die Angabe der Frist, binnen welcher und der Kasse, au welche Geld-
strase und Kosten zu erlegen sind,

6. endlich die Eröffnung enthalten, daß wider die Strafverfügung ein
Rekurs an die höhere Verwaltungsbehörde nicht zulässig sei, daß der
Beschuldigte aber gegen die Strafverfügung innerhalb einer Woche nach
deren Zustellung bei dem Stadtgemeindevorstand schriftlich oder münd-
lich, oder bei dem zuständigen Amtsgerichte schriftlich oder beim Ge-
richtsschreiber desselben zu Protokoll auf gerichtliche Entscheidung
antragen könne, daß aber, falls ein solcher Antrag binnen dieser Frist
nicht erfolge, die Strafverfügung gegen den Beschuldigten vollstreckbar
werde.

66.
I. In Bezug auf eine Verfügung mit einer Straffestsebung im Maße von

1 bis 15 Mark inkl. oder entsprechender Haft genügt zum Nachweise der
Zustellung entweder
a) die Seiten eines Gemeindebeamten mündlich oder schriftlich zu den

Akten abgegebene Versicherung, daß die Aufgabe zur Post unter An-
fügung einer Zustellungsurkunde bewirkt sei und der Wiedereingang
dieser durch den bestellenden Boten der Postanstalt ordnungsmäßig
ausgefüllten Urkunde

5) die von einem verpflichteten Gemeindebeamten mündlich oder schriftlich
zu den Akten abgegebene Versicherung, daß er die Zustellung bewirkt
habe und zwar an den Beschuldigten selöst oder an einen erwachsenen,

15“
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zur Familie gehörigen Hausgenossen oder in Abvesenheit des Adressaten

des Hauses oder Nachbarn oder daß er die Verfügungsausferligung
bei verweigerter Annahme derselben in der Wohnung des Beschuldigten
mrückgelassen habe; zugleich muß Zeit und Ort der erfolgten Zu-
stellung bestimmt angezeigt sein.

II. In Bezug auf eine Verfügung mit einer Straffestsetzung von mehr als
15 Mark bis inkl. 50 Mark oder entsprechender Haft ist zum Nachweise
der Zustellung erforderlich entweder
a) die urkundliche Bescheinigung des Gerichtsvollziehers, daß er die Zu-

stellung nach Maßgabe der Bestimmungen der Zivilprozestordnung be-
wirkt habe oder daß er an die Post ein Ersuchen um Bewirkung der
Zustellung gerichtet habe und der Eingang der vom Postboten nach
§ 195 der Zivilprozeßordnung auszustellenden Urkunde im letzteren
Fall.

b) die von einem verpflichteten Gemeindebeamten mündlich oder schriftlich
zu den Akten abgegebene Versicherung, daß er die Behändigung be-
wirkt habe und zwar an den Beschuldigten selbst oder an einen er-
wachsenen, zur Familie gehörigen Hausgenossen oder daß er die Ver-
fügungsausfertigung bei verweigerter Annahme derselben in der Wohnung
des Beschuldigten zurückgelassen habe; zugleich muß Zeit und Ort der
erfolgten Zustellung bestimmt angezeigt sein.

III. Die Zustellung einer Verfügung, in welcher eine Geldstrafe von mehr
als 50 % “ oder entsprechende Haft festgesetzt ist, muß durch den Gerichts-
vollzieher erfolgen, der seinerseits die Mitwirkung der Post kuser kann,indem er dieselbe um Bewirkung einer Zustellung ersucht (clr.§ 19.1 der
Zivilprozeßordnung).

Der Gerichtsvollzieher erhält solchenfalls 2 Ausfertigungen der Strafver-
fügung vom Stadtgemeindevorstand. Die eine ist von ihm an eine der obener-
wähnten Personen zu übergeben beziehungsweise in der Wohnung des Beschuldigten
zurückzulassen oder der Postanstalt mit dem Ersuchen um Zustellung zu überreichen
auch mit Abschrift der Zustellungsurkunde zu versehen, die andere mit der aufzu-
nehmenden Zustellungsurkunde beziehungsweise der Bescheinigung, daß die Uebergabe
an die Post erfolgt sei, und mit der durch den bestellenden Boten der Post über
die Zustellung aufgenommenen Urkunde zu den Akten der Behörde zurückzureichen.

Auf den Inhalt der Zustellungsurkunde finden die Bestimmungen des 8 101

der Jwigrozehoronuny entsprechende Anwendung.die Zustellung von Verfügungen mit einerStraffestsezung von 1—15Mark * 20 Pf. für diejenige von Verfügungen mit einer Straffestsehung

oder
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von mehr als 15 bis 50 Mark kommnen 40 Pf. für diejenige von Verfügungen
mit einer Straffestsetzung von mehr als 50 Mark kommen 80 Pf. in Ansatz.

Reisekosten sind in den Fällen, wo eine Gebühr von 20 und 40 Pf. in
Ausaß zu briugen ist, nicht zu berechnen; dagegen werden in allen Fällen Schreib-
gebühren und bei Zustellungen von Verfügungen mit einer Straffestsehung von
über 50 Mark, wenn sie durch die Gerichisvollzieher selbst ohne Mitwirkung der
Post ausgeführt werden, die gesehlichen Reisekosten berechnet.

Ist eine Zustellung durch den Gerichtsvollzieher bewirkt, obgleich sie mit
geringeren Kosten durch die Post hätte erfolgen können, so sind die Mehrkosten nur
in Ansatz zu bringen, wenn er zur Vornahme der Zustellung ohne Benutzung der
Post ausdrücklich ermächtigt worden ist.

§6#7.
Von der erfolgten Zustellung der Strafverfügung hat der Stadtgemeinde-

vorstand den Amtsanwalt bei dem Amtsgerichte, in dessen Bezirk die strafbare
Handlung begangen ist, ungesäumt durch Mitteilung einer Abschrift der Verfügung
zu benachrichtigen.

86.
Erfolgt der Anlrag auf gerichtliche Entscheidung rechtzeitig oder wird wider

die Versäumnis der Antragsfrist in der nach den §§ 14, 45 und 455 der Straf-
prozeßordnung stalthaften Weise Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei dem
zuständigen Amtsgerichte oder dem Stadtgemeindevorstand nachgesucht, so sind — da-
sern nicht dic Strafverfügung von dem Stadtgemeindevorstand zurückgenommen wird,
was ihm freisteht — von demselben die Akten der zuständigen Amtsanwaltschaft zur
Verfügung des Weiteren (vergl. § 454, 455 der Strafprozesordnung) vorzulegen.

89.
 JIst dagegen binnen einer Woche nach Zustellung der Strafverfügung auf

gerichtliche Enkscheidung wider dieselbe nicht angetragen, so wird die Strafver-
fügung vollstreckbar.

Es ist danach wegen Beitreibung der festgesetzten Geldstrafe sowie der Kosten
halber und wegen Vollzuges der etwa verfügten Einziehung in Gemäßheit der
Vorschriften in 38 0 bis 13 des Gesehes vom 3. Juli 1879 über die Vollstreckung
der Entscheidungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden zu verfahren.

Die Vollstreckung einer auf Grund einer gemäß § 1 erlassenen rechtskräftigen
Strasverfügung zu vollziehenden Haftstrafe erfolgt nach näherer Anordnung Fürst-
licher Landesregierung durch den Stadtgemeindevorstand.
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610.
Wird jedoch nach Einleitung dieses Vollstreckungsverfahrens das Gesuch um

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Frist für den
Antrag auf gerichtliche Entscheidung angebracht, so ist die Zwangsvollstreckung so
lange aufzuschieben, bis über das Wiedereinsetzungsgesuch endgüllig entschieden ist
(vergl. §g 45, 46 der Strafprozesoordnung).

Wird dem Gesuch um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand stattgegeben,
so ist eine zufolge polizeilicher Strafverfügung etwa schon gezahle Geldstrafe zurück-
zuerstatten, eine schon verbüßte Haststrafe von der später elwa erkannten Haft-
strafe abzurechnen.

0 11.

Ist wegen einer Handlung auf eine gerichtliche Strafe erkannt, bevor eine
wegen derselben Handlung ergangene polizeiliche Strafverfügung dem Beschuldigten
zugestellt worden ist, so ist letztere bei nachgehends erfolgter Zustellung wirkungslos.

*12.
Diee Berechnung von Kosten in dem Verfahren bei polizeilichen Strafver=

fügmagen erfolgt in der Weise, daß die in §8 603 Absatz 1 des Gerichtskostengesetzesfür das Deutsche Reich für amtsrichterliche Strafbefehle bestimmten Gebührensätze
keinesfalls Überschritten werden.

Die Zustellungsgebühr des Gerichtsvollziehers, die Schreibgebühr, sowie der
Betrag der Kosten des Vollstreckungsverfahrens wird besonders berechnet.

Die Erhebung der augesetzten Kosten darf jedoch nur erfolgen, wenn die
Strafverfügung entweder vollstreckbar oder auf dawider erhobenen Einspruch durch
die amtsrichterliche Entscheidung auf die gleiche oder einc höhere Strase erkannt wird

8 13.

Insofern nicht in der verlehten Strafvorschrift eine andere Kasse als be-
zugsberechtigt bezeichnet ist, fliehen Geldstrafen, welche auf Grund einer in Gemäß-
heit von § 1 erlassenen rechtskräftigen Strafverfügung erlegt oder beigetrieben
werden, in die Stadtgemeindekasse, alle übrigen Geldstrasen in die Staatskasse.

614.
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober lfd. Is. in Krast.
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Urkundlich haben Wir die Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Ebersdorf, den 8. Juli 1910.

— Heinrich XXVIl.

v. Meding.

25. Berordnung
vom 9. Juli 1910,

zur weiteren Ausführung des Weingesebes vom 7. April 1909
(Reichsgesetzblatt Seite 393).

Zur Sicherung des Vollzugs der Vorschriflen des Weingesetes und der da-
zu vom Bundcsrat beschlossenen Ausführungsbestimmungen vom 9. Juli 1909
(Reichsgesetzblatt Seite 549) wird im Auschluß an die Negierungs-Verordnung vom
6. September 1909 (Gesetzsammlung Seite 36 fg.) folgendes verordnet:

81.
Die nach 8 11 Abs. 3 des Reichsweingesezes in Verbindung mit § 2 der

Regierunge-Verordnung vom 6. September 1900 vom Fürstlichen Landratsamt
bezw. den Gemeindevorständen der Städte entgegenzunehmenden Anzeigen über
Herstellung von Haustrunk durch solche Personen, die Wein gewerbsmäßig in Ver-
kehr bringen, sind schriftlich oder zu Protokoll zu erstatten.

Die Anzeigen sind. nach Jahren geordnet, mindesteus fünf Jahre lang auf-
zubewahren. Einsicht in sie ist außer den zuständigen Polizei= und Aufsichtsbehörden
nur dem mit der Ausführung der Weinkontrolle beaustragten Sachverständigen
(6 21 des Gesetzes) zu gestatten.
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82.
Auf Grund des § 32 des Reichsweingesehes wird bestimmt, daß die wegen

Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz oder gegen die vom Bundesrat dazu be-
schlossenen Ausführungsvorschriften auferlegten Geldstrafen in erster Linie zur
Deckung der Kosten zu verwenden sind, die dem Fürstentum durch Bestellung des
Sachverständigen (§ 21 des Gesetzeo) entstehen.

83.
Ueber die Verwertung der Weine sowie sonstigen Getränke und Stoffe, hin-

sichtlich deren auf Grund des Weingesetzes auf Einziehung erkannt worden ist, wird
folgendes bestimmt:

u. Traubenmost, Weine, weinähnliche und weinhaltige Getränke, Schaum-
wein und Kognak, die nicht in den Verkehr gebracht werden dürfen
(8§ 13 bis 16, § 11 Mbf. 2 des Gesetzes), sind zu vergällen (siehe
§ 21 des Branntweinsteuergesetzes vom 15. Juli 1909) und sodann
zu Gunsten der Staatskasse zu verkaufen. Die Vergällung hat in
den Ortschaften des platten Landes das Fürstliche Landratsamt, in den
Städten der Gemeindevorstand überwachen zu lassen.

Die Vergällung hat, wenn die Flüssigkeit zur Essigbereitung
verkauft wird, zu erfolgen durch Zusatz von Essigsänre (auch in Form
von Essigsprit oder Essigessenz) in solcher Menge, daß die Flüssigkeit
auf 100 Liter etwa 4 Liter Essigsäure enthält. Wenn die Flüssig-
keit zur Verarbeitung auf Branntwein verkauft wird, hat die Ver-
hällung durch Zusatz von 2 kg Kochsalz auf 100 Liter Flüssigkeit zu
geschehen. Dabei ist darauf zu achten, daß vor Uebergabe an den
Erwerber das Kochsalz vollständig gelöst ist.

Enthalten die in Absatz 1 bezeichneten Getränke gesundheits-
schädliche Stoffe, so sind geeignete Sachverständige darüber zu hören,
ob eine Weiterverwendung zulässig ist und welche Art der Vergällung
ihr vorauszugehen hat. Für die Vergällung dieser Getränke können
auch andere als dic in Abs. 2 bezeichneten Mittel, je nach der Art
der Weiterverwendung des Weins oder Kognaks, angewandt werden.

Genehmigt die Fürstliche Landcsregierung die Weilerverwendung
nicht oder ist durch den Verkauf ein angemessener Erlös nicht zu er-
zielen, so sind die Getränke zu vernichten.

Die vorstchenden Destiemmungen gelten auch für Traubemmaische, dieeinen nach § 3 Abs. 1 oder nach § 4 des Gesetzes nicht zulässigenZusatz erhalten 8
S
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c. Ist auf Einziehung von Haustrunk nur darum erkannt worden, weil
er entgegen dem § 11 Abs. 4 des Gesetzes in den Verkehr gebracht
worden ist, so ist nach den vorstehenden Bestimmungen unter a Abs.
1 zu verfahren.

Ist jedoch durch den Verkauf ein angemessener Erlös nicht zu
erzielen, so kann von der Vergällung abgesehen und der Haustrunk,
sofern er nicht gesundheitsschädlich ist, unentgeltlich an Armen= oder
Krankenanstallen zum eigenen Verbrauch abgegeben werden. Der
Empfänger ist darauf hinzuweisen, daß eine weitere Abgabe des Ge-
tränkes strafbar sein würde.
Getränke, die nur aus dem Grunde eingezogen worden sind, weil ihre
Bezeichnung den gesetzlichen Vorschriften nicht entspricht, sind nicht zu
vergällen, sondern unter gesetzmäßiger Bezeichnung zu Gunsten der
Staatskasse zu verkaufen.
 Stoffe, deren Verwendung bei der Herstellung, Behandlung oder Ver-

arbeitung von Wein, Schaumwein, weinhaltigen oder weinähnlichen
Getränken unzulässig ist, sind zu vernichten, wenn nicht die Fürstliche
Landesregierung (lit a Abs. 4) ihre Veräußerung oder sonstige Ver-
wendung genehmigt.

O

6 .

Die Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Greiz, den 9. Juli 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Tippmann.
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26. Regierungs-Verordnung.
vom 9. Juli 1910,

Aenderungen der bestehenden Gerichtsorganisation betreffend.

Mit Höchster Genehmigung werden die bisher zum Amtsgerichtsbezirk Greiz
gehörigen Ortschaften Bernsgrün, Mehla und Brückla vom 1. Jannar 1911
ab dem Bezirke des Fürstlichen Amtsgerichts Zeulenroda zugewiesen.

Dies wird andurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 9. Juli 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Tippmann.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 11

(Ausgegeben am 25. August 1910.)

27. Regi 2.M## 4. 4.

vom 6. August 1910,
die am 1. Dezember 1910 stattfindende Volkszählung betreffend,

zugleich als Auweisung für die Gemeindevorstände bezw.
Volkszählungskommissionen.

Nach Beschluß des Bundesrates sindet am 1. Dezember dieses Jahres in
allen Deutschen Bundesstaaten eine Bolkszählung statk.

· Indem Fürstliche Landesregierung dies hierdurch zur öffentlichen Kenntnis
bringt und sämtlichen zur Leitung und Ausführung dieser Zählung im Fürstentume
berufenen Behörden diejenige strenge Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit dringend zur
Pflicht macht, welche die genannte, für die verfassungsmäßigen Zwecke des Deutschen
Reichs wic für die Staatsverwaltung des Fürstentums gleich wichtige Angelegenheit
erfordert, werden zugleich folgende, an die Beschlüsse des Bundesrats sich anschließende
Ausführungsbestimmungen für die Volkszählung erlassen.

81.
Durchdie Volkszählung ist die orksanwesende Bevölkerung, das ist die Ge-

samtzahl der innerhalb der Grenzen der einzelnen Staaten in der Nacht vom 30.
November auf den 1. Dezember ständig oder vorübergehend auwesenden Personen
festzustellen. Dabei gilt als entscheidender Zeitpunkt die Mitternacht so daß von
den in dieser Nacht Geborenen und Gestorbenen die vor Mitternacht Geborenen
und die nach Mitternacht Gestorbenen mitzuzählen sind. Mit der Volkszählung

½
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wird die Feststellung der bewohnten und unbewohnten Wohngebäude und der
anderen zur Zeit der Zählung zu Wohnzwecken benuhten festen oder beweglichen
Baulichkeiten verbunden.

Etwa nötig werdende Nachzählungen haben sich auf den Stand vom 1.
Dezember zu beziehen.

82.
Für die bei dieser Zählung über die Persönlichkeit des Einzelnen gewon-

nenen Nachrichten ist das Amtsgeheimnis zu wahren. Sie dürfen nur zu amtlichen
statistischen Arbeiten, nicht zu anderen Zwecken benutzt werden.

§ 3.
Die Volkszählung erfolgt gemeindeweise, von Haus zu Haus und von

Haushaltung zu Haushaltung, durch Innentich Aufzeichnung der im § 1 bezeich-
neten Personen in Volkszählungslisten bei derjenigen Haushaltung, in welcher die-
selben übernachtet haben. Unter Haushaltung sind die zu einer wohn= und haus-
wirtschaftlichen Gemeinschaft vereinigten Personen zu verstehen. Einer Haushaltung
gleich geachtet werden einzeln lebende Personen, die eine besondere Wohnung inne
haben und eine eigene Hauswirtschaft führen.

Ebenso wie die Teilhaber einer regelmäßigen Haushaltung sind anzusehen
und zu verzeichnen die in einer Kaserne oder in Massenquartieren unterge brachten,
in einem Arresthause oder in einem Lazarette befindlichen Mililärpersonen, die
Gäste eines Gasthauses, die Mitglieder eines Fenlng diein einer Austalt (Kranken-Straf= w. Anstalt) Untergebrachten. Die in der Nacht vom 30. November zum1. Dezember auf Wache besindlichen J werden in ihren Quartieren
gezählt.

Personen, die in der Zählungsnacht in keiner Wohnung übernachtet haben,
werden bei derjenigen Haushaltung verzeichnet, in der sie am Vormittag des 1.
Dezember ankommen.

84.
In den Volkszählungslisten muß für jede anwesende Person Anskunft über

folgende Fragen gegeben werden:
1. Vor= und Familienname,
2. Stellung im Haushalt, insbesondere auch, ob zur Haushaltung gehöriger

Dienstbote für häusliche oder für gewerbliche Verrichtungen,
3. Geschlecht,
4. Familienstand,
5. Geburtstag und Geburtsjahr,
6. Hauptberuf (Haupterwerb) und Stellung im Hauplberuf,
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7. Ob im altiven Dienst des deulschen Heeres oder der deutschen Marine
stehend,

8. Religionsbekenntnis (Konfession),
9. Staatsangehörigkeit (ob reichsangehörig oder welchem fremden Staate

angehörig).
8 5.

Die Volkszählung ist unter Leitung und Verantwortlichkeit der Gemeinde-
behörden bei möglichst umfangreicher Heranziehung freiwilliger Zähler auszuführen.

Für die Volkszählung ist der Gemeindebezirk in räumlich begrenzte Saähl=bezirke einzuteilen. Die Größe derselben ist in der Art zu bemessen, daß das Gschäft der Aufnahme innerhalb der vorgeschriebenen Zeit mit Sicherheit bewirkt werden
kann. Regelmäßig soll ein Zählbezirk nicht mehr als 50 Haushaltungen umfassen.

Kleinere Gemeinden bilden nur einen Zählbezirt. Gehören zu einem Ge-
meindebezirk verschiedene Orte, so bildet jeder derselben für sich einen oder mehrere
Zählbezirke. Für jeden Zählbezirk ist ein Zähler, nöligenfalls auch ein Stellvertreter
zu bestellen, dem die Ausleilung, Wiedereinsammlung und Prüfung der Volks-
zählungslisten obliegt.

6 6.
In größeren Gemeinden können von den Gemeindevorständen die ihnen bei

der Volkszählung obliegenden Geschäfte unter ihrer sortdauernden Verankwortlichkeit
besonderen Volkszählungskommissionen überlragen werden. Diese Kommissionen sind
zusammenzusetzen aus dem Gemeindevorstande, Mitgliedern des Gemeinderats und
aus Privatpersonen, welche sich nach ihren persönlichen Kenninissen und ihrer Stellung
zu diesem Ehrenamte besonders eignen. Die Zahl der Mitglieder wird vom
Gemeindevorstande nach der Größe des Orts bestimmt. Die Bildung der Volks-
zählungs-Kommission muß bis zum 15. November erfolgt sein und die Namen der
gewählten Mitglieter sind in geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen.

Die Bildung besonderer Volkszählungskommissionen wird namentlich in Ge-
meinden von mehr als 2000 Einwohnern empfohlen.

87.
Vei der Volkszählung kommen folgende Drucksachen in Anwendung:

die Volkszählungsliste,
die Kontrolliste,
die Anweisung für die Zähler,
die Ortsbevölkerungsliste.

Diese Drucksachen werden den Gemeindevorständen nebst Abdrücken dieser
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Bekanntmachung durch das Fürstliche Landratsamt für die Ortschaften der Amts-
gerichtsbezirke Greiz und Zeuleuroda und durch den Fürstlichen Amtsrichter in
Burgk für die Ortschaften des Amtsgerichtsbezirks Burgk in der erforderlichen Anzahl
zugehen. Sobald dies geschehen sein wird, haben die Gemeindevorstände unverzüg-
lich zu prüfen, ob die Zahl der gelieferten Drucksachen jeder Art dem mutmaßlichen
Bedarf entspricht, und wenn dies nicht der Fall sein sollle, an das Fürstliche Land-
ratsamt bezw. den Fürstlichen Amtsrichter in Burgk behufs Ergänzung derselben
Anzeige zu machen.

5§ 8.

Nachdem jedem Gemeindevorstand bis 15. November der zur sführnder Volkszählung nötige Bedarf an Drucksachen geliefert sein wird, hat der
meindevorstand resp. die Volkszählungskommission dafür Sorge zu tragen:

1. daß die nöligen Zählbezirke festgestellt werden,
2. daß die zur Ausführung der Volkszählung notwendige Anzahl ge-

eigneler Personen zu Zählern ernaunt, gründlich unterwiesen und
mit der crforderlichen Anzahl von Volkszählungslisten, je 2 Kontroll-
listen und je einer Anweisung für die Zähler versehen wird,
daß durch die ernannten Zähler während der Tage vom 206. bis
29. November in jede vorhandene Haushaltung eine mit der er-
forderlichen Orlsbezeichnung und mit laufender Nummer versehene
Volkszählungsliste abgegeben wird.

89.
Die Volkszählungslisten sind bis zum Mittag des 1. Dezember durch die

Haushaltungsvorstände, einzeln lebende Personen, Vorsteher der Anstalten 2c. (siehe
#§*#2) oder geeignete Vertreter auszufüllen. Wo dies nicht geschehen ist, haben die
Zähler auf Grund von Erkundigungen, welche an Ort und Sielle einzuziehen sind,
die Ausfüllung zu übernehmen.

Bei Ausfüllung der Woklkctählungslisen ist die auf Seite 1 derselben ge-gebene Anleitung und sind die auf Seite 1 und in dem gedruckten Kopf auf Seite
2 und 3 gegebenen Erläuterungen, sowie auch die auf den Seiten 2 und 3 der
Liste gegebenen Beispiele von Einträgen mit Aufmerksamkeit zu lesen und bei der
Ausfüllung sorgfältig zu beachten.

9

810.

Die Austeilung und Wiedereinsannnlung derVolkszählungslisten ist für icden
einzelnen Zählbezirk durch den bestellten Zähler unter Benutzung eines Exemplars
der Kontrolliste in sicherstellender Weise auszuführen.

Die Wiedereinsammlung der Volkszählungslisten hat der Zähler nach 12 Uhr
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Millags am 1. Dezember zu begiunen und bis zum Abend des 5. Dezember zu
beenden.

Schon während der Wiedereinsammlung hat der Zähler die Vollständigkeit
und Nichtigkeit einer jeden Liste an Ort und Stelle zu prüfen und etwaige Aus-
lassungen und Fehler, nötigenfalls durch Befragen Auwesender, zu ergänzen und
zu berichtigen.

Nach beendeter Wiedereinsammlung, nochmaliger Prüfung und, soweit nötig,
Berichtigung der Volkszählungslisten hat der Zähler das 2. Exemplar der Kontroll-
liste in Reinschrift auszufüllen und nebst den geordneten Volkszählungslisten dem
Gemeindevorstand bezw. der Volkszählungskommission bis spätestens den 7. Dezember
zu Übergeben.

811.
Die Gemeindevorstände bezw. die Volkszählungskommissionen haben die ihnen

übergebenen Volkszählungs= und Kontrollisten nochmals auf die Richtigkeit und
Vollständigkeit der Einträge, insbesondere auch die Kontrollisten auf die Richtigkeit
der summierten Endzahlen zu prüfen, nokwendige Aufklärungen, Ergänzungen und
Nichtigstellungen alsbald herbeizuführen und sodann die Orlsbevölkerungsliste auf
Grund der Endzahlen der Kontrollisten unter Eintragung der Zählbezirke nach der
Nummerfolge zusammenzustellen und zu summieren, auch das am Ende der Liste
vorgedruckie Richtigkeitszengnis gehörig zu vollziehen.

Gehören zu einem Gemeindebezirk verschiedene Orte, so ist für jeden der-
selben eine Ortsbevölkerungsliste aufzustellen.

Bei Eintragung der Zählbezirke in die Ortsbevölkerungsliste sind die in
die ersteren mit ausgenommenen einzeln gelegenen Höse, Mühlen, Weiler und

sonstige bewohnte Niederlassungen (sogenannte Veiorte), welche zwar mit dem Ge-
meindebezirk verbunden sind, aber einen besonderen Namen führen, nicht auszu-
scheiden, sondern, wie alle übrigen Ortsteile, Straßen 2c. zu behandeln, so daß also
deren Bewohner in den Zahlen, welche die Ortsbevölkerungsliste am Schlusse nach-
weist, mit enthalten sind.

Die Zählungslisten dieser Beiorte sind sodann in einen
besonderen Umschlag zu legen, der mit der Ausschrift „Zählungs-
listen der zum Gemeindebezirk gehörigen Beiorte" zu versehen
und zu Anfang des ganzen Zählmaterials zu legen ist.

8 12.

Bis spätestens zum 20. Dezember sind die vollzogenen Ortsbevölkerungs-
listen nebst den Kontrollisten und den Volkszählungslisten von den Gemeindevorständen
der Amtsgerichtsbezirke Greis und Zeulenroda an das Fürstliche Landratsamt, von
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den Gemeindevorständen des Amtsgerichtsbezirks Burgk an den Fürstlichen Amts-
richter in Burgk einzusenden. Den Kontrollisten sind die Volkszählungslisten, den
Ortsbevölkerungslisten sind die Kontrollisten mit zugehörigen Volkszählungslisten
— die beigesügten Listen immer so geordnet, wie sie in die bekreffende Zusammen=
stellungsliste eingetragen sind — beizufügen und anzubinden.

813.
Das Fürstliche Landratsamt und der Fürstliche Amtsrichter in Burgk haben

zunächst zu erörtern, ob die Zählpapiere aus sämtlichen Orlschaften ihres Bezirks
vollständig eingegangen sind, andernfalls wegen schleuniger Einsendung das Nötige
zu verfügen, sodann aber zu prüfen, ob die Nichtigkeitszeugnisse der Gemeindevor-
stände in gehöriger Form den Ortsbevölkerungslisten beigefügt worden sind, wegen
schleuniger Erledigung ctwaiger Mängel hierbei das Erforderliche anzuordnen und
hierauf die gesamten Zählpapiere des Bezirks nach Amtsgerichtsbezirken alphabetisch
geordnet bis spätestens zum 31. Dezember dem statistischen Bureau
Vereinigter Thüringischer Staaten zu Weimar zu übermitteln.

8 14.

Dem statistischen Bureau Vereinigter Thüringischer Staaten zu Weimar ist

die Prüfu# und weitere Wenrbeiiung des Volkszählungsmaterials übertragen.abe die Gemeindevorstände allen Anordnungen, welchevon demE#heenn des gedachten Bureaus behufs der Berichtigung, Fsststellung
und Ausklärung der erhobenen Tatsachen an sie gelangen, unweigerlich und mit
der durch die Dringlichkeit der Sache gebotenen Beschleunigung sorgfältig nachzukommen.

*i*imel
Das Fürstliche Landratsamt hat darauf Bedacht zu nehmen, daß Veran-

stallungen, welche den Stand der ortsanwesenden Bevölkerung vorübergehend
wesentlich verändern und auf die ungestörte Vornahme der Volkszählung hindernd
einwirken können, wie öffentliche Versammlungen, Fesic 2c. zur Zeit der Volkszählung
nicht stattfinden.

Greiz, den 6. August 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch. Saupe



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Älterer Linie.
M 12.

(Ansgegeben am 29. September 1910.)

26. Reglerungs-Verordnung
vom 9. August 1910,

enthaltend eine weitere Abänderung der Regierungs-Verordnung
vom 26. März 1903 über die Kosten der Schlachtvieh= und

Fleischbeschau.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird zur Abänderung der
Regierungs-Verordnung vom 26. März 1903 über die Kosten der Schlachtvich= und
Fleischbeschan auf Grund der §§ 6 und 9 des Landesgesetzes vom 9. März 1903,
betreffend die Ausführung des Schlachtvieh= und Fleischbeschangesetzes vom 3. Juni 1900,
verordnet, was folgt:

Der § 3 der gedachten Verordnung erhält vom 1. September ds. Is. ab
folgende Fassung:

 3.

Beschau durch Laienfleischbeschauer und Tierärzte, sofern letztere die allgemeine
Beschau Übernehmen.

a. Für die Beschau vor und nach dem Schlachten zusammen beträgt die

Gebühr Vergütung der, BeschauerMar Mark a
1. für ein Rind.. .15.40 1.25
2 lb . .0,65 0,60
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Gebühr Vergütung der Beschauer
Mark Mark

3jür ein Scha) 005 0,60Schwein
vne Trichinenschan . 0.,80 0.75
mit „ 1,.30 1,25

5. , eine Ziege 0040 0,35
6. „ einen Sund 050 0.50

Diese Sätze gelten auch bei Notschlachtungen ohne vorausgegangene
Lebewbeschau.

b. Für die Wiederholung der Geleerschan oder für lehtere allein ohnenachfolgende Fleischbeschau beträgtdi
uent Vergütung der „Leschauer
Mar Mar1. für ein Rind.. .. daant r nt

2., „ Kalb 639335 030
3. Schaf . . . . . 035 030
4. „ » Schwein......0,35 0,.'-30

5.,,cnthtcgc....·.02 0,25
6. „ einen Hund 0,30 0.30

. Für die Ausstellung eines ucht unentelich zu erteilenden besonderen
Zeugnisses beträgt die Gebühr 50 Pf.

Greiz, den 9. August 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Dr. Haniisch i. V.

Saupe.
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29. Verordnung
vom 27. September 1910,

betreffend den Geschäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stellenvermittler.

Auf Grund des § 8 des Stellenvermittlergesetzes vom 2. Juni 1910 (N.-G.-Al.
S. 860) wird über den Umfang der Befsugnisse und Verpflichtungen sowie über den
Geschäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stellenvermittler folgendes bestimmt:

1. Wer das Gewerbe eines Stellenvermittlers betreibt, ist verpflichlet, ein n-Geschäftsbuch nach dem auliegenden Muster A zu führen.
Für männliche und weibliche Personen kann je ein besonderes Geschäftsbuch

geführt werden. Das Geschäftsbuch mus dauerhaft gebunden, mit sortlaufenden
Seilenzahlen versehen sein und vor der Ingebrauchnahme von dem Gemeindevorstand
unter Beglaubigung der Seitenzahl abgestempelt werden. Im Geschäftsbuche dürfen
weder Nafuren vorgenommen noch Eintragungen unleserlich gemacht werden; auch
darf das Geschäftsbuch weder ganz noch zum Teil vernichtet werden, insbesondere
ist das Herausnehmen, Zusammenkleben oder Uberkleben von Blättern, sowie das
Einfügen neuer Blätter untersagt.

2. Der Stellenvermiltler hat dic abgeschlossenen Dienstverträge unmiltelbar
im Anschlust an den Vertragsschluß unter fortlaufenden Nummern vollständig ein-
zutragen. Der Eingang von Zahlungen ist im Laufe des Tages, an dem sie ein-
gehen, zu vermerken.

Kommt eine Stellenvermittelung nicht zustande, oder wird der erteilte Auf-
trag zurückgenommen, so ist dies in der Spalte „Bemerkungen“ zum Ausdruck
zu bringen.

3. Alle Eintragungen und alle Schriststücke müssen in deutscher Sprache
und mitTinte bewirkt werden. Der Stellenvermiktler ist auch dann für die ordnungs-
mäßige Führung des Geschäftsbuchs persönlich verantwortlich, wenn er sie einem
Dritten übertragen hat.

4. Das Geschäftsbuch ist alljährlich sowie bei dem Einstellen des Gewerbe-
betriebs abzuschließen und binnen 14 Tagen nach Anfang des nächsten Kalenderjahrs
oder nach Einstellung des Gewerbebetriebs dem Gemeindevorstand zur Bestätigung

1-

er A.
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des Abschlusses einzureichen. Das abgeschlossene Geschäftsbuch ist fünf Jahre lang
aufzubewahren. Nach dem Abschlusse dürfen weitere Eintragungen nicht mehr
gemacht werden.

Die sonstigen, das Vermittelungsgeschäft betreffenden Schriftstücke (Briefe
u. s. w.) sind 3 Jahre aufzubewahren.

Der Gemeindevorstand kann die Führung eines Geschäftsbuchs für einen
Zeitabschnitt gestatten.

5. Die Stellenvermittler haben ferner ein Geschäftsbuch nach dem auliegen-
den Muster B zu führen, in das die Aufträge der Arbeilnehmer im Laufe des
Tages, an welchem sie eingehen, in der Reihenfolge des Einganges unter fort-
laufenden Nummern vollständig einzutragen sind. Auf dieses Geschäftsbuch sinden
die Vorschriften unter Ziffer 1, 3 und 4 mit der Maßgabe Anwendung, daß die
am Schlusse des Kalenderjahrs nicht erledigten Aufträge in das neue Buch zu über-
tragen sind.

Werden dem Stellenvermittler von einem Stellungsuchenden Ausweispapiere,
Zeugnisse, andere Papiere oder sonstige Gegenstände übergeben, so ist hierüber in
einem nach dem beigefügten Musler C zu führenden Buch ein Verzeichnis aufzu-

nehmen, das von dem Stellungsuchenden mit zu unterschreiben ist. Eine von dem

Stellenvermiktler zu unterschreibende Abschrift des Verzeichnisses ist dem Siellung=suchenden als Empfangsbescheinigung auszuhändigen. Auch auf bieses Geschäfts-buch finden die Vorschriften unter Ziffer 1, 3 und 4 ssche de Anwendung.
Die Nummer des Verzeichnisses ist bei dem Auftrag in der Spalte „Bemerkungen“
des Geschäftsbuchs nach Muster B einzutragen.

6. Die Stellenvermittler sind verpflichtet, ihren Familiennamen und mindestens
einen ausgeschriebenen Vornamen mit dem Zusabe: „gewerbemäßiger Siellewver-mitller- oder „gewerbsmäsiige Stellenvermittlerin“ in deutlich lesbarer Schriftader Straßenseite des Hauses auf, über oder neben dem Hauseingang und am Eür
hange zu den Geschäftsräumen anzubringen.

An der Außenseite des Hauses dürfen nur noch dic Berufe angegeben werden,
in denen die Vermittlung von Stellen stattfindet. Weitere Bezeichnungen wie
„Stellenvermittlung“, „kostenlose Stellenvermittlung“, „Mietskontor“, „Stellennach-
weis“, „Gesindebörse“ usw. sind verboten.

7. Die Stellenvermitller haben alle Anzeigen in Zeitungen, Auschlägen,
Reklamen und dergl. mit der geuauen Angabe des Geschäftslokals, ihrem Vor= und
Zunamen und der in Ziffer 6 Absah 1 angeordneten Bezeichnung zu versehen. Ab-
kürzungen sind unzulässig.

In den Anzeigen dürfen nur Angaben darüber enthalten sein, daß und für
welche Verufe die Stellenvermittlung staklsindet. Alle marktschreierischen Angaben
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(die Hervorhebung besonderer Vorzüge, die Zusage von Vorteilen oder Geschenken usw.)
sowie alle Angaben über die Zahl der offenen Stellen oder der stellungsuchenden
Personen sind verboten.

Jede Reklame durch Verteilung von Geschäftsempfehlungen usw. ist auf
Rfentlichen Straßen, Wegen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten (. B. in
Schankwirtschaften, auf Bahnhöfen, in Eisenbahnzügen) verboten.

8. Den Stellenvermittlern ist untersagt, in die Gesindebücher, Dienstbücher,
Arbeitsbücher, Quittungskarten oder sonstigen Legitimationspapiere Neklamezettel ein-
zulegen oder ihre Adressen oder dergleichen einzutragen.

9. Der Gemeindevorstand bestimmt, inwiefern eine Stellvertretung zulässig
ist. Die Beschäftigung von Hilfspersonal ist nur mit Erlaubnis des Ge-
meindevorstandes gestaltet. Als Hilfspersonal gelten einschließlich der Familienan=
gehörigen alle Personen, welche im Betriebe des Stellenvermittlers beschäftigt sind.

Die Erlaubnis darf nur für solche Personen erteilt werden, welche für den
Geschäftsbetrieb und hinsichtlich ihrer persönlichen Verhältnisse die erforderliche Zu-
verlässigkeit besitzen und keins der im § 3 des Stellenvermittlergesetzes aufgeführten
Gewerbe betreiben.

Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis ist für jede Hilfsperson schriftlich
zu stellen. In der Bescheinigung über die Erlaubnis sind der Rufname, der Zu-
namc und die Wohnung der Hilfsperson sowie die Bezeichnung des Gewerbetreiben=
den, bei dem die Beschäftigung stattfinden darf, anzugeben.

Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen, unter denen
sie erteilt wurde, nicht mehr vorliegen oder wenn die betreffende Person den Vor-
schriften zuwiderhandelt. Der Stellenvermittler hat die Bescheinigung binnen 3
Tagen nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder nach Widerruf der Er-
laubnis dem Gemeindevorstand zurückzureichen.

10. Die Stellenvermittler haben sorgfältige Erkundigungen über die
Dienstverhältnisse der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie über die Brauchbarkeit
des Arbeitnehmers für die in Aussicht genommene Beschäftigung einzuziehen. Sie
dürfen hinsichtlich solcher Stellen, deren Dienst= oder Arbeitsverhältnisse ihnen nicht
bekannt sind, eine Vermittlung überhaupt nicht ausführen.

Den Stelleuvermittlern ist verboten, ihren Auftraggebem über die persön-
lichen Verhältnisse der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, über die Art der Stellc so-
wie über die Höhe des Lohnes eine Auskunft zu geben, von der sie wissen oder
Elh Umständen nach annehmen müssen, daß sie den tatsächlichen Verhältnissen nicht

entspricht.
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Die Stellenvermittler dürfen Personen, von denen sie wissen oder den Um-
ständen nach wissen müssen, daß sie ohne Einhaltung der Kündigungsfrist ihre letzte
Stellung verlassen haben, keine Dienstleistung gewähren, sofern nicht ein gesetzlicher
Grund für das Verlassen der Stelle nachgewiesen wird; die Verwendung solcher
Personen zu Dienstleistungen im eigenen Haushalt ist verboten. Dasselbe gilt für
Personen, welche sich den gesetzlichen Vorschriften zuwider nicht im Besit eines
ordnungsmäßig ausgestellten und ausgefüllten Gesindebuchs oder Arbeitsbuchs be-
sinden, oder welche die zur Verdingung erforderliche Zustimmung des geseplichen
Verkreters nicht nachweisen können. Das gleiche Verbot gilt endlich hinsichtlich aus-
ländischer Arbeiter, die sich eutgegen den bestehenden Vorschriften nicht im Besit
einer ordnungsmäßigen Inlandslegilimationskarte befinden.

Die Stellenvermitller dürfen nur solchen Ammen, die sich über ihren Ge-
jundheitszustand durch das höchstens 8 Tage alte Zeugnis eines approbierten Arztes
ausweisen können, eine Stellung vermitteln.

11. Den Stellenvermittlern ist jede Vermitllungstätigkeit für eine Person
der sie eine die Enwerbslätigkeit des Arbeilnehmers vollständig in Anspruch nehmende
Stellung vermittelt haben, verboten, solange nicht der erste für das bestehende Dienst-
oder Arbeitsverhältnis maßgebende Kündigungstermin verstrichen ist; es sei denn,
daß von dieser Person offenbar ein gesezlicher Grund für das vorzeitige Verlassen
der Stellung nochgewiesen wird.

Den Siellenvermittlern ist jede Einwirkung auf Arbeitnehmer dahin,
daß diese ihre Stellung mit einer anderen vertauschen, sowie jede Einwirkung auf
Arbeitgeber wegen Entlassung von Arbeitnehmern unlersagt.

12. Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die eine Vermittlungstätigkeit des Stellen-
vermiltlers nicht in Anspruch nehmen oder ablehnen oder sich weigern, die für die
Vermittlung oder für die Eintragungen in das Geschäftsbuch erforderlichen Angaben
zu machen, sind unverzüglich aus den Geschäftsräumen zu entfernen. Für die von
solchen Personen unmittelbar abgeschlossenen Dienstverkräge darf weder ein Ausweis
(Ziffer 14) erteilt, noch eine Gebühr erhoben werden.

13. Stellenvermittler, die Stellen im Ausland an weibliche Personen oder
Stellungen für Kellnerinnen und sonstige in Schankräumen tätige weibliche Angestellte
sowie für Ammen im Inlande vermitteln, haben dem Gemeindevorstande bis zum
drilten eines jeden Monates eine Abschrift der betreffenden Eintragungen in die
Geschäftsbucher nach Muster A und B einzureichen.

14. Die Stellenvermittler haben sofort nach Eintragung des Vertragsschlusses
in das Geschäftsbuch über jede von ihnen bewirkte Vermiktlung sowohl dem Arbeit-

Muster D. geber als auch dem Arbeitnehmer einen Ausweis nach beiligendem Muster D aus-
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zustellen und zu übermitleln. Die Formulare sind mit fortlaufenden Nummern zu
versehen, die Nummern der ausgestellten Ausweise sind in Spalte 12 des Geschäfts-
buchs 4 einzutragen.

15. Die Stellenvermittler sind verpflichtet, die Wahl und jede Verlegung
ihrer Geschäftsräume, sowie jede, auch vorübergehende Einstellung des Geschäfts-
betriebes binnen drei Tagen dem Gemeindevorstand anzuzeigen.

Der Geschäftsbetrieb darf nicht in Räumen stattfinden, in denen ein anderes
Gewerbe ausgeübt wird, auch darf der Zugang zu den Geschäftsräumen des Stellen-
vermiltlers nicht durch Räume ersolgen, in denen ein Gewerbe ausgeübt wird.
Ferner dürfen die Geschäftsräume der Stellenvermittler sich nicht in Gebäuden befinden,
in denen Gast= oder Schankwirtschaft oder Kleinhandel mit Bier, Branntwein oder
Spirituosen betrieben wird.

Der Gemeindevorstand kann den Geschäftsbetrieb in Häusern, in deren un-
mittelbarer Nähe sich cine Gast= oder Schankwirtschaft oder eine Kleinhandlung mit
heistigen Getränken befindet, verbieten.

16. Den Stellenvermittlern sowie ihrem Hilfspersonal (Ziffer 9) ist unter-
sagt, ohne vorherigen Austrag außerhalb ihrer Geschäftsräume insbesondere
auf ösfentlichen Straßen, Wegen, Plähen oder au anderen öffentlichen Orten (3. V.
in Schankwirtschaften, auf Bahnhöfen, in Eisenbahnzügen), mit den Arbeitgebern
oder Arbeitnehmern für die Zwecke des Gewerbebetriebs in unmittelbaren perfön-
lichen Verkehr zu treten. Sie dürfen weder Drilten (sog. Schleppern) den Auftrag
zum unmittelbaren Heranführen von Arbeitnehmern erteilen, noch Arbeitnehmern,
dic von solchen Personen herangeführt werden, eine Stelle vermitteln. Die Aus-
übung des Gewerbebetriebs im Umherziehen oder durch Agenten, oder durch Inan-
spruchnahme anderer Stellenvermittler sowie jede Tätigkeit für den Gewerbebetrieb
eines anderen Stellenvermittlers ist verboten. Zweiggeschäfte dürfen nicht
errichtet werden.

17. Die Stellenvermittler haben über alle ihnen geleisteten Zahlungen so-
fort Quittungen auszustellen. Sofern die Zahlung bei Abschluß des Dienstver-
trags erfolgt, muß die Quittung auf dem Ausweis (Ziffer 14) erteilt werden.

Sie dürsen nur die auf Grund des § 5 des Stellenvermiktlergesetzes fest-
gesetzten Gebühren erheben.

18. Der Auspruch des Stellenvermittlers auf die vom Arbeitgeber zu zahlende
Hälfte erlischt, wenn

a) der Arbeituehmer die Stelle nicht antritt,
b) er dem Arbeitgeber bestimmte Eigenschaften des Arbeituehmers zuge-

sichert hat und der Dienstvertrag zum ersten zulässigen Kündigungs=
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termin gekündigt oder sonst innerhalb vier Wochen nach Beginn der
Dienstleistung gelöst wird, weil sich herausstellt, daß der Arbeituchmer
die zugesicherten Eigenschasten nicht besitzt,

e) r*! Ausellung und Aushändigung des Ausweises (Ziffer 14) unter-li

19. Der Auspruch des Stellenvermiltlers auf die vom Arbeitnehmer zu
zahlende Hälfte erlischt, wenn

a) er dem Arbeitnehmer bestimmte Eigenschaflen der vermittelten Seelle
zugesichert hat und der Dienstvertrag zum ersten zulässigen Kündigungs-
termin gekündigt oder sonst innerhalb vier Wochen nach Beginn der
Dienstleistung gelöst wird, weil sich die Unrichtigkeit der zugesicherten
Eigenschaften herausstellt,

b) der Arbeitnehmer aus einem wichtigen Grunde die Stelle nicht antritt,
c) der Arbeitgeber den Antritt der Stelle verhindert,

d) die J und Aushändigung des Ausweises (Ziffer 14) unter-blieben
0. Die 2 gezahlte Gebühr ist in den Fällen der Ziffern 18, 19 auf

Erhichne des Berechtigten binnen drei Tagen zurückzuzahlen.
Ansprüche auf Nückzahlung der Gebühr können nur binnen vier Wochen

nach dem Zeitpunkt, zu dem der Arbeitnehmer den Dienst angetreten hat oder hälte
antreten müssen oder zu dem der Vertrag gelöst ist, geltend gemacht werden.

#en Stellenvermittlern ist untersagt, den Anspruch auf Rückzahlung durch
Vertrag ausguschließen.

21. Die Polizeibehörden und ihre Organe sind befugt, in den Geschäftebetrieb der Siellenvermittler jederzeit Einsicht zu nehmen. Die Stellenver-
mittler sind verpflichtet, den Beamten jederzeit denZutritt zu allen für den Ge-

schäftsbetrieb bestimmten Räumlichkeiten zu gestatten, ihnen alle Geschäftsbücher und
Geschäftspapiere auf Verlangen im Dinstraume der Polizeibehörde vorzulegen und
jede über den Geschäftsbetrieb verlangte Auskunft wahrheitsgetreu zu erteilen.

Je ein Abdruck des Stellenvermittlergesetzes, dieser Vorschriften und des
Gebührentarifs ist in großer Schrift und in deutscher Sprache in den Ge-
Geschäftsräumen am Eingang an gut zugänglicher Sielle auszuhängen.

22. Diese Vorschriften treten am 1. Oktober 1910 in Kraft; mit dem

gleichen Tage verlieren die Vorschriften der Regierungs-Verordnung vom 23. Jannar906 (Gesetzsammlung S. 3 flf.), betreffend den Geschäftsbetrieb der Gesindevermieter1½ der Stellenvermittler, ihre Gültigkeit.
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 Die Stellenvermittler können die vorgeschriebenen und bisher geführten Ge-
schäftsbücher bis zum 1. Jannar 1911 weiterführen.

23. Dem Geschäftsbuch &amp; ist ein Abdruck dieser Vorschristen vorzuheften.
24. Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften werden nach § 13 Mbf. 1

Ziffer 1 des Stellenvermittlergesetzes mit Geldstrase bis zu 150 c/6 und im Unver-
Mögensfalle mit Haft bestraft.

Greiz, den 27. September 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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Musler C.

½#t des Verzeichnisses
r- des Geschäftsbuchs B.

Von dem unterzeichneten

i mir heute übergeben worden:

Bezeichnung
des ÜbergebenenLsde.

4 Anzahl Gegenstanbes oder
apiers

, am

Unterschrift des Stellesuchenden:

Die umstehend bezeichneten
gegeben worden.

Bezeichnung
der

ausstellenden Behörde Bemerkungen
(bei Ausweispapieren)

19

Unterscheit des Geslundevermietersr Stellenvermittlers:

Gegenstände und Papiere sind mir heute zurück-

19
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Nückseite(Rilcheite) Zur Beachlung.
 Stellenvermittler darf nur die auf Grund des § 5 des Siellenvermittlergesetzesirrwii ehüe erheben

bühr darf nur erhoben werden, wenn der Vertrag insolge der Tätigkeit desgrrucn.asen kommt. Haben beide Teile diese Tätigkeit in Aaftruch enommen, so
Uhr von dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer je zur Dlste zu zahlen; einear Vereinbarung zu Ungunsten des Arbeitnehmers istn

den Gebühren dürsen Verglltungen anderer Art nicht — werden. DieErstattung kerer Auslagen darf nur insoweit gefordert werden, als sie auf Verlangen und

nach u mil Len Austraggeber verwendet und als notwendig hinreichend nach-gewiesen
Stellenwermitler sind verpflichtet, dem Stellensuchenden vor Abschluß desVer-

urnt die für ihn zur Anwendung kommende Taxe mitzuteilen. Die Taristind chäftsräumen an einer in die Augen fallenden GCae anzuschlagen
spruch des Stellenvermitilers auf die vom Arbeitgeber zu ahionde Hälste

erlischt, D
a) der Aebeitnehmer die Stelle nicht antritt,b)er dem Arbeitgeber bestimmte Eigenschaften des Arbeitnehmers zugesüchert

hat und der Deerteagaeerstenzulässigen Kündigungstermin gekündigt
oder sonst innerhalb vier Wochen nach Beginn der Dienstleistung gelöst wird,

weil ) beraussell daß der Mrbeiehner die zugesicherten Eigenschalten
ii 0c) d #usgslelluungund Aushändigung des Ausweises unterblieben ist.

Der Aulerush des Stellenvermitklers auf die vom Arbeitnehmer zu zahlende Hälste
erlischt, wenn

 ch a) er dem Acbeitnehmer beftimmte Eigenschaften der vermittelten Stelle zuge-
sichert hat und der Dienstverlrag innerhalbvierWochen nach Beginn der
Wotesintgeet Den weil sich die Unichtielest der zugestcherten Eigen=
schaften herausstel

b) der Arbeitnehmer aus einem wichtigen Grunde die Stelle nicht antritt,D) der Arbe itgeler den Antritt der Stelle verhindert,
aoch die Ausstellung und Aushändigung des Awsé9 unterblieben ist.
Die bereits gezahlle Gebühr ist auf Ersuchen des Verechtigten binnen drei Tagen

zurützuzahlenAche auf Rückzahlung der Gebühr können nur binnen vier Wochen nach dem
Feitpunlt, zu dem der Arbeiknehmer den Dienst augetreten. * oder hälte amerten müssen
oder zu dem der Vertrag gelöst ist, geltend gemachtmn Stellenvermitllern isl untersagt, den zu auf Rückzahlung durch Vertrag

aushnschließen.
Erfolgt die Rückzahlung nicht pünktlich, so wende man sich an deneeérsland ###r dürsen Dienstbücher, Gesindebecher Arbeitsbücher, Zeug-nisse. Andie, Sielen und sonstige Gegenstände, dieaus Anlaß der Stellenvermittlung in

ihren Besitz gelangt find, gegen den Willen des Eensümers nicht zurülckbehalten, insbe-

sondere an solchen Gegenständen ein Zursickbehallungs= oder Pfandrecht nicht ausnüben.Die Siellenvermittler haben über alle ihnen geleisteten Zahlungen sosort Quit-lungen auszuslellen. Sofern die Zahlung bei Abschluß des Dienstverlrags erfolgt, "
die Quillung auf dem Aus'weis erteill werden.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 13.

(Ausgegeben am 6. Oktober 1910.)

30. Regierungs Verordnung
vom 4. Oktober 1910

zur Ausführung des Stellenvermittlergesetzes.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird zur Ausführung des
Stellenvermittlergesetzes vom 2. Juni 1910 (Reichsgesetzblatt Seite 860) folgendes
bestimmt:

81.
Zur Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe des Gewerbes eines Stellen-

vermittlers, zur Versagung oder Zurücknahme dieser Erlaubnis und zur Untersagung
dieses Gewerbebetriebes ist der Landesausschuß zuständig.

Soweit gegen die Eutscheidungen des Landesausschusses der Rekurs nach
Maßgabe der 38 20, 21 der Gewerbeordnung zulässig ist, entscheidet über den Rekurs
die Fürstliche Landesregierung.

Auf das Verfahren finden neben den Vorschriften der 8 20, 21 der Gewerbe-
ordnung die Bestimmungen in Art. II der Landesherrlichen Verordnung zur Aus-
führung der Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 27. November 1869
entsprechende Anwendung.

8 2.

Für die den Stellenvermittlern zukommenden Gebühren werden folgende
Taxen festgesetzt:

20
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Es dürfen erhoben werden für gewerbsmäßige Vermittelung
a. von landwirtschaftlichem Aufsichtspersonal z. B. Inspektoren. Verwalter,

b.

2

 —

Oberschweizer, Buchhalter, Wirtschafterinnen, 8 Mark,
von landwirkschaftlichem Gesinde, und zwar Großknechten und Schweizern
6 Mark, Mägden 5 Mark, Kleinknechten 4 Mark,
von ausländischen Saisonarbeitern in der Landwirtschaft für jede
Person 3 Mark; handelt es sich dabei um eine Arbeiterfamilie, so ist
für jede außer dem Ehepaar vorhandene arbeitsfähige Person nur die
Gebühr von einer Mark zulässig,
von nachbenanntem Dienst= und Hauspersonal: Stützen, Köche, Köchinnen
und Kutscher 5 Mark, von dem übrigen Dienst= oder Hauspersonal
3. B. Diener, Dienst-, Stuben-, Hausmädchen 4 Mark,

vom Dienstpersonal, das in einem gewerblichen Betriebe ständig be-
schäftigt wird, sofern es sich um Küchenchefs, Köche. Oberkellner und
Geschäftsführer handelt 6 Mark im übrigen 4 Mark, ausgenommen
Kellnerinnen ohne Rechnungsstelle, für deren Stellenvermittelung nur
3 Mark zu berechnen sind,
von Ammen 10 Mark,

l von Tagelöhnern 1 Mark,

4 von Personal, das nur vorübergehend oder zur Auehilfe oder nur
mit bestimmten Arbeiten oder bei besonderen Gelegenheiten beschäftigt
wird, z. B. Kochfrauen, Scheuerfrauen, Waschfrauen, für jeden Ver-
mittelungsfall 30 — 50 Pfennige.

53.
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1910 in Kraft.

Greiz, den 4. Oktober 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.



31. Regierungs-Verordnung
vom 5. Oktober 1910,

betreffend das Verbrennen von Kartoffelkraut und
Unkraut im Freien.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird folgendes verordnet:

81.
Die Regierungs-Verordnung vom 11. September 1886, das Verbot des

Verbrennens von Kartoffelkraut im Freien betreffend, wird aufgehoben und durch
folgende Bestimmungen ersetzt:

Das Verbrennen von Kartoffelkraut oder Unkraut im Freien ist nur in
einer Entfernung von mehr als 120 Metern von Gebäuden, Wäldern oder Heide-

ächen und nur dann gestattet, wenn das Feuer von erwachsenen Personen bis zum
völligen Erlöschen ständig überwacht wird. Im übrigen ist das Verbrennen von
Kartoffelkraut oder Unkraut im Freien verboten.

8 2.
Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot werden mit Geldstrafe bis zu

60 Mk. oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen bestraft.

83.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Greiz, den 5. Oktober 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.





Gesetzsammlung
Fürstentum Reuß Alterer Linie.

L
(Ausgegeben am 25. Oktober 1910.)

32. Verordnung
vom 18. Oktober 1910,

die Viehzählung vom 1. Dezember 1910 betreffend.

Am 1. Dezember 1910 findet im Fürstentum eine Viehzählung statt.
Zu ihrer Ausführung wird hiermit solgendes verordnet:

81.
Die Bählung erstreckt sich auf Pferde, Rindvieh, Schafe, Schweine und

Ziegen nach den in der Zählungsliste verzeichneten Altersklassen.

82.
Die Aufnahme erfolgt am 1. Dezember d. J. unter Benutzung von Zählungs-

listen durch die Gemeindevorstände, denen es überlassen bleibt, sich dabei ihrer
Gemeindebeamten, einschließlich des Polizeipersonals und der Dienerschaft, zu bedienen
oder besondere Zähler zu bestellen.

Größere Gemeindebezirke sind von dem Gemeindevorstand in eine entsprechende
Zahl von Zählbezirken zu teilen.

83.
DieAusfüllung der Listen hat am 1. Dezember d. J. in der Weise zu

erfolgen, das die mit der Aufnahme betrauten Personen das zu zählende Vieh von
Haus zu Haus (Gehöft zu Gehöft) ermitteln und in die Liste eintragen. In den

21
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Spalten 1 und 2 der Liste sind sämtliche Häuser (Gehöfte) des Gemeindebezirks
ihrer laufenden Nummer nach aufzuführen, auch wenn in ihnen zu zählendes Vieh
nicht vorhanden ist. Wo in den Spalten 3 bis 20 Zahleneinträge nicht zu machen
sind, ist solches mit einem Strich (—) zu bekunden.

Nur in den Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern können die Häuser
(Gehöfte), für welche Einträge nicht zu machen sind, aus der Liste weggelassen werden.

84.
Die mit der Vornahme der Zählung beauflragten Personen sind von dem

Gemeindevorstand gehörig zu unterweisen und zu sorgfältigster Beobachtung der Vor-
schristen dieser Verordnung, die zugleich als Anweisung für die Gemeindevorstände
und die Zähler gilt, sowie der der Zählungsliste vorgedruckten Anleitung anzuhalten.
Sie haben die von ihnen ausgefüllten und zu unterzeichnenden Listen spätestens
bis zum 5. Dezember an den Gemeindevorstand abzuliefern.

8§ 5.

Die Gemeindevorstände haben die Zählungslisten alsbald auf ihre Voll=
ständigkeit und auf die Richtigkeit der einzelnen Einträge zu prüfen. Nach be-
wirkter und bescheinigter Prüsung haben die Gemeindevorstände des platten Landes

die Zählungslisten sofort an das Firstliche Landratsamt einzureichen, das die Listenbis spätestens zum 183. Dezember dss. Is. portofrei an dasVereinigter Thüringischer We in Weimar einsendet. Die Gemeindevorstände
der Städte haben die Zählungslisten bis zum gleichen Zeitpunkt unmittelbar dort-
hin portofrei einzusenden.

86.
Das Statistische Bureau ist beauftragt, die Prüfung und Zusammenstellung

der Zählungslisten vorzunehmen. — Die Gemeindevorstände werden angewiesen,
allen Anforderungen des Statistischen Bureaus, die zur Durchführung der Zählung
Lan sie gestellt werden, sorgfältig und schleunig zu entsprechen.

Greiz, den 18. Oktober 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
3 15.

(Ausgegeben am 1. Dezember 1910.)

33. Verordnung
vom 24. November 1910,

betreffend Bestimmungen über das Ausverkaufswesen.

Auf Grund des 8§ 7 Abs. 2 und § 9 Abs. 2 des Reichsgesetzes gegen den
unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1900 (Reichsgesetzblatt Seite 499 ff)) in
Verbindung mit der Regierungs-Verordnung vom 6. September 1909 zur Aus-
führung des genannten Gesehes (Gesetzsammlung Seite 35) wird nach Anhörung
der Handelskammer und der Handwerkskammer zur Regelung des Ausverkaufswesens
folgendes verordnet:

6 1.

" Vor der Ankündigung eines Ausverkaufs, der aus Anlaß eines Konkurses
eines gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichs unter Hinweis hierauf ver-
anstaltet wird,

ferner eines Ausverkaufs wegen Naummangels oder baulicher Veränderung,
wegen Verkleinerung, Verlegung oder Beendigung des Geschäftsbetriebes,
wegen Aufgabe eines Geschäftszweiges oder bestimmter Warengattungen,
wegen Räumung eines bestimmten Warenvorrats aus dem vorhandenen

Bestande,
wegen Todes des Geschäftsinhabers,



132

wegen Erbteilung oder Erbauseinandersetzung,
wegen bevorstehender Inventur,
wegen Wertminderung der Waren durch Naturgewalt oder andere schädigende

Ereignisse
ist auf dem platten Lande dem Fürstlichen Landratsamte,
in den Städten dem Gemeindevorstande

über den Grund des Ausverkaufs und den Zeitpunkt seines Beginns Anzeige zu
erstatten, sowie ein Verzeichnis der auszuverkaufenden Waren einzureichen.

Die Einsicht in das Verzeichnis ist jedem gestattel.

Die Anzeigeerstattung hat spätesteus zwei Wochen, die Einreichung des Ver-
zeichnisses spätestens eine Woche vor Beginn des Ausverkaufs zu erfolgen.

Das Fürstliche Landratsamt bezw. die Gemeindevorstände der Städte können
auf Antrag — nötigenfalls nach Anhörung von Sachverständigen — Ausnahmen
von der Einhaltung dieser Fristen bewilligen, wenn der Ausverkauf durch Natur-
gewalt veranlaßt ist oder die auszuverkaufenden Waren dem Verderb ausgesetzt sind.

Die Gewährung von Ausnahmen in auderen Fällen bleibt der Flrstlichen
Landesregierung vorbehalten.

5 2.

Auf Saison= und Inventurausverkäufe, die in der Ankündigung als solche
bezeichnet und im ordentlichen Geschäftsverkehr üblich sind, finden die Vorschriften
des § 1 keine Anwendung.

Für diese Saison= und Inventurausverkäufe gelten vielmehr folgende Be-
stimmungen:

Niemand darf in einem Kalenderjahre im ganzen mehr als zwei solche
Ausverkäufe veranstalten. Die Ausverkäufe sind nur in der Zeit vom 1. Januar
bis einschließlich 15. Februar und vom 1. Juli bis einschließlich 15. August statthaft.

Die Dauer eines jeden Ausverkaufs darf einen Zeitraum von 14 Tagen
nicht überschreiten.

Die Vestimmung des Beginns des Ausverkaufs innerhalb der angegebenen
Zeiten ist dem Verkäufer überlassen.
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83.

Uebertretungen der vorstehenden Anordnungen werden gemäß 8 10 Ziffer
2 und 3 des genannten Reichsgesetzes mit Geldstrafe bis zu 150 = oder mit
Haft bestraft.

Greiz, den 24. November 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
48 16.

(Ausgegeben am 3. Dezember 1910.)

34. Konfistorialverordnung
vom 30. November 1910,

die Ordnung des Landeslehrerseminars in Greiz betreffend.

Mit Rücksicht auf die zu Ostern kommenden Jahres in Krast kretende
Neorganisation des Landeslehrerseminars werden mit Höchster im Namen Seiner
Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht
des Regenten die Bestimmungen der Konsistorial-Bekanntmachung vom 15. April
1886 und ihrer Ergänzungen vom 2. Mai 1901 und 22. Januar 1904 aufge-
hoben und durch folgende Ordnung ersetzt:

W 1.

Das Fürstliche Lehrerseminar hat die Aufgabe, seine Zöglinge im christlichen
Glauben nach dem Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche und im vater-
ländischen Geiste zu erziehen und einen für den öffentlichen Schul= und Kirchen-
dienst wohlvorbereiteten Lehrerstand auszubilden. Es untersteht der unmittelbaren
Aussicht und Verwaltung des Fürstlichen Konsistoriums als der Oberschulbehörde.

8 2.

Die Zöglinge werden in 6 aufssteigenden, im Unterricht nach Möglichkeit
von einander zu treunenden Klassen für ihren Beruf ausgebildet.

23.
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Nur für den Unterricht im Klavier-, Violin= und Orgelspiel sind die Klassen
in der Regel in einzelne Abteilungen zu zerlegen.

83.
Die Zahl der Schüler darf die zu dem Maß der vorhandenen Lehrkräfte

und Unterrichtsräume in angemessenem Verhältnis stehende Höhe nicht überschreiten.
Ihre Höchstzahl wird — mit Vorbehalt weiterer Bestimmungen — auf insgesamt
70 festgestellt.

8 4.

Die Aufnahme in das Seminar findet zu Ostern mit Beginn des neuen
Schuljahres statt. Nur ausnahmsweise kann dieselbe mit Genehmigung der Ober-
schulbehörde im Laufe des Schuljahres erfolgen.

6 5.

Aufnahmeberechtigt sind Landeskinder, die der evangelisch-lutherischen Landes-
kirche angehören. Nur bei Mangel an genügend befähigten inländischen Bewerbern
können mit Genchmigung des Fürstlichen Konsistoriums Schüler, die nicht dem
Fürstentum Reuß ä. L. angehören, ausgenommen werden.

86.
Die Aufnahmeprüfung findet in der II. Hälfte des Januar statt; der Zeit-

punkt wird rechtzeitig von dem Seminardirektor in den Zeitungen bekannt gegeben

Dem Aufnahmegesuch sind beizufügen:
das Taufzeugnis,
der Konfirmationsschein,
der Wiederimpfungsschein,
ein ausführliches Schulzeugnis, das über die Leistungen in den
einzelnen Fächern, über die Führung und Befähigung Auskunft gibt,
ein selbstgefertigter Lebenslauf, in dem Name, Beruf und Wohnungs-
ort der Eltern oder des Vormundes genau angegeben sind und mit-
zuteilen ist, welche Schule der Bewerber besucht hat und aus welchen
Gründen er sich dem Lehrerberuf widmen will,

ein ärztliches Gesundheitszeugnis, in dem dem Bewerber außer gesunder
Körperbeschaffenheit im allgemeinen noch besonders wörtlich bescheinigt
wird, daß er eine gesunde, für den Beruf eines Volksschullehrers hin-
länglich starke Brust, scharfes Gehör, gesunde Slinune und gesunde
Augen hat, auch sonst nicht an körperlichen Gebrechen leidet, die ihn

—

#v5

„

S
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an der Erfüllung der einem Volksschullehrer obliegenden Pflichten
hindern können. In dem Zeugnis hat der praktische Arzt sich auch
darüber zu äußern, ob er die Familie des Bewerbers persönlich kennt,
und ob ihm ekwas darüber bekannt ist, daß in ihr Fälle von Skrofulose,
Lungenschwindsucht oder Geisteskrankheit vorliegen.

Die Zeugnisse der Schule und des Arztes sind unter versiegeltem Verschluß
an den Bewerber obzugeben und von diesem unerbrochen seinem Gesuche anzufügen.

Während der Aufnahmeprüfung findet eine Untersuchung der Bewerber
durch den Seminararzt statt.

87.
Die Prüfung wird unter dem Vorsit des Direktors und unter Beteiligung

des gesamten Lehrerkollegiums vorgenommen. Die Aufgaben in den einzelnen
Fächern werden von den betreffenden Fachlehrern gestellt, die Entscheidung über
Aufnahme oder Nichtaufnahme steht dem gesamten Kollegium zu.

Bei Prüfung einzelner, im Laufe des Unterrichtsjahres etwa Aufnahme
suchender Schüler hat der Direktor ausnahmslos den Klassenlehrer und die übrigen
Hauptlehrer der Klasse,. für welche die Prüfung stattfindet, hinzuzuziehen.

8 8.

Die Prüfung ist eine schriftliche und mündliche und nicht öffentlich. Sie
ist so einzurichten, daß sich aus ihr nicht bloß ein Urteil über Sicherheit und
Umfang der Kenntnisse sowie über den Grad der Fertigkeiten, sondern auch über
das Verständnig und die geistige Beanlagung des Prüflings gewinnen läßt. Die
Prüfungskommission ist befugt, solche Prüflinge, deren Unreife sich in den schrift-
lichen Arbeilen zweifellos herausstellt, von der ferneren Prüfung auszuschließen.

80.
Neben hinreichender Begabung und Vorbildung sowie gutem Charakter und

einwandfreier Führung wird von dem Prüfling für die Aufnahme in die sechste
lasse des Seminars verlangt:

I. lautrichtiges, fließendes und richtig betontes Lesen von Prosa und
vesie und sinngemäßer Vortrag gelernter Gedichte;

2. Bekanntschaft mit den Elementen der deutschen Sprachlehre; Anfertigung
eines seinem Gesichtekreis entnommenen Aufsatzes und Niederschrift
eines Diktates ohne grobe Verstöße gegen die Rechtschreibung und
Grammatik;

3. eine deutliche und reinliche Handschrift;
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*— gedächtnismäßige Beherrschung des für die Volksschulc vorgeschriebenen
religiösen Lernstoffes und genügende Bekanntschaft mit den in der
Volksschule gewöhnlich behandelten biblischen Geschichten und Katechis-
musstoffen;
 sichere Kenntnis der 4 Grundrechnungsarten mit ganzen Zahlen,

gewöhnlichen und Dezimalbrüchen, Uebung im Lösen von einfachen
Aufgaben aus den bürgerlichen Rechnungsarten und Sicherheit im
Kopfrechnen. Kenntnis der wesentlichsten Eigenschaften der Linien,
Winkel und Körper und die Ferkigkeit, leichte Flächen und Körper-
berechnungen ausgzuführen;
genauere Bekanntschaft mit den Elementen der Weltgeschichte und der
Erdkunde;

. gutes Gehör und musikalische Vorbildung in dem Maße, daß der
Prüfling die Noten kennt und einige Uebung im Singen nach Noten
sowie im Klavier= und Violinspiel besitzt.

Bewerber, denen es an musikalischem Gehör gebricht, können nur
ausnahmsweise und unter der Vedingung ausgenommen werden, daß
sie im übrigen hervorragend begabt sind. Zu ihrer Aufnahme bedarf
es der Genehmigung des Fürstlichen Konsistoriums.

Ausnahmsweise können geeignete Bewerber, die eine entsprechende Vorbildung
nachweisen, auch in eine höhere Klasse aufgenommen werden.

GCe

—

810.
Die neu aufgenommenen Zöglinge sind auf die gewissenhafte Beobachtung

der für die Anstalt geltenden Ordnungen und Bestimmungen durch Handschlag in
Gegenwart der Lehrer und sämtlicher Zöglinge zu verpflichten.

Auswärtige bedürfen bei der Wahl der Wohnung der Genehmigung des
Direktors.

Jeder neu Aufgenommene hat sich durch Revers zu verpflichten, nach
Beendigung seiner Ausbildung im Lehrerseminar 6 Jahre long, von der Ablegung
der Abgangsprüfung an gerechnet, sich im Schuldienst des Landes nach Bestimmung
Fürstlichen Konsistoriums verwenden zu lassen.

Von dieser Verpflichtung kann das Fürstliche Konsistorium unter der Vor-
aussetzung entbinden, daß der Betreffende das etwa bedingungsweise ihm erlassene
Schulgeld nachzahlt und die genossenen Stipendien, soweit sie ihm unter einer ent-
sprechenden Bedingung gewährt sind, zurückerstattet.

Der gesehliche Vertreter des Zöglings (Vater bezw. Vormund) hat sich durch
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Namensunierschrift zu dem Revers des Zöglings zu bekennen und sich zugleich für
dessen Erfüllung verbindlich zu machen.

Falls der Zögling oder dessen Eltern bezw. Vormünder während der Zeit
des Seminarbesuches auf die Bewilligung staatlicher Beihilfe zu seiner Unterhaltung
rechnen, so ist das in einem besonderen Gesuch an den Seminardirektor zu beantragen.
Das Gesuch muß eine möglichst genane Angabe über die Vermögenslage enthalten
und darunter die Beglaubigung des zuständigen Gemeindevorstandes, daß die Angaben
der wirklichen Sachlage entsprechen, sowic eine Bescheinigung darüber, mit welchem
Einkommen die Bewerber zur Steuer veranlagt sind. Auch ist in dem Gesuche
genau anzugeben, ob der Zögling Geschwister hat, und wenn dies der Fall ist, wie-
viele ihrer sind und in welchem Alter (event. auch in welchem Berufe) sie stehen.

 e

Jeder neu aufgenommene Zögling hat ein Eintrittsgeld von 5 Mark zu
entrichten.

Das Schulgeld beträgt für Inländer 40 Mark, für Ausländer 80 Mark
jährlich, doch soll den vor Ostern 1911 die Anstalt bereits besuchenden Zöglingen
die Vergünstigung zu teil werden, daß sie bis Ostern 1914 das Schulgeld nach den
bisherigen Säßen zahlen.

Bedürftige Schüler, die sich dessen würdig erzeigen, können auf Ansuchen
durch das Fürstliche Konsistorium bedingungsweise von der Zahlung des Schulgeldes
befreit werden. Dieselben haben sich unter Beitritt des gesetzlichen Vertreters durch
Nevers zu verpflichten, das bedingungsweise erlassene Schulgeld nachzuzahlen, falls
sie auf ihren Wunsch von der nach § 10 Absatz 3 ihnen obliegenden Verpflichtung
entbunden werden oder vor Beendigung ihrer Ausbildung die Anstalt verlassen.

Verläßt ein Schüler im Laufe eines Vierteljahrs die Anstalt, so hat er das
Schulgeld für den laufenden Monat mit zu entrichten.

8 12.
Die Aufnahme ist für das erste Jahr nur eine bedingte. Auch später kann

der Zögling. wenn sich nach dem Urteil des Lehrerkollegiums herausstellt, daß er
nicht die erforderlichen Anlagen oder daß er ein für einen Lehrer ganz ungecignetcs
Wesen hat, von der Anstalt entlassen werden.

8 13.
Die zur Hundhabung der Disziplin unentbehrlichen Schulstrafen dienen zu

nächst zur Besserung des Schülers und zur Verhütung von Uebertretungen, solle
aber auch dazu helsen, den Geist der Anstalt und das Wohl der Schüler gegen
verderbliche Einflüsse einzelner Mitschüler sicherzustellen.
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Schulstrafen sind:
. Mündliche Ermahnung unter vier Augen oder vor der Klasse.

Schriftlicher Verweis.
Nachsitzen.
Verweis vor der versammelten Lehrerkonferenz.
Verweis vor versammelten Lehrern und Schülern.
Karzer bis zur Dauer von 6 Stunden.

Entziehung von Wohltaten.
. Aubrohung der Entlassung.

Entlassung von der Anstalt.

Die Entlassung hat u. a. zu erfolgen, wenn ein Schüler durch sein sitt-
liches Verhalten oder durch beharrliche Trägheit sich unwürdig macht, der Anstalt
ferner anzugehören.

Ueber die Strafen unter 1. bis 3. erkennt der einzelne Lehrer, über die
unter 4. bis 8. die Konferenz. Ueber die Entlassung von der Anstalt wird auf
Antrag der Konferenz vom Fürstlichen Konsistorium verfügt.

„

*

814.

Vor Ostern und vor Michaclio wird sämtlichen Zöglingen über das sittliche
Verhalten, den Fleiß und die Leislungen ein scriftliches Zeugnis erteilt. Die
Versetzung in eine nächsthöhere Klasse findet auf Grund einer unter dem Vorsitz
des Direktors abgehaltenen Konferenz der beteiligten Lehrer vor Ostern statt. Hat
ein Schüler das Bildungsziel seiner Klasse nicht erreicht, so kann er den Kursus
nur einmal wiederholen.

815.
Vor Schluß des Kursus der II. Klasse findet eine Vorprüfung, vor Schluß

des Kursus der I. Klasse findct die Abgangsprüfung statt; über beide Prüfungen
besteht eine besondere Prüfungs-Ordnung.

urch das Bestehen der Abgangsprüfung erwirbt sich der Zögling die Be-
fähigung zur provisorischen Verwaltung eines Schulamtes.

Nach Verlauf von zwei Jahren, von Ablegung derI.Prüfung an gerechnet,
hat sich der Schulamtskandidat einer II. (sogen. Wahlfähigkeits-) Prüsung vor der
zuständigen Prüfungskommiision nach Maßgabe der hierfür bestehenden Ordnungen
zu unterziehen. Dabei wird die Zeit, während welcher der Kandidat seiner aktiven
Militärdienstpflicht genügt hat, auf die vorgeschriebene zweijährige Frist nicht angerechnet.
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Wird die II. Prüsung von dem Schulamtskandidaten mit Erfolg abgelegt
und hat derselbe seiner aktiven Dienstpflicht im stehenden Heer oder in der Marine
geungt. oder ist er von derselben für die Friedenszeit endgültig befreit, so kann er
definitiv im Schuldienst angestellt werden. Besteht er die Prüfung nicht, so kann
er nach Verlauf eines Jahres noch einmal zur Prüfung zugelassen werden.

Greiz, den 30. November 1910.

Fürstlich Reuß-Plauisches Konsistorium.
v. Meding.

Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
V 17.

(Ausgegeben am 6. Dezember 1910.)9

35. Verordnung
vom 1. Dezember 1910

zur Ausführung der Höchsten Verordnung vom 8. Juli 1910,
betreffend das Straffestsetzungsrecht der Stadtgemeindevorstände.

Zur Ausführung des § 9 Abs. 3 der Höchsten Verordnung vom 8. Juli
1910 (Gesetzsammlung Seite 95) wird folgendes verordnet:

 #

Auf die Vollstreckung der Haftstrafe sinden die 38 487, 488, 489, 493
der Reichsstrasprozeßordnung sinngemäße Anwendung mit folgender Maßgabe.

8 2.

Der Gemeindevorstand verfügt die Ladung zum Strafantritt und die Ein-
lieserung in das Haftlokal, er erläßt den Vorführungs-, den Haftbefehl oder Steck-
brief (§ 489 Str. Pr.-O.), ihm steht zu die Entschließung über die Aufschiebung
der Strasvollstreckung (§8 487, 488 Str.-Pr.-O), er trifft Entscheidung im Sinne
des § 493 Abs. 2 der Strafprozesordnung.

Er hat ferner die Entlassung eines Gefangenen anzuordnen, wenn sie infolge
einer Höchstlandesherrlichen Gnadenentschließung einzutreten hat oder durch geistige
oder körperliche Krankheit oder aus andern Ursachen notwendig ist.

24
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Ist ein Gnadengesuch gestellt, so findet der § 18 Abs. 3 der Regierungs-
verordnung vom 5. September 1879 entsprechende Anwendung.

*l3.
Der Gemeindevorstand leitet die Haftvollstreckung und die Verwaltung der

Haftlokale, er führt die nächste Aufsicht über die Haftlokale und die Gefangenen-
aufseher und übt die Disziplinargewalt über die Gefangenen.

Nächste Aussichtsbehörde ist die Fürstliche Aufsichtsbehörde über städtische
Gemeindeverwaltung.

Die oberste Aussicht steht der Fürstlichen Landesregierung zu.
Im übrigen werden die allgemeinen Vorschriften über den Geschäftsbetrieb

und die Ordnung in den Hastlokalen durch den Gemeindevorstand getroffen. Sie
sind mit den Grundzügen der „Gesängnis= undHausordnung" für die staatlichen
Gerichtsgefängnisse vom 7. Juli 190.1 (Gesetsammlung Seite 67) nebst Nachtrag
vom 24. Juni 1905 (Gesetzsammlung Seite 35) tunlichst in Einklang zu setzen
und bedürfen der Genehmigung Fürstlicher Landesregierung.

84.

Beschwerden gegen die auf die Haftvollstreckung sich beziehenden Berlügungenund Entscheidungen des Gemeindevorstands sind durch die in § 3 Abs.2und 3
bezeichneten Aussichtsbehörden zu eutscheiden.

Die Beschwerde ist bei dem Gemeindevorstand zu erheben. Erachtet der
Gemeindevorstand die Beschwerde für begründet, so hat er derselben abzuhelsen;
andernfalls hat er sie alsbald, spätestens vor Ablauf von drei Tagen, der Aufsichts-
behörde vorzulegen.

Durch Einlegung der Beschwerde wird der Vollzug der angefochtenen Ver-
fügung (Entscheidung) nicht gehemmt. Jedoch kann die Beschwerdeinstanz anordnen,
daß die Vollziehung auszusetzen sei.

Greiz, den 1. Dezember 1910.

Fürstlich Neuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.



36. Regierungsverordnung
vom 2. Dezember 1910

zur Abänderung der Regierungsverordnung vom 2. September 1879,
die Dienst= und Geschäftsverhältnisse der Gerichtsvollzieher betreffend.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird der § 22 der
Regierungsverordnung vom 2. September 1879, die Dienst= und Geschäftsverhältnisse
der Gerichtsvollzieher betreffend (Ges.=Sammlung Seite 193), abgeändert wie folgt:

z 22.

Die Gerichtsvollzieher erhalten für ihre Dienstleistungen eine feste Besoldung
aus der Staatskasse. Die Schreibmaterialien und erforderlichen Formulare werden
ihnen aus Landesmitteln beschafft. Ein Lokal zur Entgegennahme von dienst-
geschäftlichen Aufträgen, ein solches zur Venvahrung von gepfändeten, eingehobenen
und eingezogenen Gegenständen, sowie ein weiteres zur Vornahme von Versteigerungen
von Mobilien, soweit dieselben nicht an Ort und Stielle erfolgen, wird ihnen vom
Staate gewährt.

Wenn dieselben ausierhalb ihres Wohnortes Dienstverrichtungen haben, zu
deren Erledigung sie mit Einschluß des Hin= und Rückweges notwendiger Weise

länger als 3 Stunden von ihrem Wohnsitze obwesend sind, so haben sie für jede
überschießende Stunde 50 Pfennige, höchstens aber 3 c für den Tag, als Ent-
schädigung für Zehrung und, wenn sie außerhalb ihres Wohnortes über Nacht zu
bleiben gezwungen sind. — unter Ausschluß jedes Anspruchs auf eine besondere

Zehrungsvergütung für die Nachtzeit — 1 50 3J für Nachtlager zu berechnen
und die betreffenden Beträge aus der Landeskasse gewährt zu erhalten.

Bedienen sich die Gerichtsvollzieher bei Dienstverrichtungen außerhalb ihres
Wohnortes der Eisenbahn, so wird ihnen das Fahrgeld III. Klusse aus der Landes-
kasse erstattet.

Ferner werden den Gerichtsvollziehern bare Auslagen, welche bei der Aus-
führung von Dienstgeschäften der Gerichtsvollzieher notwendig geworden sind und
welche nicht zu den Aufwänden für Zehrung und Nachtlager und nicht zu den
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Schreibgebühren oder Reisekosten, ausgenommen Eisenbahnfahrgelder — vergleiche
Absaß 3 —gehören, zum vollen Betrage aus der Landeskasse vergütet.

Aus derselben empfangen die Gerichtsvollzicher noch eine besondere Ver-
gütung für ihre amtliche Tätigkeit in Bezug auf diejenigen Versteigerungen, welche
von ihnen im Zwangsvollstreckungswege ausgeführt werden, unter der Bezeichnung
einer Zählgebühr, welche sich nach dem Maßstube von zwei Pfeunigen für je
hundert Pfennige des zur Ablieferung kommenden Barerlöses berechnet.

Greiz, den 2. Dezember 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Älterer Linie.
5 18.

(Ausgegeben am 29. Dezember 1910.)

37. Regierungs Verordnung
vom 20. Dezember 1910

zur Ausführung des Bundesratsbeschlusses vom 3. November 1910,
betreffend das Deutsche Arzneibuch, fünfte Ausgabe 1910.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Ermächtigung Seiner Durchlaucht des Regenten werden auf Grund des
Beschlusses des Bundesrats vom 3. November 1910 zu dem Deutschen Arzneibuch
fünfte Ausgabe 1910, welche vom 1. Jannar 1911 ab an Stelle der zur Zeit
in Geltung besindlichen vierten Ausgabe tritt, folgende Uebergangs= und Ein-
führungsbestimmungen erlassen.

I. Uebergangsbestimmungen.
81.

Axzneimittel, die bei dem Inkrafttreten der 5. Ausgabe des Deutschen
Arzneibuchs in den Apotheken vorhanden sind und den neuen Anforderungen noch
nicht entsprechen, dürfen bis zum 31. Dezember 1911 vorrätig gehalten und ver-
abfolgt werden.

*iie
Die in der 5. Ausgabe des Deutschen Arzueibuchs neu eingeführten Be-

zeichnungen der Arzneimittel sind auf den Behältnissen in allen Apothekenräumen
bei Neueinrichtungen sogleich, in sestehenden Apotheken spätestens bis zum 31.
Dezember 1913 herzustellen.
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83.
Die auf Grund der Vorschriften über die Abgabe stark wirkender Arznei-

mittel, sowie die Beschaffenheit und Bezeichnung der Arzneigläser und Standgefäße
in den Apotheken (Bundesratsbeschluß vom 13. Mai 1896, Regierungs-Verordnung
vom 30. Juni 1896) erforderlichen Aufschristen auf den Behältnissen für solche
Arzneimittel, die in der 5. Ausgabe des Arzneibuchs in den Verzeichnissen der vor-
sichtig (Tabellc 0) oder sehr vorsichtig (Tabelle 8) aufzubewahrenden Mittel auf-
geführt sind, müssen in den vorgeschriebenen Farben längstens bis zum 31. Dezember
1911 angebracht sein.

z 4.

In bestehenden Apotheken dürfen die Gefäße der Reagentien, die die bisher
übliche Bezeichnung des Reagens mit dem lateinischen Namen tragen, bis auf
weiteres beibehalten werden.

86.
Die in den Apotheken bereits vorhandenen Siebe dürfen bis zum 31. Dezember

1915 verwendet werden, auch wenn sie hinsichtlich der Mascheuweile den An-
forderungen der 5. Ausgabe des Arzneibuchs nicht entsprechen.

II. Eiuführungsbestimmungen.
8 6.

ür diejenigen Reagentien, die in gebrauchsfertigem Zustand im Verkaufs-
raum aufgestellt sind, oder die nur bei Bedarf hergestellt werden sollen, sind be-
sondere Standgefäße nicht erforderlich.

87.
Die Reagentien und volumetrischen Lösungen für ärztliche Untersuchungen

(Anlage III des Arzueibuchs) brauchen nicht vorrätig gehalten zu werden.

68.
In jeder selbständigen Apotheke muß eine Wage vorhanden sein, die bei

100gBelastung noch 0,001g mit Sicherheit erkennen läßt. Zur Anschaffung dieser
Wage wird eine Frist bis zum 31. Dezember 1911 sestgesetzt.

69.
Das Mikroskop muß eine mindestens 350 fache Lineawergrößerung leisten

und muß mit cinem Okularmikrometer ausgestattet sein. Zur Anschaffung eines
solchen Mikroskops wird eine Frist bis zum 31. Dezember 1911 festgesetzt.
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8 10.
Die Siebe dürfen nicht aus Kupfer-, Messing= oder Bronzedraht gefertigt sein.

Wl11.
Bei Anfertigung von Arzneien ist der in den allgemeinen Bestimmungen

unter Nr. 13 des Arzneibuchs erwähnte Normal-Tropfenzähler zu verwenden.

Greiz, den 20. Dezember 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.

38. Patent
vom 21. Dezember 1910, die im Jahre 1911 zu entrichtenden

Landesabgaben betreffend.

Zufolge Höchster Entschließung soll mit erklärter Zustimmung des Landtags
im Jahre 1911 die nach der Verordnung vom 30. Dezember 1870 in Gemäßheit
der Gesetze vom 9. Mai 1857 und 26. Februar 1875 zu erhebende allgemeine
Grundstener mit 2 /4% Pfennigen von der Stenereinheit erhoben werden.

Bezüglich der übrigen Abgaben bewendet es bei den bisherigen Bestimmungen.
Indem dieses zur Nachachtung für die Stenerpflichtigen, Hebestellen und

Einnehmer zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird, werden für die an den zwei
ersten Terminen mit je 1 Pfennig, am dritten mit /1 Pfennig von jeder Steuer-
einheit zu entrichtende Grundsteuer folgende Termine festgesetzt:

der 1. April,
der 1. Juli,
der 30. September.
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Dabei wird bemerkt, daß bei Entrichtung des dritten Grundsteuerkermins
Beträge unter ½ Pfennig wegfallen, Beträge von über ½ Pfennig für einenvollen Pfennig gerechnet werden, sowie daß die erforderliche Belehrung. der Orts-

steuereinnehmer en Erhebung des dritten Termins durch das Fürstliche Kataster-
bureau Frsenn wirAn Einkommenstener werden im Jahre 1911 neun Termine zur Erhebung
gelangen und bleibt die Festsetzung dieser Terminc zur Zeit noch vorbehalten.

Greiz, den 21. Dezember 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.

39. Reg 4 —NWMN. 4 4.

vom 22. Dezember 1910,
betreffend Veränderung in Bezug auf den Bereich der Zuständigkeit

einiger Organe der Landesverwaltung.

» Unter Bezugnahme auf die Regierungs-Verordnung vom 9. Juli 1910,
Anderungen der bestehenden Gerichtsorganisation betreffend (Ges.= S. S. 104), wo-nach vom 1. Jannar 1911 ab die bisher zum Amtsgerichtsbezirk Ureiz gehörigen
Ortschaften Bernsgrün, Mehla und Brückla dem Bezirk des Amtsgerichts
Zeulenroda zugewiesen werden, und unter Bezugnahme auf die Regierungs-
Verordnung vom 26. September 1879, Veränderungen in Bezug auf die Gestallung
und den Bereich der Zuständigkeit verschiedener Organe der Landesverwaltung be-
treffend (Ges.S.S. 266), weisen wir andurch darauf hin, daß vom 1. Jannar

ab

a) die Bezirkssteuereinnahmen zu Greiz und Zeulenroda,
b) die Physikate zu Greiz und Zeulenroda,
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e) die Erbschaftssteuerämter zu Greiz und Zeulenroda

für die neugestalteten Bezirke der Amlsgerichte Greiz und Zeulenroda zuständig sind.
Mit Bezug auf die Beitreibung der am Schlusse des Jahres 1910 noch

vorhandenen Rückstände an Grund-, Einkommen= und Hundesteuern bleibt die Zu-
ständigkeit der bisher für die vorgenannten Orte damit betrauten Behörden aufrecht
erhalten

Greiz, den 22. Dezember 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Saupe.

40. Regierungs Verordnung
vom 24. Dezember 1910,

betreffend Anderung der Deutschen Arzneitaxe.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Regenten wird unter Bezugnahme
auf die Regierungs-Verordnung vom 21. März 1905, die Einführung einer ein-
beitlichen Deutschen Arzneitaxe betressend (Ges.-S. S. 20 ff.), auf Grund des § 80
Abs. 1 der Gewerbeordnung bestimmt:

Die zufolge Verständigung unter den Bundesregierungen im Bundesrat
am 15. Dezember 1910 beschlossenen Aenderungen derDeutschen Arznei-
taxe treten für das Fürstenlum am 1. Januar 1911 in Kraft

Die amtliche Ausgabe dieser Arzneitaxe wird im Verlage der Weidmann=
schen Buchhandlung in Berlin S. W. 68, Zimmerstraße 94, erscheinen.

Greiz, den 24. Dezember 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch.
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41. M 2. A# 4. 4.

vom 28. Dezember 1910,
Abänderung der Postordnung vom 20. März 1900 betreffend.

Nachstehende „Anderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in
Gemäßheit des § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom
28. Oktober 1871 (Reichsgesetzblatt Seite 347) hiermit zur öffentlichen Kenntnis
gebracht.

Greiz, den 28. Dezember 1910.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch.

Verlin W.r, den 21. Dezember 1910.

Anderung
der

Postordnung vom 20. März 1900.

Auf Grund des § 50 des Gesetzez über das Postwesen des Deutschen Reichs vom
28. Oktober 1871 wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt ergänzt
und geändert:

1) Im § 6, „Zur Postbeförderung bedingt zugelassene Gegenstände“ ist
unter Vim ersten undletzten Satze hinter „Knallkorke“
einzuschalten: „.und Knallkapseln"“.

2) Im 8 8 „Drucksachen“ ist der Abs. VII wie folgt zu ändern:
Drucksachen sind auch in Form offener Karten zulässig.

3) Im § 12 „Pakete“ ist der Abs. II wie folgt zu ändern:
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Zu einer Postpaketadresse dürfen höchstens drei Pakete gehören; jedes Nach-
nahmepaket muß von einer besonderen Nachnahmepaketadresse (I§ 19) begleitet sein.

4) Im § 19 „Postnachnahmesendungen“ ist am Schlusse des Abs.
I hinzuzufügen:

Bei Versendung von Paketen oder Karten unter Nachnahme sind Nachnahme-
paketadressen und Nachnahmekarten mit anhängender vom Absender auszufüllender
Postanweisung oder Zahlkarte zu benutßen. Formulare zu Nachnahmepaketadressen
und Nachnahmekarten mit anhängender Postanweisung können durch die Postan-
stalten zum Preise von 5 Pf. für je 10 Stück bezogen werden. Die entsprechenden
Formulare mit anhängender Zahlkarte sind nur für Inhaber eines Postscheckkontos
bestimmt und werden an diese ausschließlich von den Postscheckämtern zu demselben
Preise abgegeben. Auch von der Privatindustrie hergestellteFormulare sind zulässig,
wenn sie in der Größe, Farbe und Stärke des Papiers sowie im Vordrucke mit
den durch die Post ausgegebenen Formularen übereinstimmen.

5)Im § 19 Abs. II ist statt des letzten Satzes zu setzen:
Bei Nachnahmepaketen müssen vorstehende Vermerke auf dem Paket ange-

bracht sein. Auf den Nachnahmepaketadressen und sna heenen ist die Angabedes Namens und Wohnorts des Absenders nicht erforderlich
6) Im § 19 Abs. VI ist in Zeile 9 hinter dem Worte „Falle“

ein Komma zu seen und dahinter einzufügen:
soweit nicht ohnehin Nachnahmeformulare mit anhängender Zahlkarte zu

verwenden sind (1)

Vorstehende Aenderungen treten mit dem 1. Jannar 1911 in Kraft.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.
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Jahrgang 1910.

—.

A.

Abgabenpflichtige, saumige, deren Aus-
schließung von öffentlichen Vergnügungs-

orte 51.

Amtsanwalt, s. Verfügungen.

#tsgertchtsbelsole Greiz u.Zderen veränderie Abgrenzung 150.

Arzuelbuch, deuisches. 5. Ausgabe S. 147.

Arzneliaxe, deren Abänderung S. 151.

Ausflhrung der Gesindeordnung S. 20.

er Bundesratsverordnung über den*iuit Kraftsahrzeugen S. 63.
—des Hundesteuergesetzes S. 82.

— des Weingesetzes S. 101.

—des Stellenvermiltlergesetzes S. 125.

—des Viehseuchen-Ubereinkommens mit
Oslerreich-Ungarn, deren Abänderung S. 48.

— des Bundesraksbeschlusses vom 8.

Avvembber 1910, betr. das deutsche Arznei-buch,5.Ausgabe S. 147.

TusschließzungsäumigerAbgabenpflichtiger
von öffentlichen Vergnügungsorten S. 51.
* ———————

Belanntinachungen gerichtlicher Versilg-
ungen von Amts wegen S. 66.

Veleuchtungsanlagen, in welchen leicht-

Hachtige- Kohlenwasserslosse Verwendungnden

Berusgrün,! deren Zuweisung zum
rückla, l Amtsgerichtsbezirke Zeulen-

roda S. 104

—zur Bezirkssteuer-Einnahme, Physilat
und Erbschaftssteueramt Zeulenroda S. 150.

C.

D.
Dieustboten, s. Gesinde.
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Dieustelukommen der Volksschullehrer

S. 42.

— der Volksschullehrerinnen S. 46.

Drucksehlerberichtigung S. 50.

E.
Elnkommensteuertermine S. 59P.

Erziehungsbelhülfen S. 40.

F.
Festlage-Feier S. 61.

Flelschbeschan, deren Kosten S. 111.

G.
Gene -

vermittcckS 118. 126.

#: Ir.

Geburtourkunden, Ausstellung abge-
kürzter für Schul, und Unterrichlszwecke,
——- des Konfirmationsunterrichtes

Geiltliche, s. Pensionsverhältnisse.

Gerichtliche Verfügungen, derenstellung und Belannimachung S. 6
Zu-

Gerichtsdiener, s. Verfügungen.

Gerlchtsorganisation, deren Anderungen
S. 104.

Gerichtsschreiber,
Gerlchlsvollzieher, s. Verfügungen.

deren Dienst= und Geschäftsver-
45.hälimisse S. 1

Gesiudedleustbuch S. 24.
"

Gesindeordnung S. 1.

Gefinderegister S. 26.

Grundsteuertermine S. 56. 149.

Handelsgewerbe, s. Sonntagsruhe.

Hebammen, in der Nähe der Grenzen
wohnende, deren ugeenseitige Zulassung zurAusübung ihrer Berufstätigkeit in deneinzelnen mdesstaaten S. 71.

Helurich-Elisen-Stiftung in Greiz S. 72.

Hunude, derenBesteuerung,Gesetz S. 78.

— Ausführungsverordnung S. 82.

J.

K.

Nartoheirut. dessen Verbrennen im127.Freien

Kirchendiener, s. Pensionsverhältnisse.

Kohlenwasserstoffe, leichtflüchlige, deren
Verwendungin Beleuchtungsanlagen S. 36.

Kraftfahrzeuge, Ausführung der Bundes-
ratsverordnung S. 63.

L.
Landesabgaben, Patent über die im

Jahre 1910 zu entrichtenden S. 56.

—Patent über die im Jahre 1911 zu
entrichtenden S. 149.
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Landesausschuß, Abänderung des Gesetzes

vom 25. 1. 1871 S. 60.

Landesgrenzrevisionen S. 65.

iin Greiz, Ordnungdesselben

Landesverwaltung, Veränderungen in
Bezug auf den Bereichd9erItändigkeiteiniger Organe derselben S.

Landtagsabschied für den 15. ordentlichen
Landtag S. 54.

Lehrer, Pensionsverhältnisse S. 39.

— Diensteinkommen der Volksschullehrer
S. 42.

Lehrersemlnar, s. Landeslehrerseminar.

M.

Mehla, dessen Zuweisung # Amts=gerichtsbezirke Jeulenroda S.

anefirtestenereinnahme, PhysikatundWbb½ßds teueramt Zeulenroda S. 150.

Milchverkauf an Sonn= und Festtagen
S. 61.

Milde Stiftung, Anerkennun dverHeimich-Elisen-Stiftung in Greiz als socheicheS.7

Mineralöle, Verkehr mit solchen S. 27.

N.

O.

OLsterrelch-Ungarn, s. Viehseuchen-Uber-
einkommen.

Ortsstatut, dessen Errichtung zur Aus-
Uliehung säumiger Abgebenp ellger vonergnügungsorten S. ö1.

P.
Patent über die im Jahre 100 zu ent-richtenden Landesabgaben S. 560,
— üÜNlber die im Jahre 1911 zu ent-

richtenden Landesabgaben S. 149.

über die für das Jahr 1910 zu ent-
richtende Einkommensteuer S. 59.

Pensionsverhältnisse der Staatsdiener,
Geistlichen, Lehrer, Kirchendiener und deren
Hinterbliebenen S. 39.

Postorduunng, deren Abänderung S.
76. 152.

O.

R.

Nechtsfähikeit, deren Verleihung an die
Heinrich-Elisen-Stiftung in GreizS. 72.

S.

Schtachwuie und Fleischbeschau, derenKosten

Schullehrerseminar, (.
seminar.

Sekretartat der Staatsanwalsschaft, s.
Versügungen.

Landeslehrer=

Seminar, s. Landeslehrerseminar.

Sonn= und Festtage-Feler S. 61.

Sonntagsrube im Handelsgewerbe S. 61.
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Staatabiener, s. Pensionsverhãltnisse.

Etaptgemetabevorstnde. deren Straf-festsetzungsrecht S. 95.

Stellenvermittler, Lewerbemähige, derenGeschäftsbetrieb S. 113.

Strafeste ungsereht der Stadtgemeinde-vorstände S. 95

T.

U.
Unkrant, dessen Verbrennen im Freien

S. 127.

Verbrennen von Kartoffelkraut und Un-
kraut im Freien S.

r„ tne, gerichtliche, die von Amts-wegen ewirienden Zutelungen undBe nnthuachungen solcher.
Vergnügungsorte, öffentliche, Aus-

schliehun. säumiger Abgabenpflichtiger51.

.
A
D

l

s

l

stchieuchewllbekemkommen zwischen demDeutschen Reiche und rreich-Ungarn,
Wbänderung der 4 le desselben

Siehpählung. die am 1. Dezember 1910stattfindende S. 129.

Volksschullehrer, deren Diensteinkommen
S. 42.

Volksschullehrerlunen, deren Besoldung
S. 46.

Vollszählung, die am 1. Dezember 1910
stattsindende S. 105.

W.

Weingesetz, dessen weilere Ausführung
S. 101.

Juständigleit s. Landesverwaltung.

Zustellungen gerichtlicher Verfügungen
von Amts wegen S. 66.
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